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36 000 Menschen 

sind 1990 sind in der BRD aufgrund des 
Konsums illegalisierter Drogen verstor¬ 
ben - Opfer staatlicher Drogenpolitik. 
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Wekwerth ist tot 

Der Name des großen Regisseurs stand 
für Welterfolge und für einen produktiven 
Umgang mit dem Brecht-Erbe. 
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Thema der Woche 


Vor 100 Jahren begann 
der 1. Weltkrieg 

Am 28. Juli erklärte Österreich-Ungarn 
dem südlichen Nachbarn Serbien den 
Krieg. Am 30. Juli mobilisierte Russ¬ 
land. Am 1. August erfolgte die deut¬ 
sche Kriegserklärung an Russland. 
Deutsche Truppen fielen am 2. bzw. 
4. August in Luxemburg und Belgien 
ein. Am 3. August erfolgte die Kriegs¬ 
erklärung an Frankreich. 

Das große Morden begann ... 
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Schuldzuweisungen ohne Beweise 

Propagandaschlacht um die abgestürzte malaysische Passagiermaschine 



Amsterdam, Flughafen Schiphol: In Gedenken an die Toten des Fluges MH 17 legen viele Menschen Blumen nieder 
Foto: Roman Boed / flickr.com (CC BY 2.0)) 


A m 17. Juli ist im umkämpften 
Südosten der Ukraine eine 
Boeing 777 der Malaysian 
Airlines mit 283 Fluggästen, darunter 
vielen Kindern, und 15 Besatzungs¬ 
mitgliedern an Bord aus einer Flug¬ 
höhe von 10 000 Metern abgestürzt. 
Niemand hat die Katastrophe über¬ 
lebt. Die beiden Kriegsparteien - das 
Kiewer Putschisten-Regime und die 
nicht anerkannten Volksrepubliken 
Donezk und Lugansk - weisen sich 
gegenseitig die Schuld an der Tra¬ 
gödie zu. Den Hauptschuldigen ma¬ 
chen die von geradezu krankhaftem 
Russenhass zerfressenen Kiewer Ul¬ 
tranationalisten und Faschisten al¬ 
lerdings in Russland und besonders 
Präsident Putin persönlich aus. 

Wie nicht anders zu erwarten war, 
haben die USA und die EU sowie die 
meisten westlichen Massenmedien 
sofort und ohne jede Prüfung die 
Schuldzuweisung der neuen Kiewer 
Machthaber übernommen. So wusste 
US-Außenminister Kerry, noch be¬ 
vor auch nur ein einziges Wrackteil 
von Experten in Augenschein ge¬ 
nommen worden war, in einem In¬ 
terview mit CNN angeblich bereits, 
dass die malaysische Maschine von 
einem aus Russland den „Separatis¬ 
ten“ übergebenen Flugabwehrsystem 
abgeschossen worden sei. Beweise 
dafür legte er nicht vor. Und auch 
Präsident Obama erklärte, dass die 
Maschine mit einer Boden-Luft-Ra¬ 
kete zerstört worden sei. Die Rakete 
sei von dem Territorium abgefeuert 
worden, das von den Separatisten 
kontrolliert werde. Belege dafür hat¬ 
te er ebenfalls nicht im Köcher. 

Allerdings wären Zweifel auch 
dann angebracht, wenn Politiker aus 
den USA oder den anderen imperia¬ 
listischen Hauptmächten angebliche 
Beweise für ihre Behauptungen prä¬ 
sentieren würden. Schließlich gehört 
die Produktion gefälschter „Bewei¬ 
se“ mit dem Ziel, Vorwände für impe¬ 
rialistische Kriege zu schaffen, zum 
Handwerkszeug der Geheimdienste 
dieser Mächte. Es genügt mit Blick 
auf die jüngere Geschichte der USA 
nur an den „Tonking-Zwischenfall“ 
als Vorwand für den barbarischen 
Bombenterror gegen die Zivilbe¬ 
völkerung im Vietnamkrieg und den 
verbrecherischen Einsatz von Che¬ 
miewaffen sowie die gefälschten 


Sehr geehrte Frau Merkel, 
wir sind, wenn es gestattet ist ... 

... diejenigen, die nicht eingela¬ 
den wurden von Ihnen, weil wir nichts 
mehr Ordentliches zum Anziehen ha¬ 
ben. Denn in unserer spärlichen Gar¬ 
derobe befinden sich seit Jahren nur 
Klamotten aus der Kleiderkammer 
von Caritas, Hartz IV-Bezug oder 
Flaschenpfand. 

Wir sind, wenn es gestattet ist ... 

... diejenigen, die nicht ausge¬ 
wählt wurden, weil wir unerwünsch¬ 
te Personen sind als Flüchtlinge. 
Dies wurde uns bei der Ankunft in 
Deutschland auf die Stirn gebrannt - 
man erkennt uns von weitem. Und 
mit der Residenzpflicht, die auch Sie 


„Beweise“ für angebliche Massen¬ 
vernichtungswaffen Saddam Hus¬ 
seins als Begründung für den Irak¬ 
krieg zu erinnern. Hinsichtlich der 
jüngeren Geschichte des deutschen 
Imperialismus reicht es, auf den ge¬ 
fälschten „Hufeisenplan“ des sozi¬ 
aldemokratischen Kriegsministers 
Scharping als Auslöser für die Betei¬ 
ligung Deutschlands am Überfall auf 
Serbien hinzuweisen. 

Bezeichnend ist auch, dass so¬ 
wohl das ukrainische Putschisten- 
Regime wie seine westlichen Paten 
die erste Frage, die sich jeder Krimi¬ 
nalist bei der Suche nach den Schul¬ 
digen für ein Verbrechen stellt, wie 
der Teufel das Weihwasser scheuen. 
Die Frage lautet, wem nützt es, wer 
hat ein Motiv? Für den möglichen 
Abschuss der malaysischen Maschi¬ 
ne kommen im unmittelbaren und 
näheren Umfeld der Absturzstelle 


mit zu verantworten haben, hält man 
uns mit rechtlichen Ketten am Ort 
der Asylantenheime fest. 

Wir sind, wenn es gestattet ist... 

... diejenigen, die am Tage Ihres 
Geburtstages wieder einmal zu hun¬ 
derten in überfüllten Schiffen übers 
Meer kamen als Bootsflüchtlinge. 
Und obwohl wir froh sind, dass wir 
lebend an der Küste Italiens anlang¬ 
ten, wissen wir, dass zehntausende 
unserer Brüder und Schwestern seit 
Jahren tot auf dem Meeresgrund lie¬ 
gen, weil Sie mit anderen Regierungs¬ 
chefs weiterhin dafür sorgen, dass die 
Mauern der Festung Europa unüber¬ 
windbar sind. 

Wir sind, wenn es gestattet ist... 


drei mögliche Schuldige in Frage, 
die beiden kriegführenden Parteien, 
die sich direkt am Absturzort gegen¬ 
überstehen, und Russland, das theo¬ 
retisch in der Lage wäre, von seinem 
nahe gelegenen Territorium aus das 
Flugzeug mit einer Boden-Luft-Ra¬ 
kete zu erreichen. 

Allerdings scheidet diese Mög¬ 
lichkeit bei der Suche nach einem 
Motiv für Menschen, die sich ihren 
gesunden Verstand bewahrt haben 
sofort aus. Auch bei bösestem Wil¬ 
len lässt sich kein Argument dafür 
finden, dass Russland Nutzen aus 
dem Abschuss eines zivilen Flug¬ 
zeugs über dem Donbass ziehen 
könnte. Was die Bürgerwehren der 
nicht anerkannten Volksrepubliken 
angeht, so lässt sich auch für sie kein 
plausibles Motiv für den Abschuss 
eines zivilen Flugzeugs erkennen. 
Auch ihnen könnte eine solche Ak- 


... diejenigen, die von Ihren Si¬ 
cherheitsleuten als suspekt eingestuft 
wurden. Weil wir nämlich schon viel 
länger abgehört werden als Ihr blö¬ 
des Handy. Und wir waren jedes Mal 
dabei, wenn der Castor geschottert 
wurde, wenn die Polizeiknüppel bei 
Stuttgart 21 auf uns einschlugen, oder 
beim Blockupy-Kessel in Frankfurt. - 
Eben immer dann, wenn Widerstand 
von Bürgerinnen und Bürgern not¬ 
wendig ist. 

Wir sind, wenn es gestattet ist... 

... diejenigen, die Sie auf keinen 
Fall bei Ihrer Feier wollten, weil wir 
Ihnen garantiert die Stimmung ver¬ 
dorben hätten mit unserem Zorn, un¬ 
serem Leid, unserer Trauer. 


tion nur Schaden bringen. Mit hun¬ 
dertprozentiger Sicherheit lässt sich 
allerdings nicht ausschließen, dass 
sie die Verursacher der Tragödie 
sein könnten. Dass würde allerdings 
voraussetzen, dass sie außer tragba¬ 
ren Luftabwehrraketen, mit denen 
die in geringeren Höhen fliegenden 
ukrainischen Bomber, militärischen 
Transportmaschinen und Kampf¬ 
hubschrauber abgeschossen wurden, 
auch über Raketensysteme verfügen, 
die die Flughöhe von 10 Kilometer 
erreichen können, in denen die zivi¬ 
len Linienmaschinen fliegen. Dafür 
gibt es jedoch keine Beweise. Wenn 
sie dennoch ein solches System be¬ 
sitzen sollten, wäre nur ein tragischer 
Unfall oder Unfähigkeit im Umgang 
mit dieser Technik denkbar. 

Willi Gerns 

Weiter auf Seite 6 


Denn Sie sind mit dafür verant¬ 
wortlich, dass unsere Söhne, die Sie 
in einen völkerrechtswidrigen Krieg 
nach Afghanistan geschickt haben, in 
schwarz-rot-golden verzierten Särgen 
zurückkamen. 

Wir sind, wenn es gestattet ist ... 

... die Hubers, Meiers, Müllers, 
Schulzes und Schmidts. Kurzum, wir 
sind das Volk. 

Wir sind diejenigen, die von Ihnen 
nie eingeladen werden, sondern denen 
von Ihnen nur aufgeladen wird. - Weil 
Ihnen die Rettungsschirme für Ban¬ 
ken und Unternehmen schon immer 
wichtiger waren als die Menschen im 
Land. 

Werner Lutz 


Zum Angriff 
auf Gaza 

Die Kommunistische Partei Israels und 
die Demokratische Front für Frieden 
und Gleichheit Chadash drücken ihren 
Zorn und ihren Schmerz über den kri¬ 
minellen und inhumanen Angriff Isra¬ 
els auf die Menschen in Gaza aus. Wir 
übermitteln hiermit unsere tiefe Sym¬ 
pathie und Solidarität an die Menschen 
in Gaza, die von einer bösartigen Re¬ 
gierung getötet und verletzt werden, 
deren einzige Absicht es ist, die Beset¬ 
zung und Kolonisierung der besetzten 
Palästinensischen Territorien und die 
Belagerung Gazas aufrechtzuerhalten. 

Seit Beginn des Angriffs haben die 
KP Israels und Chadash eine Reihe von 
Demonstrationen und Aktivitäten ge¬ 
gen diesen Überfall organisiert und an¬ 
geführt und verlangt, das Feuer sofort 
einzustellen und die Zivilbevölkerung, 
Palästinenser wie Israelis, aus diesem 
blutigen Konflikt herauszuhalten. Bei 
diesen unseren Aktivitäten und Initi¬ 
ativen wurden wir von faschistischem 
und rassistischem Mob angegriffen, 
während die israelische Polizei kaum 
etwas getan hat, dies zu stoppen. Diese 
gewaltsamen Angriffe wurden praktisch 
von der neofaschistischen Regierung 
gefördert, die ständig gegen alle pro¬ 
gressiven und demokratischen Kräfte 
Israels hetzt, insbesondere gegen die KP 
Israels und Chadash und mehr noch ge¬ 
gen die im israelischen Staat ansässige 
arabisch-palästinensische Bevölkerung. 

Gestern (Samstag, 19. Juli) demons¬ 
trierten Hunderte von uns - Juden und 
Araber-Palästinenser gemeinsam - in 
Haifa gegen die israelische Aggressi¬ 
on. Wir wurden vom jüdischen Neo¬ 
nazi-Mob geschlagen und verfolgt, ei¬ 
nige von uns wurden mit Steinen und 
Flaschen verletzt, die auf uns geworfen 
wurden. Die Polizei verhaftete 13 unse¬ 
rer Mitglieder, obwohl niemand unter 
ihnen in irgendeine Gewaltaktion ver¬ 
wickelt war. 

Genossen, wir werden weiterma¬ 
chen! Wir werden uns niemals der Ein¬ 
schüchterung und Gewalt ergeben: 
Gaza, wir von der KP Israels und von 
Chadash, Juden wie Araber, werden un¬ 
seren Kampf für die Befreiung des pa¬ 
lästinensischen Volkes fortsetzen! 

Juden und Araber sind nicht Fein¬ 
de, sondern Genossen - Brüder und 
Schwestern! 

Befreit Gaza! Nieder mit der Be¬ 
satzung! Lange lebe das unabhängige 
Palästina! 

Statement der Kommunistischen 
Partei Israels vom 20.7.2014 

70. Jahrestag der Ermor¬ 
dung Ernst Thälmanns 
23. August 2014 in Berlin 

10 Uhr bis 12 Uhr, Konferenz, 
Karl-Liebknecht-Haus (Kleine Alex- 
anderstr. 28), Rosa-Luxemburg-Saal 

12 Uhr bis 13 Uhr, Kranzniederlegung 
an der Gedenktafel für Ernst 
Thälmann, Karl-Liebknecht-Haus 

13 Uhr bis 14 Uhr, Demonstration 
zum Ernst-Thälmann-Park 

14 Uhr bis 16 Uhr, Kundgebung vor 
dem Ernst-Thälmann-Denkmal, 
Greifswalder Straße. Berlin- 
Prenzlauer Berg 

Achtung! Doppelnummer! Die 
Nr. 32 erscheint am 8.8.2014 


Nachträglich zum Sechzigsten... 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Lucas Zeise 

Konkurrenz 
für den Chef-Financier 


Es wirkt wie ein Scherz der Welt¬ 
geschichte. Brasilien, Russland, In¬ 
dien, China und Südafrika gründen 
einen gemeinsamen Währungsfonds 
und eine gemeinsame Entwicklungs¬ 
bank. Sie tun dies ausdrücklich ge¬ 
gen die Dominanz der USA in Po¬ 
litik und Weltfinanz. Ihr Club nennt 
sich „BRICS“, ein Kürzel, das von 
einem Investmentbanker namens 
Jim 0‘Neill einfallslos aus den An¬ 
fangsbuchstaben der fünf Länder zu¬ 
sammengesetzt wurde. Dieser Herr 
war - zu Beginn des Jahrtausends - 
bei der schon damals wichtigsten In¬ 
vestmentbank der Welt, Goldman 
Sachs, beschäftigt. Seine Absicht war 
es, Geld für Fonds einzuwerben, die 
das gesammelte Geld vorwiegend in 
diese fünf großen Länder außerhalb 
der bisherigen Zentren des Weltka¬ 
pitalismus investierten. 

0‘Neill und Goldman Sachs ha¬ 
ben aufs richtige Pferd gesetzt. Die 
fünf BRICS-Staaten sind, wie andere 
Schwellenländer auch, in den vergan¬ 
genen zehn bis zwanzig Jahren stärker 
gewachsen als die hochentwickelten 
Regionen Nordamerika, Europa und 
Japan. Die Krise des Weltkapitalis¬ 
mus seit 2007 hat diese unterschied¬ 
liche Entwicklung akzentuiert. China 
ist mittlerweile hinter den USA die 
zweitgrößte Volkswirtschaft der Erde. 
Das ist die realwirtschaftliche Seite 
der Angelegenheit. Finanziell ist die 
Führung des Weltkapitalismus unver¬ 
ändert in den Händen der etablierten 
Kapitalisten unter Führung der USA. 
Nur drei Stichworte dazu: Die chine¬ 
sische Zentralbank legt ihre riesigen 
Überschüsse in auf Dollar lautende 
US-Staatsanleihen an. Das Finanzka¬ 
pital in den imperialistischen Zentren 
bezieht laufend Finanzerträge aus 
den Entwicklungs- und Schwellenlän¬ 



dern - natürlich auch aus den Brics- 
Staaten. Die Finanzbeziehungen der 
Staaten untereinander werden von 
den in Washington residierenden Ins¬ 
titutionen IWF und Weltbank gesteu¬ 
ert, in denen die alten Industrieländer 
die Stimmenmehrheit haben und die 
USA ein Vetorecht. 

Die Staatschefs der fünf Brics- 
Staaten haben am 16. Juli in Forta- 
leza (Brasilien) eigene Finanzsteu¬ 
erungsinstitutionen gegründet. Ihre 
Absicht ist es ausdrücklich nicht, die 
bestehende Weltfinanz-(un)Ordnung 
zu ändern oder gar umzustürzen. Sie 
wollen vielmehr in der ersten Reihe 
der Entscheider dabei sein. Sie wol¬ 
len nicht wie bisher der Aggression 
der imperialistischen einzigen Füh¬ 
rungsmacht ausgesetzt werden. Sie 
tun sich zusammen, um der Herr¬ 
schaft des US-Dollars etwas entge¬ 
genzusetzen. Für die noch schwäche¬ 
ren Länder ist das eine gute Nach¬ 
richt. Sie haben Alternativen zum 
Diktat des bisherigen Chef-Finan¬ 
ciers. Wir sind einen Schritt weiter 
hin zu einer multipolaren imperialis¬ 
tischen Welt. 


Kanzlerin auf Abruf?! 


Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU), gerade erst vom US-Magazin 
„Forbes“ zur mächtigsten Frau der 
Welt gekürte Jubilarin, ließ sich in der 
CDU-Zentrale von rund 1 000 auf der 
als „Berliner Gespräch Spezial“ getarn¬ 
ten Geburtstagsveranstaltung huldig¬ 
ten. Das ist weitaus billiger als eine pri¬ 
vate Home-Party in „Muttis“ Garten. 

Ihr Ranking als mächtigste Frau 
der Welt verdankt die sozialkalte Bun¬ 
deskanzlerin wohl der Tatsache, dass 
sie die Vorgaben der Finanz-Lobby 
und anderer Kapitalfraktionen erfolg¬ 
reich und rigoros in praktische Politik 
umsetzt. Gertrud Hohler hat in ihrem 
Buch „Die Patin“ Angela Merkel als 



eine „Zerstörerin der Demokratie“ 
bezeichnet. Merkel selbst will erklär¬ 
termaßen die „marktkonforme Demo¬ 
kratie“, was wohl in der Konsequenz 
dasselbe ist. 

In der DDR, wo die noch von vie¬ 
len verehrte Frau Merkel ihre besten 
Jahre verbrachte, war der 60. Geburts¬ 
tag das normale Renteneintrittsalter 
für Frauen. In der Bundesrepublik galt 
diese ebenfalls bis 1999. Als Frau Je¬ 
dermann käme Frau Merkel nicht in 


den „Genuss“ der jetzt beschlossenen 
abschlagsfreien Rente mit 63. Denn die 
gilt nur für die Jahrgänge 1951 bis 1953. 
Aber da die Bundeskanzlerin dem Ka¬ 
binett schon vor Heraufsetzung des 
Bezugsalters für Ministerbezüge im 
Jahr 2007 angehörte, ist sie schon seit 
ihrem 55. Geburtstag pensionsberech¬ 
tigt. Ihre Rente wäre wohl trotzdem 
auskömmlich, weil im fünfstelligen 
Euro-Bereich. 

Normalrentner Innen können da¬ 
von höchstens träumen. „Mutti“, er¬ 
klärte den Geburtstagsgästen, was sie 
vom abwesenden Horst Seehofer ge¬ 
lernt habe: „Wenn’s heute schön ist, 
muss es morgen nicht genauso sein.“ 
„Ja“ - so ergänzte sie wohl von Freud 
dazu verführt - „das ist der Sinn von 
Politik.“ 

Auf die Frage: „Fürchten Sie, im 
Rentenalter oder - sofern Sie bereits 
Rentner sind - in den nächsten Jahren 
Ihren Lebensstandard nicht mehr hal¬ 
ten zu können?“ antworteten 72 Pro¬ 
zent der Befragten mit „Ja“. Die heu¬ 
tige (2014) Rentengeneration wird die 
geschichtliche Ausnahme bleiben: Ihr 
geht es so gut wie keiner Rentenge¬ 
neration zuvor, obwohl heute schon 
zwei Prozent der mehr als 20 Millio¬ 
nen Rentner auf Grundsicherung (der 
neue Begriff für Sozialhilfe) im Alter 
angewiesen sind. Für die zukünftigen 
Rentner wird das eher die Regel als 
die Ausnahme sein. Ein jetziger Durch¬ 
schnittsverdiener, der 40 Jahre lang 
Rentenbeiträge einzahlt, kann nur mit 
einer Rente von höchstens 650 Euro 
rechnen. So nimmt nicht wunder, dass 
68 Prozent aller Bundesbürger - also 
gut zwei Drittel - dagegen sind, dass 
die Kanzlerin zu ihrem 70. Geburtstag 
in zehn Jahren noch regieren wird. Es 
ist an uns, sie gemeinsam vorzeitig ab¬ 
zuberufen! 

Manfred Dietenberger 


„Gleicher Lohn ist gut - doch wir 
brauchen auch gleiche Rechte!“ 

Ein Gespräch mit Ex-Autovisionern bei VW Osnabrück 


Die Verteiler der DKP-Betriebszeitung 
„Roter Käfer“ am VW-Standort Osna¬ 
brück hören oft: „Was tut ihr denn für uns 
Leiharbeiter?“ Kollege Paul hat sich mit 
einigen Ex-Autovisionern zu einem Ge¬ 
spräch getroffen, damit sie uns und euch 
ihre Situation schildern. Die Namen wur¬ 
den von der Redaktion geändert. Wir ha¬ 
ben dieses Gespräch der neuesten Ausgabe 
des „Roten Käfer“ entnommen. 

Roter Käfer: 36 Monate als 
„Autovision“-Leiharbeiter bei Volks¬ 
wagen, manche jetzt nach der Über¬ 
nahme zu Volkswagen wieder befris¬ 
tet - wie fühlt man sich da? 

Fritz: Vor allem: unsicher! Nicht voll 
akzeptiert, nicht zugehörig, nicht voll¬ 
wertig, nicht voll in der Mannschaft - 
auswechselbar. Das ist psychisch sehr 
belastend. Die ganze Belegschaft fühlt 
sich unsicher wegen der schlechten 
Auslastung, aber uns hat das natürlich 
besonders getroffen. 

Ali: Dabei mussten gerade wir immer 
besonders hundertprozentige Arbeit 
leisten: Nur nicht auffallen, bloß nicht 
krank werden. Manche kamen krank 
zur Arbeit, einige mussten sogar von 
den Meistern nach Hause geschickt 
werden. Dafür haben wir lange Zeit 
noch weniger Geld bekommen als die 
Stammbeschäftigten und damit den 
Gewinn von Volkswagen gesteigert. 


Natascha: Bei den Übernahmerunden 
wurden dann manche ausgesiebt. Ich 
hatte Glück, bin geblieben. Andere ha¬ 
ben auch ihre Arbeit gemacht, hatten 
nur das Pech, öfter krank zu werden oder 
nicht so vielseitig einsetzbar zu sein. 

Roter Käfer: Die IG Metall fordert „glei¬ 
che Arbeit - gleiches Geld“ Bei Volks¬ 
wagen ist dieses Ziel mit der „ Charta 
der Leiharbeit“ im Grundsatz erreicht, 
auch wenn das speziell in Osnabrück 
eine „schwere Geburt“ war und zum Teil 
noch ist. Habt ihr euch trotzdem noch als 
„Beschäftigte zweiter Klasse“gesehen? 

Natascha: Ja, natürlich, ohne Wenn und 
aber. Wir tragen zwar die gleiche Ar¬ 
beitskleidung, aber Leiharbeit ist nicht 
das Gleiche. Dabei stehen wir an der 
gleichen Kette, sind in der gleichen Ge¬ 
werkschaft - aber wir haben nicht den 
gleichen Schutz. 

Ali: Der Schutz durch Betriebsrat und 
Gewerkschaft ist ausgehebelt, weil 
Leiharbeiter und Befristete einfach 
nicht den gleichen Kündigungsschutz 
haben wie Stammbeschäftigte. Dar¬ 
um herrscht ein ständiger Druck, eine 
ständige Angst, etwas falsch zu machen, 
obwohl wir genauso anständige Arbeit 
machen wie alle anderen. Und oft ge¬ 
nug bekommst du als Leiharbeiter an 
der Kette die schlechtesten Akkorde, 
die kein anderer machen will - einfach 


weil du Angst hast, dich dagegen zu 
wehren. Gleicher Lohn ist gut - doch 
wir brauchen auch die gleichen Rechte! 

Fritz: Wobei, was den Lohn angeht, 
sind ja auch die Stammbeschäftigten 
in Osnabrück noch „Beschäftigte zwei¬ 
ter Klasse“... 

Roter Käfer: Die DKP fordert das 
Verbot von Leih- und Zeitarbeit, von 
Befristungen sowie Werkverträgen zu¬ 
gunsten von Normalarbeitsverhältnis¬ 
sen. Was denkt ihr darüber? 

Ali: Das unterstreiche ich! Eigentlich gibt 
es ja nur zwei Seiten in der Gesellschaft: 
der eine macht ordentlich seine Arbeit, 
der andere geht scheffeln. Aber bei den 
verschiedenen Arbeitsverhältnissen fragt 
man sich: wo gehöre ich hin, zu welcher 
Schicht? Was habe ich „verbrochen“, dass 
ich kein „Stammarbeiter“ bin? 

Fritz: Auch ich stimme voll zu. Das 
Prinzip ist „Spalte und herrsche“ - 
Stamm, Leiharbeit bei Autovision, 
Werkvertrag bei Hansmann, es geht 
immer noch schlimmer. 

Natascha: Leider ist dies vielen Kolle¬ 
gen nicht bewusst. Manche haben nur 
ein Abteilungsbewusstsein, denken 
nicht darüber hinaus. Dabei gehen wir 
alle durchs gleiche Werkstor und inves¬ 
tieren unsere Arbeitszeit ins Werk. 


Streik im Solebad 

Kolleginnen fordern gleichen Lohn für gleiche Arbeit 



W eil es im städtischen Un¬ 
ternehmen Natur Solebad 
Werne GmbH mehr als un¬ 
gerecht zugeht, befindet dort sich die 
Belegschaft schon bereits seit dem 
18. März im Streik. Bezahlt wird nach 
Gutsherrenart. Gegenwärtig erhalten 
Solebad-Beschäftigte bei gleicher Tä¬ 
tigkeit und gleicher Stundenzahl bis zu 
1 000 Euro unterschiedlichen Lohn. 

In dem städtischen Unternehmen 
ist das sogenannte Normalarbeitsver- 
hältnis“ (Vollzeit, unbefristet, mit Ta¬ 
rifvertrag) ein absoluter Ausnahmefall. 
Das trifft auf nur sieben Beschäftigte 
zu, also weniger als zehn Prozent der 
Belegschaft. Arbeitnehmerrechte müs¬ 
sen dort durch Anwälte und Gewerk¬ 
schaft erstritten werden. 

Früher war das Bad komplett städ¬ 
tisch und es galt der Tarifvertrag Öffentli¬ 
cher Dienst, da die Stadt im kommunalen 
Arbeitgeberverband (KAV) war. 2007 
wurde dann die Natur Solebad GmbH 
gegründet. Aus dem rein städtischen Bad 
wurde nun eine GmbH, also eine private 
Rechtsform, doch gehört das Bad nach 
wie vor zu 100 Prozent der Stadt Werne. 


Daher haben einige Kolleginnen wegen 
ihrer früheren Tätigkeit dennoch einen 
Tarifschutz, die meisten aber nicht. 

Die streikenden Kolleginnen wollen 
nicht mehr und nicht weniger als Gleich¬ 
behandlung und verlangen deshalb die 
Einbindung aller Beschäftigten in den 
Tarifvertrag. Die Stadt Werne war es, die 
mit ihrem Austritt aus dem Arbeitgeber¬ 
verband den Beschäftigten den Tarif¬ 
schutz raubte. Die Stadt Werne war es 
auch, die nach der Überleitung des So¬ 
lebades in eine GmbH ihre sogenannten 
„Alt-Beschäftigten“ erpresserisch vor 
die Wahl stellte „unterschreiben oder 
arbeitslos“. Diesen Druck auszuhalten 
und nicht nachzugeben ist schwer, be¬ 
sonders für die Neueingestellten. Soviel 
zum Thema Sozialpartnerschaft. 

Die Geschäftsführung des Bades 
unternimmt große Anstrengungen, den 
Streik der Kollegen zu brechen. Dazu 
werden einige Nichtstreikende sehr gut 
bezahlt. Andere werden mit falschen 
Versprechungen eingelullt, wieder an¬ 
dere können einfach aus persönlichen 
Gründen nicht mehr. Als Streikbrecher 
werden von der Geschäftsführung des 


Bades auch geringfügig Beschäftigte 
missbraucht. 

Die Kolleginnen streiken gerade 
jetzt in den Sommerferien, wohl wis¬ 
send, dass das Solbad gerade in dieser 
Zeit von der Bevölkerung gebraucht 
würde. Aber nicht gegen die Badegäs¬ 
te richtet sich ihr Streik sondern ge¬ 
gen die Blockadepolitik vor allem des 
Bürgermeisters und der Ratsfraktio¬ 
nen von CDU, SPD, UWW und FDP. 
Der Streik in der Badesaison kann die 
Verhandlungsmacht der Kolleginnen 
erheblich stärken. Mit tausenden gut 
gemachten Flugblättern werben die 
Streikenden um Verständnis und So¬ 
lidarität der Badegäste und Bürger 
der Stadt. Auch wenn sich jetzt einige 
Herrschaften aus der Kommunalpo¬ 
litik so gebärden, als gehöre das Bad 
ihnen, so ist das dennoch falsch. Die 
Stadt ist 100-prozentige Gesellschafte¬ 
rin der Natur Solebad Werne GmbH, 
und damit gehört das Bad nach wie 
vor den Bürgerinnen und Bürgern der 
Stadt Werne. Den Streikenden gehört 
unsere Solidarität. 

Wilhelm Dörner 
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WMF-Zerschlagung verhindern! 

Menschenkette gegen Arbeitsplatzvernichtung 



M ehrere Tausend Menschen 
folgten am 19. Juli dem Auf¬ 
ruf der IG Metall. Beschäftig¬ 
te aus allen WMF-Standorten, Abord¬ 
nungen aus vielen Betrieben der Regi¬ 
on und Bürger der Stadt aus Vereinen, 
Kirchen, unterschiedlichen Parteien 
umzingelten mit einer Menschenket¬ 
te das Betriebsgelände der WMF im 
Württembergischen Geislingen. 

Unterstützt wurden sie von vielen 
Genossinnen und Genossen, die ei¬ 
nem gemeinsamen Aufruf des DKP- 
Bezirksvorstandes und der SDAJ ge¬ 
folgt waren. Mit Fahnen und Transpa¬ 
renten gekommen, verteilten sie ihre 
Solidaritätserklärung und bekamen 
gute Resonanz. 

Die Proteste richteten sich gegen 
die Zerschlagung der WMF-Struktur 
(die neben dem Geislinger Stamm¬ 
werk auch etliche Tochterbetriebe um¬ 
fasst) durch KKR (der neue Besitzer) 
und gegen die Entlassung von (vorerst) 
700 der 7 000 Beschäftigten. 

Obwohl WMF alljährlich fünf bis 
sieben Prozent Gewinne erwirtschaf¬ 
te, würde wieder einmal ein Traditions¬ 
betrieb von einer „Investor-Heuschre¬ 
cke“ systematisch ausgeschlachtet und 
finanziell ausgeblutet, klagten viele 
Rednerlnnen an. 

Es wird langsam auch in Baden- 
Württemberg wieder zur guten Tradi¬ 
tion, dass Belegschaften Arbeitsplatz¬ 
vernichtung nicht mehr widerstands¬ 
los hinnehmen. Nach den Kämpfen 
bei Aistom in Mannheim, Daimler in 


Sindelfingen, KBA-MetalPrint, Behr in 
Stuttgart und Norgren in Großbettlin¬ 
gen, protestieren derzeit in Esslingen 
die Beschäftigten von Thyssen Krupp 
Presta mit der Durchführung einer 
Marathon-Betriebsversammlung ge¬ 
gen die geplante Schließung. 

Die Menschenkette in Geislingen 
hatte einen Hauch der Friedensbewe¬ 


gung der 1980er Jahre an sich (oder 
der Anti-Stuttgart 21 Bewegung), 
was die Breite der Teilnahme betrifft. 
Und auch sonst gibt es Parallelen: die 
IG Metall-Aktion in Geislingen war 
ein moralischer Aufschrei. 

Moral ist wichtig, weil ohne sie 
kein Widerstand entsteht. Kampf¬ 
moral hat immer etwas mit Gerech¬ 


tigkeitsempfinden zu tun. Aber die 
Kämpfe werden nicht durch morali¬ 
sche Argumente allein entschieden. 
Entscheidend ist letztendlich immer 
die Machtfrage. Und hier wird noch 
Einiges strategisch zu erarbeiten und 
zu entwickeln sein, nicht nur von der 
IG Metall. 

Manfred Jansen 


Bildung muss besser und gerechter werden 

Aktionstag der IG-Metall-Jugend am 27. September in Köln 



Die „Revolution Bildung“ knüpft an die erfolgreiche Kampagne „Operation Übernahme“ der 
IG-Metall-Jugend an. 


„Bildung. Macht. Zukunft“ ist das 
Motto für den bundesweiten Ak¬ 
tionstag der IG-Metall-Jugend 
am 27. September in Köln. Einge¬ 
bettet ist dieser Tag in die Kam¬ 
pagne „Revolution Bildung“, in 
deren Rahmen bereits am 5. Juni 
Tausende junger Metaller für bes¬ 
sere Weiterbildung in den Bezir¬ 
ken Baden-Württemberg und 
NRW auf die Straßen gegangen 
sind (die UZ berichtete). 

Auf der Internetseite revolu- 
tionbildung.de mobilisieren die 
jungen Metallarbeiterinnen für 
das Projekt und formulieren ihre 
Forderungen. Dort heißt es u.a.: 

„Wir brauchen mehr Qualität 
in Bildung, denn gute Bildung ist 
der Schlüssel zu einer starken De¬ 
mokratie und einer zukunftsfähi¬ 
gen Gesellschaft. Die Wirtschaft 
ruft nach Fachkräften zur Siche¬ 
rung des Standorts Deutschland. 

Und angeblich sorgt sich die Po¬ 
litik um die Zukunft unserer De¬ 
mokratie. Doch beide tun wenig für un¬ 
sere Bildung, Ausbildung und Weiter¬ 
bildung: 


Azubis aller Branchen sehen deutli¬ 
che Qualitätsmängel in der Ausbildung. 
Nicht einmal jede/r zweite Beschäftig¬ 


te in Deutschland hat an einer Fortbil¬ 
dung teilgenommen. Studierende leiden 
unter der Verschulung des Studiums 


und der Verflachung des wissen¬ 
schaftlichen Niveaus. 647 000 Ju¬ 
gendliche unter 35 haben keinen 
Schulabschluss. Und unsere Kin¬ 
der werden - wenn überhaupt - 
mit Kita-Notprogrammen ruhig 
gestellt statt individuell gefördert. 

Statt nachhaltiger, qualifizier¬ 
ter Bildungswege zählt der kurz¬ 
fristige Output an jungen Men¬ 
schen aus dem Bildungssystem. 
Jede/n so schnell wie möglich als 
Arbeitskraft in die Wertschöp¬ 
fung einbinden - das geht nur zu 
Lasten der Qualität und der Men¬ 
schen. 

Statt guter Bildung für alle 
regiert „Eliten“-Förderung. Die 
Zukunftsfähigkeit bleibt auf der 
Strecke, der Kollaps ist program¬ 
miert: 2020 werden in Deutsch¬ 
land etwa 2,4 Millionen Fach¬ 
kräfte fehlen. In Sachen Bildungs¬ 
niveau liegt Deutschland im 
OE CD-Vergleich weit hinten: Es 
fehlen Facharbeiter/innen, Aka¬ 
demiker/innen, Meister/innen, Techni¬ 
ker/innen und weiteres qualifiziertes 
Fachpersonal.“ 


Wirtschafts-Nato TTIP 


Soeben legten die isw-Autoren Franz 
Garnreiter, Leo Mayer, Fred Schmid 
und Conrad Schuhler den 97. isw-re- 
port vor. 

Seit Juni 2013 verhandeln die EU 
und die USA im Geheimen über die 
größte Handels- und Investitionszone 
aller Zeiten. Im Jahr 2015 soll sie als 
TTIP, als Transatlantic Trade and In¬ 
vestment Partnership, offiziell instal¬ 
liert werden. Dies wäre verheerend. 

In fünf Kapiteln belegen die Au¬ 
toren: 

TTIP würde die Demokratie in ih¬ 
rem Nerv treffen. Den internationalen 
Investoren sollen Sonderklagerechte 
eingeräumt werden, so dass sie gegen 
jede politische Maßnahme, die ihre 
Profitaussichten schmälert, Schadens¬ 
ersatz geltend machen können, wie de- 


isw-report 97 erschienen 

mokratisch auch immer die neuen Ge¬ 
setze zustande kamen. Mit TTIP wird 
Demokratie unbezahlbar. 

TTIP wäre das Ende gewerkschaft¬ 
licher Tätigkeit, wie wir sie kennen. 
Der Vertrag besagt ja, dass in den bei¬ 
den Regionen USA und EU diesel¬ 
ben Handels-, Investitionsschutz- und 
Arbeitsnormen gelten. Nun haben die 
USA sechs der acht grundlegenden 
Kernarbeitsnormen der Internatio¬ 
nalen Arbeitsorganisation nicht ratifi¬ 
ziert, darunter die Konvention zur Ver¬ 
einigungsfreiheit und zum Recht auf 
Kollektivverhandlungen, Vorausset¬ 
zungen für fruchtbare gewerkschaft¬ 
liche Arbeit. 

Verheerend wären die Folgen auch 
für die Versorgung der Bevölkerung 
mit öffentlichen Gütern. TTIP würde 


- Stop! 



vorschreiben, bisher öffentlich produ¬ 
zierte Güter - von der Gesundheit bis 
zur Wasserversorgung - internationa¬ 
len Investoren zu überlassen und das 
Rückgängigmachen von Privatisierun¬ 
gen zu unterbinden. 

TTIP würde die internationalen 
Beziehungen vergiften und die Kon¬ 
fliktlinien in der Welt weit aufreißen. 
Zutreffend nannte Hillary Clinton 
TTIP „die ökonomische Nato“. Die 
gegenüber dem strammen Wachstum 
der Schwellenländer zurückfallenden 
„alten Metropolen“ wollen ihre globa¬ 
le Führungsstellung halten und wie¬ 
der ausbauen. Die ökonomische und 
die militärische Nato würden sich in 
ihren aggressiven Rollen gegenseitig 
stützen. 

isw-report 97, Juli 2014, 36 Seiten, 
3,50 Euro, zzgl. Versand 

Bestellung und Fragen unter: isw_ 
muenchen@t-online.de 


Noch keine Trendwende zu 
dauerhaftem Lohnplus 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) sieht trotz 
steigender Reallöhne noch keine ge¬ 
nerelle Trendwende zu langfristig 
besseren Einkommen. Kritisiert wird 
von der IG BAU auch, dass viele Ar¬ 
beitgeber die ausgehandelten Tarife 
nicht korrekt einhalten. Zunehmend 
werde selbst Gesellen nur der tarifli¬ 
che Mindestlohn gezahlt, obwohl sie 
qualifizierte Arbeiten ausführen. Das 
sind mehr als sechs Euro weniger pro 
Stunde. 

Jeden Monat werden den Kollegin¬ 
nen so mehrere hundert Euro vor¬ 
enthalten. „Wir fordern ,Faire Arbeit 
Jetzt!’ und dazu gehört die Eingrup¬ 
pierung in die richtige Lohngruppe. 
Unseriöse Arbeitgeber verbreiten 
Angst vor Entlassungen, um so die 
Gegenwehr zu ersticken. Wir erleben 
aber einen Bauboom mit gleichzei¬ 
tigem Fachkräftemangel. Die Angst 
vor Entlassung zieht nicht mehr“, so 
Robert Feiger, Vorsitzender der Ge¬ 
werkschaft. 

NGG tritt Bündnis bei 

Am 15. Juli 2014 ist die Gewerkschaft 
Nahrung Genuss Gaststätten (NGG) 
dem „Bündnis zum Schutz von Was¬ 
ser“ beigetreten. Das Bündnis fordert 
einen vollständigen Verzicht auf den 
Einsatz der Fracking-Technologie, so¬ 
lange nicht alle Risiken für Mensch 
und Umwelt sicher ausgeschlossen 
werden können. Claus-Harald Güs¬ 
ter, NGG-Vize: „Wasser ist unser 
wichtigstes Grundnahrungsmittel. 
Ohne sauberes und qualitativ hoch¬ 
wertiges Wasser können keine Le¬ 
bensmittel und Getränke hergestellt 
werden.“ 


TTIP: DGB und vzbv 
fordern Kurswechsel 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) und der Verbraucherzentra¬ 
le Bundesverband (vzbv) fordern ge¬ 
meinsam, die TTIP-Verhandlungen 
in eine andere Richtung zu lenken. 
Die Handelsgespräche sollten für die 
Durchsetzung besserer Arbeits-, So¬ 
zial-, Verbraucher- und Umweltstan¬ 
dards auf beiden Seiten des Atlantiks 
genutzt werden. Anlass ist die Fort¬ 
setzung der Verhandlungen zwischen 
der EU und den USA in dieser Wo¬ 
che in Brüssel. In dieser sechsten Ver¬ 
handlungsrunde stehen verschiedene 
Themen auf der Agenda: die Libera¬ 
lisierung des Dienstleistungshandels, 
der leichtere Zugang zum öffentli¬ 
chen Auftragswesen, der Abbau von 
Handelshemmnissen in den Industrie¬ 
sektoren Energie und Rohstoffe, aber 
auch das Thema Nachhaltigkeit. 


Mitbestimmung des Betriebs¬ 
rates bei Umkleidezeiten 

Bei dem An- und Ablegen einer auf¬ 
fälligen Dienstkleidung innerhalb des 
Betriebes handelt es sich um eine aus¬ 
schließlich fremdnützige Tätigkeit des 
tragepflichtigen Personenkreises und 
damit um Arbeitszeit i. S.d. § 87 Abs. 1 
Nr. 2 BetrVG. 

(BAG v. 12.11.2013-1 ABR 59/12) 

Betriebsbedingte Kündi¬ 
gung - Freier Arbeitsplatz 

Der Arbeitgeber hat es nicht in der 
Hand, eine Auswahlentscheidung 
nach § 1 Abs. 3 KSchG dadurch zu 
vermeiden, dass er zunächst einen ab¬ 
sehbar freien Arbeitsplatz (mit dem 
von ihm bevorzugten Arbeitnehmer) 
besetzt und später gegen über dem 
von ihm nicht bevorzugten Arbeit¬ 
nehmer eine Beendigungskündigung 
wegen fehlender Weiterbeschäfti¬ 
gungsmöglichkeiten ausspricht. Die 
Möglichkeit, das Arbeitsverhältnis 
mit einer weniger sozial schutzwürdi¬ 
gen Arbeitnehmerin sachgrundlos zu 
befristen, führt nicht dazu, dass der 
freie Arbeitsplatz einer unbefristet 
beschäftigten, sozial schutzwürdige¬ 
ren Arbeitnehmerin nicht angeboten 
werden muss. 

(LAG Baden-Württemberg vom 7. 5. 
2014 - 21 Sa 67/13, Revision ist anhän¬ 
gig, 2 AZR 417/14) 
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Menschenrechtswidrige 
Abschiebehaft beenden 

„Wieder einmal musste der Europäi¬ 
sche Gerichtshof richten, was der deut¬ 
sche Gesetzgeber verbockt hat. Das 
Urteil vom 17. 7. ist eine satte Ohrfei¬ 
ge für die menschenrechtswidrige Po¬ 
litik der Bundesregierung“, erklärt Ulla 
Jelpke, innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion ,Die Linke 4 , mit Blick auf das 
Urteil des EuGH, der entschieden hat, 
dass Deutschland die Unterbringung 
von Abschiebehäftlingen verbessern 
muss. „Bereits bei der Umsetzung der 
EU-Rückführungsrichtlinie im Jahr 
2011 hat die Bundesregierung alle Kri¬ 
tik und Warnungen von Verbänden 
und Opposition in den Wind geschla¬ 
gen. Schon damals war offenkundig, 
dass die Inhaftierung von Flüchtlingen 
in normalen Haftanstalten in einzelnen 
Bundesländern gegen EU-Recht ver¬ 
stößt. Die Leidtragenden dieser igno¬ 
ranten Haltung sind die Geflüchteten: 
Tausendfach sind sie zu Unrecht ihrer 
Freiheit beraubt worden.“ Jelpke wei¬ 
ter: 

„Nach Einschätzung von Fachverbän¬ 
den und Rechtsanwälten ist die Mehr¬ 
zahl aller Abschiebungsinhaftierungen 
in Deutschland derzeit rechtswidrig. 
Das klare Urteil des EuGH bestätigt 
diese Einschätzung eindrucksvoll. So 
leichtfertig darf mit den grundlegen¬ 
den Freiheitsrechten Schutzsuchender 
nicht umgegangen werden. 

In der Praxis dient die Abschiebehaft 
vor allem der Umsetzung des unge¬ 
rechten und unmenschlichen Dublin- 
Verteilungssystems. Zu 80 bis 90 Pro¬ 
zent sind Flüchtlinge betroffen, die in 
ein anderes EU-Land überstellt werden 
sollen. Das einzige ,Verbrechen 4 , das 
den Abschiebehäftlingen vorgeworfen 
wird, ist, dass sie in Europa um Schutz 
nachgesucht haben. 

Die Bundesregierung muss die Ent¬ 
scheidung des EuGH endlich zum 
Anlass nehmen, den Skandal der Ab¬ 
schiebehaft zu beenden. Das Wegsper¬ 
ren Schutzsuchender widerspricht ganz 
klar menschenrechtlichen und rechts¬ 
staatlichen Grundsätzen“ 

Einbürgerungs-Stillstand 

überwinden 

„Die Einbürgerungsquote in Deutsch¬ 
land ist im europäischen Vergleich viel 
zu niedrig. Mit 112 000 lag die Zahl der 
Einbürgerungen 2013 noch unter dem 
Wert von 1999 (143 000) - obwohl da¬ 
mals noch das antiquierte Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetz galt. Die 
Bundesregierung muss dies ändern, da¬ 
mit lange hier lebende Menschen auch 
gleichberechtigt sind“, kommentiert 
Sevim Dagdelen, migrationspolitische 
Sprecherin der Fraktion ,Die Linke 4 , 
die heute vom Statistischen Bundesamt 
veröffentlichten Einbürgerungszahlen. 
Dagdelen weiter: 

„Union und SPD haben in ihrem Koa¬ 
litionsvertrag entschieden, beim Staats¬ 
angehörigkeitsrecht alles beim Alten 
zu lassen. Statt ein fortschrittliches 
Staatsbürgerschaftsrecht zu schaffen, 
wird lediglich die unselige Optionsre¬ 
gelung modifiziert. Das ist eine herbe 
Enttäuschung für viele Migrantinnen 
und Migranten, die sich von der gro¬ 
ßen Koalition zumindest eine generelle 
Akzeptanz der Mehrstaatigkeit erhofft 
hatten, auch als Zeichen ihrer Aner¬ 
kennung und der Öffnung der Gesell¬ 
schaft. Die SPD ist jedoch gegenüber 
CDU und CSU eingeknickt, die an der 
rechtlichen Ausgrenzung vor allem von 
Türkinnen und Türken in Deutschland 
festhalten. So wird Mehrstaatigkeit all¬ 
gemein in jedem zweiten Fall (49,7 Pro¬ 
zent) und bei nicht-türkischen Staats¬ 
angehörigen sogar in 60,3 Prozent der 
Fälle akzeptiert. Bei türkischen Staats¬ 
angehörigen liegt der Anteil nur bei 
17,5 Prozent. 

Wir wollen nicht, dass Menschen, die 
im Durchschnitt 20 Jahre oder länger 
in Deutschland leben, Bürger zweiter 
Klasse sind. Neben der generellen Ak¬ 
zeptanz der Mehrstaatigkeit bei Ein¬ 
bürgerungen und beim Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit durch 
Geburt in Deutschland müssen des¬ 
halb rechtliche Hürden wie zum Bei¬ 
spiel die hohen Gebühren, Sprach- und 
Einkommensanforderungen beseitigt 
werden.“ 


Die Affäre der Frau 

Spionieren? Nachrichtenbeschaffung! 




Die Bespitzelten gehen auf die Straße - Frau Merkel ist nicht dabei. 


Die herrschenden Kreise 
in Deutschland haben ein 
besonderes Gespür dafür, 

Affären wahrzunehmen, 
zu gestalten und schließ¬ 
lich hinterm Vorhang ab¬ 
zuwürgen. Zuallerletzt: 
sich der Verantwortung zu 
entziehen. Zum Schutz von 
Frau Merkel sei anlässlich 
ihres 60. Geburtstages an¬ 
gemerkt, dass es um politi¬ 
sche Affären geht. Heute: 
die Spionage-Affäre. 

Die Bespitzelten spie¬ 
len „Die Beleidigten“. Die 
Kanzlerin findet das Aus¬ 
spionieren unter Freunden 
unfair. Sie zweifelt an der 
Bekehrung der US-Diens- 
te zum Guten. Sie fordert 
Respekt von Amerika. Die 
FAZ sieht Merkel beim 
Tanz auf der Quadratur 
des Kreises: „Die Bundes¬ 
kanzlerin hofft, dass die 
Amerikaner ihre Spionage 
in Deutschland beenden. Aber genau 
daran zweifelt sie offenbar selbst.“ Mer¬ 
kel im ZDF: „Ich glaube, es ist nicht so 
ganz einfach, die Amerikaner davon zu 
überzeugen, (...) die Arbeit der Nach¬ 
richtendienste jetzt völlig umzukrem¬ 
peln.“ Partnerschaftliche Zusammen¬ 
arbeit sieht selbst für sie anders aus. 
Gleichwohl: Mit den US-Diensten soll 
weiterhin kooperiert werden. 

Es gibt eine winzige Ausnahme, die 
sogar dazu geführt hat, dass die US-Re- 
gierung Empörung heucheln konnte: 
Der TOP-Spion der USA wurde aus¬ 
gewiesen, und diese Aufforderung das 
Land zu verlassen wurde öffentlich. 
Aus Sicht Washingtons waren nicht der 
Spion und seine Spionagetätigkeit der 
Skandal, sondern die Aufforderung, dass 
er doch bitte das Land verlassen möge. 
Er flog tatsächlich: am letzten Donners¬ 
tag, 17. Juli, ab Frankfurt/Main. Eine Wo¬ 
che zuvor hatte er dazu die Aufforde¬ 
rung bekommen. Bei Ausweisungen gibt 
es einen Zeitkorridor von 72 Stunden. 
Sieben Tage sind mehr als 72 Stunden. 

Die Ausweisung sollte „Standhaf¬ 
tigkeit“ der Bundesregierung symbo¬ 
lisieren. Zugleich hatte sie allerdings 
auch den diskreten Charme einer Af- 
faire dArnour: Auch „Die Zeit“ und 
N24, die die Nachricht nahezu in Echt¬ 
zeit verbreiteten, wagten es nicht, den 
Namen, und wäre es nur der Deck¬ 
name, zu nennen. Es war lediglich 
„der oberste US-Geheimdienstler in 
Deutschland“ (N24), bei der Süddeut¬ 
schen Zeitung „der offizielle Reprä¬ 
sentant der US-Geheimdienste“. Die 
Münchner Zeitung ergänzt: „Der Stati¬ 
onschef der Dienste ist der höchstrangi¬ 
ge Verbindungs-Offizier zwischen den 
Geheimdiensten. Die Bundesregierung 
hat ihn nicht offiziell ausgewiesen, wie 
es nach der Enttarnung feindlicher Spi¬ 
one nicht unüblich ist, sondern lediglich 
um die Ausreise gebeten.“ Der Spion 
wurde also von Merkel nicht ausgewie¬ 


sen, sondern von Obama abgezogen. So 
butterweich kann hart sein. 

BND und NSA kooperieren eng 
und gleichzeitig selektiv durch Daten¬ 
austausch in beide Richtungen. Wenn 
es für die US-Dienste dennoch ergän¬ 
zend der Spione bedarf, dann wird 
deutlich, dass die bisherige Kooperati¬ 
on nicht hinreichend war - oder einige 


Schlapphut-Führer zu blöd waren, Spi¬ 
one ausgerechnet beim BND und im 
Verteidigungsministerium auffliegen zu 
lassen. Die Vermutung liegt nicht ganz 
fern, dass Regierungssprecher Steffen 
Seibert ein Mann des tiefgründigen 
Humors ist: Er sieht ein deutsches In¬ 
teresse an einer weiteren Zusammenar¬ 
beit mit den USA. Dabei hatte die NSA 
doch bereits flächendeckend die Nähe 


zu allen deutschen Internet-Usern und 
Handy-Wo/men gepflegt. Direkten Te¬ 
lefonkontakt gab es jüngst sogar zwi¬ 
schen Merkel und Obama. 

Die US-Regierung rechtfertigt 
ebenso wie die britische Regierung 
die Schnüffelei mit der offensichtlich 
vom Kanzleramt, vom BND und vom 
„Verteidigungs“ministerium ausgehen¬ 


den Terrorismusgefahr. Anders der ehe¬ 
malige französische Geheimdienstagent 
Alain Chouet (Direction General de la 
Securite Exterieure, DGSE) im konser¬ 
vativen Figaro. Für ihn ist Deutschland 
wegen seines industriellen und wirt¬ 
schaftlichen Gewichts der „starke Mann 44 
Europas. Es spielt eine Schlüsselrolle bei 
den Entscheidungen der europäischen 
Institutionen. Deswegen hätten Groß¬ 


mächte außerhalb Europas 
Interesse an deutschen Pla¬ 
nungen und Initiativen. Er 
muss es wissen, denn Frank¬ 
reichs Geheimdienst zapft 
ebenfalls still und leise Daten 
im größten Umfang ab. 

Schallschluckende Wän¬ 
de gibt es anscheinend auch 
bei der Sondersitzung des 
Innenausschusses des Bun¬ 
destages. Nach der Sitzung 
gab es wegen der Einstufung 
als „geheim“ keine wirkliche 
Information für die Öffent¬ 
lichkeit. Dennoch wurden 
Sentenzen bekannt. Aus¬ 
schussvorsitzender Wolf¬ 
gang Bosbach (CDU), im¬ 
mer mit einem Ohr am Vol¬ 
ke, knüpfte im Bayerischen 
Rundfunk unbeabsichtigt 
an Alain Chouet an: Er for¬ 
derte eine Unterbrechung 
für die Verhandlungen über 
das Freihandelsabkommen 
mit den USA (TTIP). Es 
solle vielmehr über Datenschutz und 
Datensicherheit verhandelt werden. 
Auch das Datensammel-Abkommen 
SWIFT und der Datenaustausch nach 
dem Safe Harbor-Abkommen müssten 
auf den Prüfstand. 

Ganz anders Kurt Lauk, Präsident 
des CDU-Wirtschaftsrates, im Han¬ 
delsblatt. Er fordert: Weitermachen mit 
TTIP! Er begründet und bietet gerade¬ 
zu umfassende Lösungen an: „Durch 
die geöffneten Märkte kommen die 
Krisenländer in Südeuropa schneller 
aus ihrem Tief, weil sie ihre Produkte 
und Dienstleistungen günstiger auf dem 
riesigen US-Markt anbieten können.“ 

Wenn Obama oder die Boys von 
der Bilderberg-Konferenz, dieser inti¬ 
men Zusammenkunft einflussreicher 
Menschen aus Trusts, Rüstungs- und 
Energiekonzernen, aus Politik, Medi¬ 
en und Wissenschaft, schon vor ihren 
Treffen wissen, was die Partnerinnen zu 
sagen haben, dann haben sie natürlich 
bereits eine Antwort, bevor sie gefragt 
werden. 

Zu Selbstgefälligkeit und Larmo- 
yanz besteht kein Anlass: Die deutsche 
Auslandsspionage „Bundesnachrich¬ 
tendienst“ bricht weltweit die Grund¬ 
rechte. Das kann der Dienst ungestraft 
tun. Heißt es doch so zutreffend wie 
einengend in der Präambel: „Damit 
gilt dieses Grundgesetz für das ge¬ 
samte Deutsche Volk.“ Aber nicht für 
den Rest der Welt. Zum Beispiel Arti¬ 
kel 10 (1) „Das Briefgeheimnis sowie 
das Post- und Fernmeldegeheimnis 
sind unverletzlich.“ Natürlich kann der 
BND Mails im Ausland „mitlesen“. Das 
ist kein Spionieren. Das ist Nachrich¬ 
tenbeschaffung. Nichts mehr und nichts 
weniger machen die US-Schlapphüte in 
ihrer kleinen Hütte auf dem Dach ihrer 
Botschaft am Pariser Platz, dicht neben 
dem Reichstag und dem so transparent 
wirkenden Bundeskanzleramt. 

Uwe Koopmann 


Aus der Perlenkette der Affären 

Starfighter-Affäre von 1958 unter Franz Josef Strauß (CSU): 300 Unfälle, 269 
Abstürze, 116 tote Piloten; Flick-Affäre ab 1975 mit 25 Millionen DM für „po¬ 
litische Landschaftspflege“ an CDU, CSU, SPD und FDP; Guillaume-Affäre 
wegen 25 Meldungen aus dem Bundeskanzleramt an die Hauptverwaltung 
Aufklärung zur Rechtfertigung des Brandt-Rücktritts 1974; Barschel-Affäre 
1987 (Uwe Barschei, Reiner Pfeiffer, Björn Engholm, Klaus Nilius) mit Sui¬ 
zid- und Mordverdacht .... 

Bei den bilateralen Affären spielte häufig viel Geld eine Rolle: Lockheed soll 
Strauß und die CSU um 10 Millionen US-Dollar angereichert haben. Es ging 
um den Kauf von 916 F-104 Starfightern. Diese Option musste gegen die taug¬ 
lichere französische Mirage III durchgesetzt werden, die auch deshalb ins Hin¬ 
tertreffen geriet, weil der Starfighter mit US-Atombomben aufgerüstet werden 
konnte - wenn Strauß die Finger dran bekommen hätte. 

Aktuell geht es vordergründig nicht um Atombomben und Atombomber, um 
Mini-Nukes (Miniatomwaffen) und Bunker-Busters (Bunker-Knacker). Die 
gibt es in Deutschland nicht - es sei denn in US-Beständen. NSA und DIA 
(Defence Intelligence Agency) und die Central Intelligence Agency (CIA) mit 
ihrem Jahresetat von 14,7 Milliarden Dollar sind vermutlich noch nicht auf 
die Idee gekommen, die eigenen US-Teilstreitkräfte als feindliche Verbünde¬ 
te zu betrachten. Gleichwohl tummeln sie sich in Deutschland im Handy der 
Kanzlerin, in den Ministerien, im Untersuchungssauschuss, im Bundesnach¬ 
richtendienst (BND) und in unser aller Mobiltelefone. Auch das Festnetz ist 
fest im Griff. 


Nein zum Krieg in der Ukraine! 

Gemeinsam gegen Krieg - Frieden geht anders! 


Vor 100 Jahren führte die Konkur¬ 
renz der Großmächte um wirtschaft¬ 
liche, politische und militärische Ein¬ 
flusssphären zum 1. Weltkrieg. Der 
deutsche Imperialismus griff nach der 
Weltmacht. Das Menschenschlacht¬ 
haus dieses Krieges kostete 17 Millio¬ 
nen Menschen ihr Leben. 

Auch heute spitzt sich der Kampf 
der Großmächte um ihre ökonomi¬ 
schen und politischen Einflusssphä¬ 
ren zu. Dies führt zu furchtbaren 
Kriegen u. a. in Afghanistan, Syrien, 
dem Irak, in Israel/Palästina und in 
der Ukraine. 

Das Assoziierungsabkommen der 
EU mit der Ukraine stellte dieses Land 
vor die Wahl, sich zwischen der EU und 
Russland entscheiden zu müssen. West¬ 
liche Politiker und Geheimdienste ko¬ 
operieren mit nationalistischen und fa¬ 


schistischen Gruppen und verschärfen 
den Konflikt. Russland wird (erneut) 
zum Feind erklärt und dämonisiert. 

Die westlichen Großmächte USA 
und Europäische Union tragen zusam¬ 
men mit der NATO die Hauptverant¬ 
wortung für die Entstehung des Krie¬ 
ges in der Ukraine. Dagegen gibt es 
Widerstand. Nein zum Krieg in der 
Ukraine! 

Mit großer Sorge sehen wir die Ent¬ 
wicklung in der Ukraine. Wir fordern 
das sofortige Ende der Kampfhandlun¬ 
gen. Jeder Versuch, Konflikte mit Ge¬ 
walt zu unterdrücken, wird diese nur 
verschärfen. Zu einer weiteren Eska¬ 
lation darf es nicht kommen! 

Wir sagen Nein: 

★ zu Kriegshetze und einer weiteren 

Konfrontation mit Russland 


★ zu wirtschaftlichen und politischen 
Sanktionen 

★ zur NATO- und EU-Osterweiterung 

Wir fordern: 

★ keine NATO-Manöver und Trup¬ 
penstationierungen in Osteuropa 

★ keine Rüstungsexporte 

★ keine Verharmlosung und Zusam¬ 
menarbeit mit Faschisten 

Wir sagen Ja: 

★ zu einer friedlichen Konfliktlösung 
unter Einbeziehung aller Bevölke¬ 
rungsteile der Ukraine 

★ zur Verständigung, auch und gerade 
mit Russland 

★ zur Solidarität mit den antifaschisti¬ 
schen Kräften in der Ukraine 

★ zu Abrüstung und Entmilitarisie¬ 
rung 


Demo in Hamburg 
am 28. Juli 2014 

17:00 h Auftakt am 
Kriegsklotz Dammtorwall 

17:30 h Demonstration 
über Jungfernstieg und 
Rathausmarkt 

18:15 h Kundgebung 
auf dem Gerhart- 
Hauptmann-Platz 

19:00 h Informationen 
und Diskussionrunden 
zu verschiedenen 
Kampagnen der 
Friedensbewegung 
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NSU-Prozess wird fortgesetzt 

Zschäpe-Antrag abgelehnt: Kein Anwaltswechsel beim NSU-Prozeß 



B eate Zschäpe muss ihre bisheri¬ 
gen Verteidiger auch weiterhin 
behalten und wird auch keine 
zusätzlichen Verteidiger zur Seite ge¬ 
stellt bekommen. Diese Entscheidung 
verkündete am vergangenen Diens¬ 
tag der Vorsitzende Richter Manfred 
Götzl. Zschäpe, die seit Anfang Mai des 
letzten Jahres in München vor Gericht 
steht, muss sich dort unter anderem we¬ 
gen der zehn Morde und zwei Bomben¬ 
anschläge, die dem neofaschistischen 
Terrornetzwerk „Nationalsozialisti- 
scher Untergrund“ (NSU)zugeschrie- 
ben werden, verantworten. 

Die vermeintliche Naziterroristin 
hatte zuvor überraschend den Aus¬ 
tausch ihrer drei bisherigen Pflicht¬ 
verteidiger Wolfgang Heer, Wolfgang 
Stahl und Anja Sturm beantragt, da sie 
angeblich mit deren Verhandlungsfüh¬ 
rung unzufrieden gewesen sei. 

Zwar hatte Zschäpe eine schrift¬ 
liche Begründung für ihren Wunsch 
nachgereicht, dem Oberlandesgericht 
(OLG)) München reichte diese jedoch 
offensichtlich nicht aus, da die Ange¬ 
klagte darin angeblich keine konkreten 
Anhaltspunkte für eine endgültige und 
nachhaltige Erschütterung des Vertrau¬ 
ensverhältnisses zwischen den Rechts¬ 
anwälten und ihr nachweisen konnte. 

Seitens mancher Medien war in der 
jüngsten Vergangenheit gemutmaßt 
worden, dass das NSU-Mitglied ihr 
Schweigen brechen wolle. Dafür gibt es 
jedoch bisher keinerlei Hinweise. Be¬ 
reits mehrfach hatten Vertreter der Ne¬ 
benklage und Angehörige der Mord¬ 
opfer an die Angeklagte appelliert, das 
nunmehr seit über einem Jahr anhal¬ 
tende Schweigen endlich zu beenden 
und reinen Tisch zu machen. Zschäpe 
hatte die Appelle und Bitten jedoch 
bisher regungslos verstreichen lassen. 

In besagtem Prozess vor dem OLG 
München war kürzlich auch der heute 
39jährige Tino Brandt als Zeuge ver¬ 
nommen worden. Er war in den 1990er 
Jahre der Kopf des sogenannten „Thü¬ 
ringer Heimatschutzes“ (THS), der als 


Gedenktafel in der Kölner Keupstraße. 

Keimzelle des späteren NSU-Netzwer- 
kes gilt. Neben seinen mannigfaltigen 
Aktivitäten in der militanten Nazisze¬ 
ne hatte Brandt auch mehrere Jahre 
für den Thüringer Verfassungsschutz 
gespitzelt und war von dem Inlandsge¬ 


heimdienst mit rund 200 000 D-Mark 
nahezu fürstlich dafür entlohnt worden. 
Das Gehalt für seine Spitzeldienste in¬ 
vestierte er damals - nach eigenen An¬ 
gaben - in den Aufbau der rechten Sze¬ 
ne in Thüringen. 


Bei seiner Vernehmung vor Ge¬ 
richt mehrten sich unterdessen 
schnell Belege dafür, dass Brandt 
noch heute neofaschistischem Ge¬ 
dankengut kaum abgeschworen ha¬ 
ben dürfte. So bemängelte er etwa, 
dass man bestimmte Zahlen zu Kon¬ 
zentrationslagern hierzulande nicht 
anzweifeln dürfe. Wie glaubwürdig 
Zeugenaussagen von Brandt über¬ 
haupt sein können, wird abzuwarten 
bleiben. Derzeit sitzt der 39jährige 
in Untersuchungshaft, weil er Min¬ 
derjährige sexuell missbraucht ha¬ 
ben soll. 

Vor Gericht sagte der frühere V- 
Mann unterdessen aus, dass er die 
drei mutmaßlichen NSU-Hauptakti- 
visten Uwe Böhnhardt, Uwe Mund¬ 
los und Beate Zschäpe „sehr positiv 
in Erinnerung“ habe. Letztgenannte 
sei jedenfalls „keine dumme Haus¬ 
frau“ gewesen, sondern habe in rech¬ 
ten Kreisen durchaus mitdiskutieren 
können. 

Bezüglich Geldzahlungen an die 
untergetauchten Terroristen, sagte 
Brandt aus, dass er sich nicht mehr ge¬ 
nau an die Summen erinnere. Jedoch 
sei ein vierstelliger Betrag vom Ver¬ 
fassungsschutz zur Weiterleitung be¬ 
stimmt gewesen. 

Unterdessen scheint die Sympa- 
thisanten-Szene von Terror, Mord 
und Totschlag ungebrochen zu sein. 
So geht aus einer parlamentarischen 
Anfrage der Linksfraktion an die 
Bundesregierung hervor, dass seit 
Bekanntwerden des NSU-Terrors 
fast 220 Straftaten mit positiver Be¬ 
zugnahme auf die Terrorgruppe ver¬ 
übt worden sind. Es handelt sich 
dabei um sieben Gewalttaten und 
ansonsten um die Straftatbestände 
Volksverhetzung, Nötigung, Sachbe¬ 
schädigung, sowie die Verunglimp¬ 
fung des Andenkens Verstorbener. 
Dass die Dunkelziffer deutlich höher 
liegen dürfte, muss indes befürchtet 
werden. 

Markus Bernhardt 


36 000 tote Drogenkonsumenten seit 1990 

Gedenken an Opfer staatlicher Drogenpolitik 



In rund 60 bundesdeutschen Städ¬ 
ten haben am 21. Juli Kundgebungen 
und Demonstrationen in Erinnerung 
an verstorbene Drogengebraucher 
stattgefunden. Seit 1998 findet der 
„Gedenktag für verstorbene Drogen¬ 
gebraucher“ traditionell an diesem 
Datum statt. Er war vom nordrhein¬ 
westfälischen Landesverband der „El¬ 
tern und Angehörigen für humane und 
akzeptierende Drogenarbeit e.V.“ ins 
Leben gerufen und damals erstmalig 
an der Gedenkstätte für verstorbene 
Drogenabhängige in Gladbeck durch¬ 
geführt worden. 

In Berlin-Kreuzberg nahmen etwa 
80 Personen an dem Gedenken teil. 
Sie ließen Luftballons in den Himmel 
steigen, auf denen die Namen von 
Verstorbenen zu lesen waren. Allein 
in der Bundeshauptstadt waren im 
letzten Jahr 119 Menschen verstorben. 

Verschiedene Selbsthilfe- und Be- 
troffenenorganisationen wie etwa der 
Bundesverband der Eltern und Ange¬ 
hörigen für akzeptierende Drogenar¬ 
beit e.V. nutzen den Gedenktag, um 
auf ihre Forderungen hinzuweisen, die 
die Lebens- und Gesundheitssituation 
von Drogennutzern verbessern könn¬ 
ten, jedoch bisher von der eta-blier- 
ten Politik abgelehnt werden. Sie spre¬ 
chen sich unter anderem für die bun¬ 
desweit flächendeckende Einrichtung 
von Drogenkonsumräumen aujs. Dies 
hätte zur Folge, dass die Betroffenen 
dort ihre Drogen unter Betreuung von 
Fachpersonal konsumieren könnten 
und sterile Spritzen erhalten würden, 
die eine Ansteckung mit der Immun¬ 
schwächekrankheit HIV oder auch 
mit Hepatitis verhindern könnten. Au¬ 
ßerdem könnten im Falle einer even¬ 
tuellen Überdosierung sofort Erste 


Hilfe-Maßnahmen eingeleitet werden. 
So sei bisher zu unbekannt, dass mit 
dem Medikament Naloxon ein wirk¬ 
sames Gegenmittel bei einer Opiat¬ 
vergiftung existiere, welches Leben 
ganz unmittelbar rette und im Not¬ 
fall durch Dritte - etwa durch einen 


Zerstäuber, 
also eine Art 
Nasenspray - 
eingesetzt wer¬ 
den könne. 
Dafür müsste 
das Medika¬ 
ment jedoch 
schnell zugäng¬ 
lich sein, was 
aufgrund der 
Rezeptpflicht 
kaum möglich 
sei. 

Des Weite¬ 
ren ergäbe sich 
in Konsum¬ 
räumen oft¬ 
mals ein erster 
Kontakt zum 
Drogenhilfe¬ 
system, so die 
Selbsthilfeor¬ 
ganisationen 
weiter, die sich 
außerdem für 
deutliche Ver¬ 
besserungen 
im Bereich der 
Substitution 
stark machen 
und darauf ver¬ 
wiesen. Für die 
Öffentlichkeit 
hätte die Ein¬ 
richtung der¬ 
artiger Kon¬ 
sumräume zudem den Vorteil, dass 
benutztes Spritzbesteck fachgerecht 
entsorgt werden würde und keine Ge¬ 
fahr etwa für spielende Kinder mehr 
darstellen würde. 

Zwar sind Nutzer chemischer Dro¬ 
gen in der Öffentlichkeit kaum mehr 


sichtbar, dies gehe jedoch auf die 
„massive Vertreibungspolitik“ zurück, 
mit der die Mehrheit der Großstädte 
vor mehr als 20 Jahren auf die beste¬ 
henden Drogenszenen und Szeneneu¬ 
bildungen reagiert hatten. Drogenge¬ 
braucher erhielten Platzverbote und 
wurden an den Stadtrand verbracht, 
was zu deutlichen Problemen für die 
betroffenen Menschen und auch für 
Hilfs- und Unterstützungsangebote 
führte, die nicht einfach „hinterher¬ 
ziehen“ konnten. 

Vor falschen Schlussfolgerun¬ 
gen aus der Nichtsichtbarkeit der 
Konsumenten warnte auch die Ge- 
sundheits- und Sozialökonomin Bär¬ 
bel Knorr, die als fachliche Leiterin 


„Die Zahl der 
Drogenkonsumenten 
ist nicht rückläufig“ 


des Bereiches „Strafvollzug“ bei der 
Deutschen AIDS-Hilfe (DAH) tä¬ 
tig ist. „Die Zahl der Drogenkonsu¬ 
menten ist nicht rückläufig“, stellte 
sie klar. 

Seit 1990 sind in der BRD über 
36 000 Menschen durch den Kon¬ 
sum illegalisierter Drogen verstor¬ 
ben. 1 002 Personen alleine im letzten 
Jahr, womit erstmals seit einigen Jah¬ 
ren wieder ein Anstieg der Zahl der 
Drogentoten zu beklagen ist. 

„Viele dieser Todesfälle wären ver¬ 
meidbar gewesen - durch Aufklärung, 
Angebote zur Risikosenkung, Be¬ 
handlung und durch Überlebenshil¬ 
fen“, konstatierte hingegen die DAH 
in einer Erklärung. 

Markus Bernhardt 


Rechte Taktierer 

Bei der Postenvergabe in verschie¬ 
denen städtischen Unternehmen ha¬ 
ben die gewählten Ratsmitglieder von 
„pro NRW“ und NPD offensichtlich in 
mehreren Fällen für AfD-Vertreter ge¬ 
stimmt - auch „pro NRW“ hat mit Un¬ 
terstützung den Einzug in diverse Aus¬ 
schüsse und Aufsichtsräte geschafft. 
Die AfD mochte nichts mit den Repu¬ 
blikanern zu schaffen haben, die Repu¬ 
blikaner nichts mit „pro NRW“, „pro 
NRW“ nichts mit der NPD und die 
NPD nichts mit „Die Rechte“. So weit 
und so klar die Aussagen rechter Par¬ 
teien vor den nordrhein-westfälischen 
Kommunalwahlen vom 25. Mai. Nach 
den ersten Ratssitzungen ist klar: Vor 
allem, wenn es um Posten, Postchen 
und Geld geht, scheint die Halbwert¬ 
zeit solcher Beteuerungen sehr limi¬ 
tiert zu sein. 

Zum Beispiel Duisburg: Mehr als 
14 Stunden lang, von 15.00 Uhr nach¬ 
mittags bis 5.05 Uhr in der Früh, be¬ 
nötigte der neue Rat, um seine Aus¬ 
schüsse zu besetzen und die Vertreter 
der Stadt für diverse Aufsichtsgremien, 
von der Sparkasse bis zum Verkehrsbe¬ 
trieb, zu bestimmen. Wenn geheim vo¬ 
tiert wurde, kam die vierköpfige „pro 
NRW“-Fraktion stets auf acht Stim¬ 
men. Die Vermutung liegt sehr nahe, 
dass NPD-Ratsfrau Melanie Händel- 
kes und die drei Vertreter der AfD „pro 
NRW“ zur Seite standen. 

Über ein gemeinsames Verhalten 
bei Abstimmungen hinaus geht die Zu¬ 
sammenarbeit extrem rechter Parteien 
in Wuppertal und Dortmund. In Wup¬ 
pertal wollen die beiden „pro NRW“- 
Vertreter gemeinsam mit dem REP- 
Ratsmitglied eine Fraktion bilden. Sie 
könnte mit jährlich 90 000 Euro aus der 
Stadtkasse rechnen. Bisher verweigert 
Wuppertals Stadtverwaltung dem Trio 
aber noch die Anerkennung als Frakti¬ 
on. In Dortmund haben NPD und „Die 
Rechte“ das Kriegsbeil begraben. Dort 
winkt der gemeinsamen Ratsgruppe, 
bestehend aus Axel Thieme und Den¬ 
nis Giemsch, ein jährlicher Zuschuss 
von rund 40 000 Euro. 

Bei der „Rechten“, der NPD und 
„pro NRW“ freut man sich über auf¬ 
brechende Fronten rechtsaußen. „Ab 
sofort spricht die nationale Oppositi¬ 
on im Dortmunder Stadtrat mit einer 
Stimme!“, jubelt die NPD in Dortmund. 
Und ihr Landesvorsitzender Claus 
Cremer freut sich über die Schlagzei¬ 
len, die sein eigenes Votum im Bochu- 
mer Stadtrat zugunsten der AfD ge¬ 
macht hat: „Die NPD hat nicht für die 
AfD-Liste gestimmt, weil ihr die Par¬ 
tei an sich so gut gefällt, sondern weil 
man mit einfacher Mathematik her¬ 
ausbekommen konnte, dass bei einer 
solchen Konstellation die Anti-Rechts- 
Kämpfer der Grünen einen Schuss vor 
den Bug erhalten.“ (Blick nach rechts) 

Schutzbedürftige nicht 
gegeneinander ausspielen 

„Der Bundesinnenminister versucht in 
menschenverachtender Weise, Flücht¬ 
linge gegeneinander auszuspielen. De 
Maizieres Forderung, den Zuzug an¬ 
geblich nicht schutzbedürftiger Perso¬ 
nen aus dem Westbalkan zu stoppen, 
um tatsächlich Schutzbedürftigen die 
erforderliche Hilfe bieten zu können, 
gleicht einer moralischen Erpressung“, 
kritisiert die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“ Ulla Jelpke, 
Äußerungen von Bundesinnenminister 
Thomas de Maiziere zur Entwicklung 
der Asylanträge. Jelpke weiter: 

„Das Recht auf Schutz vor Verfol¬ 
gung ist ein Menschenrecht. Da gibt es 
nichts zu feilschen. Kein Mensch flieht 
ohne Grund, deswegen gebietet das 
Grundgesetz eine faire Prüfung aller 
Asylanträge. Auch jener von Menschen 
aus dem Westbalkan, wo Roma - auch 
wenn es die Bundesregierung gerne 
leugnet - massiver Verfolgung und Dis¬ 
kriminierung ausgesetzt sind. 

De Maiziere will offenbar den Bun¬ 
desrat unter Druck setzen, damit dieser 
dem Gesetz über die Klassifizierung 
der Westbalkanstaaten als sichere Her¬ 
kunftsländer zustimmt. Doch wenn der 
Innenminister seiner Verantwortung 
als Hüter der Verfassung nachkommen 
will, muss er schleunigst damit aufhören, 
Schutzsuchende für seine populistische 
Stimmungsmache zu missbrauchen.“ 
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Kumpanei mit dem Aggressor 

Die Medien reden der Politik nach dem Mund 
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Indonesien: Neuer Präsident 

In Indonesien ist der bisherige Gouver¬ 
neur der Hauptstadt Jakarta, Joko Wi- 
dodo, zum Sieger der Präsidentenwahl 
erklärt worden. Dem amtlichen Ergeb¬ 
nis zufolge kam er auf 53 Prozent der 
Stimmen, sein Rivale Prabowo Subian- 
to auf 47 Prozent. Subianto hatte schon 
angekündigt, dass er das Ergebnis nicht 
anerkennen werde. Der von westlichen 
Politikern und Investoren als „Refor¬ 
mer“ angesehene Widodo hatte wäh¬ 
rend der jahrzehntelangen Suharto- 
Diktatur in Indonesien keinen Posten 
inne und ist damit eine Ausnahme un¬ 
ter indonesischen Spitzenpolitikern. 

Ermittlungen wegen 
Wechselkursmanipulation 

Wegen mutmaßlicher Manipulati¬ 
onen beim Handel mit Fremdwäh¬ 
rungen ermittelt seit Montag das Be¬ 
trugsdezernat der britischen General¬ 
staatsanwaltschaft. Weltweit laufen 
seit rund zwei Jahren Ermittlungen 
gegen Banken. Es geht um die Fra¬ 
ge, ob Devisenhändler gesetzwidrig 
Informationen ausgetauscht haben, 
um Kurse zu ihren Gunsten zu be¬ 
einflussen. Mehrere Großbanken ha¬ 
ben deshalb schon Devisenhändler 
entlassen. Unter anderem die Deut¬ 
sche Bank und die britische Barclays 
waren wegen Manipulationen beim 
für die Branche wichtigen Referenz¬ 
zinssatz Libor bereits zu hohen Stra¬ 
fen verurteilt worden. Der Londoner 
Devisenhandel gilt mit einem tägli¬ 
chen Volumen von rund fünf Billio¬ 
nen Dollar als größter Finanzmarkt 
der Welt. Ein großer Teil der Geschäf¬ 
te läuft dabei zwischen Finanzunter¬ 
nehmen über ihre Händler und ist we¬ 
nig transparent. 

Protest gegen 
„Besatzungsdenkmal“ 

Mit einem Eierhagel haben am Sonntag 
Bürger auf dem Budapester Freiheits¬ 
platz gegen das umstrittene Besatzungs¬ 
denkmal protestiert. Die Kritiker sehen 
in dem Denkmal, das an die Besetzung 
Ungarns durch Nazi-Deutschland 1944 
erinnern soll, den Versuch der rechts¬ 
konservativen Regierung, einen Opfer¬ 
mythos zu demonstrieren und die Mit¬ 
verantwortung am Holocaust zu ver¬ 
leugnen. Den Protesten des Verbandes 
Jüdischer Gemeinden in Ungarn (Maz- 
sihisz) hatte sich auch der Jüdische Welt¬ 
kongress (WJC) angeschlossen. Das 
Denkmal zeigt einen deutschen Reichs¬ 
adler, der sich auf den Ungarn symboli¬ 
sierenden Erzengel Gabriel stürzt. 

Hans Landauer gestorben 

Hans Landauer, der letzte österreichische 
Kämpfer für die spanische Republik, ist 
93-jährig am 19. Juli gestorben. Landauer 
hatte sich als Sechzehnjähriger den In¬ 
ternationalen Brigaden angeschlossen. 
Gemeinsam mit dem Schriftsteller Erich 
Hackl veröffentlichte er vor 14 Jahren das 
„Album Gurs“ eine Dokumentation des 
Schicksals von Interbrigadisten nach der 
Niederlage in Spanien im Internierungs¬ 
lager Gurs in Südfrankreich. 

Kämpfe um Flughafen 
in Tripolis 

Seit dem Ausbruch von Kämpfen zwi¬ 
schen rivalisierenden Milizen um den 
Flughafen von Tripolis sind mindestens 
47 Menschen ums Leben gekommen. 
Rund 120 Menschen seien verletzt wor¬ 
den, meldete die libysche Nachrichten¬ 
agentur Lana am Montag. 


I m Gazastreifen, völkerrechtswidrig 
abgeriegelt von der israelischen Ar¬ 
mee, richten israelische Soldaten ein 
Massaker unter der Zivilbevölkerung 
an. Sie schießen aus allen Rohren auf 
alles, was sie für ein Ziel halten - Häu¬ 
ser, Hütten, Krankenhäuser, und vor al¬ 
lem auf Menschen, die in ihren Augen 
eigentlich keine Menschen sind, son¬ 
dern „nur Palästinenser“ also durch¬ 
weg „Terroristen“ Sie massakrieren die 
Menschen frei nach dem alten Spruch 
aus den USA: „Nur ein toter Palästi¬ 
nenser ist ein guter Palästinenser 4 . 4 

Warum tun sie das? Weil sie es 
können. Sie haben nicht nur mehr 
und stärkere Waffen, sie haben nicht 
nur die Drohung mit der Atombombe 
in der Hinterhand, die sie als einzige 
im Nahen Osten besitzen - sie haben 
vor allem die volle Unterstützung der 
Regierungen des Westens hinter sich. 
Der Präsident der USA und die Füh¬ 
rung der EU - beide mit dem Frie¬ 
densnobelpreis quasi heiliggesprochen 
- erklären pausenlos, dass sie voll hin¬ 
ter Israel stehen und dass Israel jedes 
Recht habe, sich selbst zu verteidigen. 
Zuweilen wird eine Nebenbemerkung 
angehängt, dass das bitte schön „ausge¬ 
wogen“ vor sich gehen sollte, aber das 
interessiert eigentlich schon nieman¬ 
den mehr. 

Die den Politikern nach dem Mun¬ 
de redenden Medien sprechen und 
schreiben tapfer von einer „Offensi¬ 
ve“, um zu verschleiern, dass es sich um 
ganz gemeine Angriffe auf mehrheit¬ 
lich friedliche Menschen handelt. Sie 
übernehmen die Terminologie des Ag¬ 
gressors und machen sich also mit ihm 
gemein. Brav wird die Lüge verbreitet, 
Israel müsse sich gegen Raketenangrif¬ 
fe der radikalen Islamisten aus Gaza 
zur Wehr setzen. Sie schreiben nicht, 
dass diese Angriffe erst wieder begon¬ 
nen haben, NACHDEM Israel sich 
jeglichen Schritten auf dem Weg zu ei¬ 
nem Frieden mit den palästinensischen 
Nachbarn verweigert und die Strategie 
der kleinen Nadelstiche wieder aufge- 


In 


Zwischen dem 14. und 16. Juli fand in 
Rio de Janeiro und Fortaleza (Brasili¬ 
en) der 6. Gipfel der BRICS-Staaten, 
also eines Zusammenschlusses von 
China, Russland, Südafrika, Indien 
und Brasilien statt. Diese Länder sind 
aus der Rolle klassischer Schwellen¬ 
länder hin zur Etablierung einer Ge¬ 
genposition aufgebrochen, von der aus 
sie dem Alleinvertretungsanspruch der 
imperialistischen Industrieländer etwas 
entgegensetzen: nicht mehr „aufstre¬ 
bend“, sondern „unabhängig“ sei ihre 
Entwicklung. 

Tags darauf trafen sich die BRICS- 
Staaten in Brasilia noch mit den Staats¬ 
chefs der Union Südamerikanischer 
Staaten, einer Regionalunion. BRICS 
ist dagegen charakterisiert durch den 
eher untypischen Umstand, dass seine 
Mitglieder geographisch teilweise weit 
auseinanderliegen. Sie repräsentieren 
40 Prozent der Weltbevölkerung, und 
mit Wachstumsraten von unter 5 Pro¬ 
zent sind sie von der internationalen 
kapitalistischen Krise keineswegs aus¬ 
genommen. Aber sie sind inzwischen 


nommen hatte. Sie verschweigen, dass 
es einen Zusammenhang gibt zwischen 
der mühsam erreichten Einigung von 
Fatah und Hamas auf eine gemeinsame 
Regierung und auf Parlamentswahlen 
nach bürgerlich-demokratischen Prin- 

Israelis in 

Mit einer mutigen Aktion haben acht 
israelische Filmschaffende am 14. Juli 
als Protest gegen den Gaza-Krieg der 
Regierung Netanjahu das Filmfestival 
von Jerusalem unterbrochen. In einem 
dort verbreiteten Appell forderten sie 
Israels Regierung auf, „das Feuer ein¬ 
zustellen“ und „einen konstruktiven 
Dialog mit dem palästinensischen Volk 
und seinen Führer zu beginnen, um zu 
einem für beide Seiten tragbaren Frie¬ 
den zu gelangen“. Sie unterstrichen in 
dem Text: „Die Kinder von Gaza genie¬ 
ßen nicht den Schutz von Systemen wie 
dem,Eisendom 4 (israelisches Raketen¬ 
abfangsystem, d. Red.), sie haben kei¬ 
ne gesicherten Schutzräume und auch 
keine Sirenen. Die Kinder, die heute in 
Gaza leben, sind unsere Partner für den 
Frieden von morgen.“ 


Schwergewichte in realen Zahlen. Es 
handelt sich nach Bruttoinlandsprodukt 
gerechnet um Platz 2 (China), 3 (Indi¬ 
en), 6 (Russland), 7 (Brasilien) und 26 
(Südafrika) in der Welt - hinter den 
USA; auf Platz 4 steht Japan und auf 
Platz 5 Deutschland. Die fünf BRICS- 
Länder sind im Vergleich zu kleineren 
Drittweltstaaten weniger anfällig für Fi¬ 
nanzkrisen, da sie erheblich mehr aus¬ 
ländische Direktinvestitionen verzeich¬ 
nen können. Das wiederum ermöglicht 
ihnen die Schaffung von Schutzmecha¬ 
nismen. 

Beispiel dafür ist der Beschluss der 
Einrichtung einer BRICS-Bank. Diese 
soll als eigene Entwicklungsbank die 
Staaten unabhängiger von der Welt¬ 
bank machen. Zunächst startet die 
BRICS-Bank mit 50 Milliarden US- 
Dollar Kapital, steigert sich aber in¬ 
nerhalb von zwei Jahren auf 100 und 
mittelfristig auf 200 Milliarden. Der 
US-Dollar ist hier nicht Umrechnungs¬ 
faktor, sondern ökonomischer Ernst: 
Er bleibt vorerst die verwendete Wäh¬ 
rung, weshalb sich die Bank auch nicht 


zipien einerseits und den verstärkten 
Provokationen Israels, mit denen eine 
Reaktion militanter Palästinenser ge¬ 
radezu herausgefordert werden sollte. 

Nein, der zügellose Krieg ist keine 
Reaktion auf die Raketen aus Gaza, 


gegen den Internationalen Währungs¬ 
fonds richtet. Gegenüber dem IWF soll 
dagegen der ebenfalls geschaffene De¬ 
visenreservefonds über 100 Milliarden 
US-Dollar indirekte Sicherheit geben, 
der Dollarschwankungen entgegenwir¬ 
ken möchte. Dabei kann den BRICS- 
Ländern ihre schon jetzt bemerkens¬ 
werte Rolle als Darlehensgeber helfen: 
Allein China hat 3,8 Billionen US- 
Dollar Außenstände und die vier Part¬ 
ner bringen es zusammen auf weitere 
1,24 Billionen. Gemeinsam halten sie 
ein Drittel der Verschuldung der USA, 
so der peruanische Wirtschaftswissen¬ 
schaftler Oscar Ugarteche. Er verweist 
darauf, dass die Entwicklungsbanken 
der BRICS - BNDES (Brasilien), Chi¬ 
na Development Bank, Industrial De¬ 
velopment Bank of India, Russische 
Entwicklungsbank und Development 
Bank of Southern Africa - Staatsban¬ 
ken sind, die „aktiv in die Finanzie¬ 
rung von Entwicklungsprojekten un¬ 
terschiedlicher Größen eingreifen“ 
und damit gewisse Erfahrung vorwei¬ 
sen können. 


sondern er war von langer Hand ge¬ 
plant. Zum Anlass für die neuen At¬ 
tacken wurde der - bisher nicht auf¬ 
geklärte - Mord an drei israelischen 
Jugendlichen genommen; man hätte 
aber auch jeden anderen beliebigen 
Zwischenfall genutzt oder zur Not 
auch herbeigeführt. Für das Eindrin¬ 
gen von Spezialeinheiten in bewohn¬ 
te Gebiete wurde eine neue Lüge als 
Begründung genommen, die von den 
westlichen Medien brav nachgeplap¬ 
pert wird: Man müsse die Tunnel zer¬ 
stören, durch die Hamas-Leute nach 
Israel gelangen. Tunnel haben be¬ 
kanntlich einen Eingang und einen 
Ausgang. Warum kann man nicht die 
Ausgänge auf israelischem Gebiet 
verschließen, wenn diese Tunnel eine 
solch große Gefahr darstellen? Die 
Nachrichtenagentur dpa meldete, „Zi¬ 
vilisten geraten zwischen die Fronten“. 
Eine weitere Lüge, denn es gibt keine 
Fronten in diesem Krieg. Es gibt nur 
Aggressoren und Opfer der Aggres¬ 
sion. 

Uli Brockmeyer 


Die BRICS-Entwicklungsbank, die 
ihren Sitz in Schanghai haben wird, ist 
in drei Ebenen aufgeteilt: die Finanzmi¬ 
nisterriege ohne Entscheidungsrecht, die 
Direktoren, die die Aktionäre vertreten 
und Großkredite vergeben können, und 
letztlich die Exekutivebene mit einem 
Präsidenten und vier Vizepräsidenten 
und dem Kreditkomitee. 

Es ist offensichtlich, dass die BRICS- 
Entwicklungsbank objektiv die Bedin¬ 
gungen der wirtschaftlich schwächeren 
Länder in der Welt verbessern kann, denn 
Entwicklungsprojekte könnten zinsgüns¬ 
tigere Kredite bekommen, und auch po¬ 
litische Willfährigkeit soll gegenüber den 
BRICS keine Rolle spielen. Damit stellt 
das Konstrukt in dieser Hinsicht einen 
Fortschritt dar. Dennoch bleibt klar, dass 
es sich hier nicht um einen sozialistischen 
Aufbruch handelt, wenn auch in drei der 
fünf Staaten kommunistische Parteien 
(mit)regieren. In dieser Zeit ist ein Ge¬ 
genpol zu den allerdreistesten Anmaßun¬ 
gen von EU, den USA, Japan oder Kana¬ 
da aber ein Schritt in die richtige Rich¬ 
tung. Günter Pohl 


Aktion gegen Gaza-Krieg 


Seit dem Beginn der neuerlichen is¬ 
raelischen Militäroperationen gegen den 
Gaza-Streifen hat es in Tel Aviv, Jerusa¬ 
lem, Haifa und anderen Städten mehre¬ 
re Protestaktionen israelischer Friedens¬ 
kräfte gegeben. Sie forderten von den 
Beteiligten viel Mut, Zivilcourage und 
Standhaftigkeit, weil sie in einem Klima 
eines hasserfüllten antiarabischen Ras¬ 
sismus durchgeführt werden mussten, der 
von den führenden israelischen Medien 
und Rechtskreisen systematisch geschürt 
wurde. Häufig wurden die Friedensan¬ 
hänger nicht nur beschimpft und bedroht, 
sondern auch körperlich angegriffen. 

Einige Dutzend israelische Kriegs¬ 
dienstverweigerer haben in einer Erklä¬ 
rung öffentlich bekannt gemacht, dass 
sie jede Teilnahme an der Militäropera¬ 
tion gegen die Bevölkerung des Gaza¬ 


streifens verweigern. „Bravo für euren 
Mut, für eure Weigerung, an Unrecht 
und Kriegs verbrechen teilzunehmen... 
Wir hoffen, dass noch andere diese an¬ 
tidemokratischen Umtriebe ablehnen 
werden“, lobte sie die Bewegung Yesh 
Gyul, eine von Veteranen, die 1982 die 
Teilnahme am Libanonkrieg abgelehnt 
hatten, gegründete Vereinigung. 

In einer Rede im israelischen Par¬ 
lament, der Knesset, griff der kommu¬ 
nistische Abgeordnete Dov Khenin, der 
selbst bei den meisten Friedensaktionen 
dabei ist, die Forderungen der Friedens¬ 
aktivisten auf. Er erklärte: „Wir können 
nicht ohne Folgen weiter besetzen, wei¬ 
ter Siedlungen bauen, jeden Fortschritt 
zu einem Abkommen blockieren. Die 
Blase des Status quo ist geplatzt.“ 

G. Polikeit 


die richtige Richtung 

BRICS-Staaten gründen Entwicklungsbank 


Schuldzuweisungen ohne Beweise 


Fortsetzung von Seite 

Ein mögliches Motiv für den Abschuss 
des zivilen Verkehrsflugzeugs ist nur bei 
den ultranationalistischen Scharfma¬ 
chern in der neuen ukrainischen Füh¬ 
rung zu erkennen. Interessant ist in die¬ 
sem Zusammenhang ein Beitrag im Bre¬ 
mer „Weser-Kurier“ vom 18. Juli. Darin 
kommen die Autoren zu dem Schluss, 
dass der „Abschuss einer Passagierma¬ 
schine mit einer bisher im Konflikt bei¬ 
spiellosen Zahl an Todesopfern den an¬ 


tirussischen Hardlinern in Kiew mehr als 
gelegen“ komme. 

Weiter heißt es in dem Beitrag: „Ge¬ 
rade eben sei eine Passagiermaschine 
auf dem Weg von Amsterdam nach Ku¬ 
ala Lumpur abgeschossen worden, be¬ 
richtet Anton Garaschtschenko, Bera¬ 
ter des Innenministers, überraschend 
schnell bei Facebook. Abgeschossen 
durch ein von Kremlchef Wladimir 
Putin an die Separatisten übergebe¬ 
nes bodengestütztes Luftabwehrsys¬ 


tem vom Typ „Buk“ (Buche), weiß der 
Funktionär schon zu einer Zeit, als sich 
viele fragen, ob die Nachricht vom Ab¬ 
sturz stimmen kann.“ Weiter wird Ga¬ 
raschtschenko mit den Worten zitiert: 
„Der Zynismus Putins und seiner Ter¬ 
roristen kennt keine Grenzen! Europa, 
USA, Kanada, zivilisierte Welt - öffne 
die Augen! Hilf uns mit allem, was mög¬ 
lich ist! Das ist ein Krieg des Guten mit 
dem Bösen!“ Die Autoren des Beitrages 
merken dazu an: „Es sind wohl gesetz¬ 
te Aussagen, als weder Bilder von dem 
Unglück noch genaue Fakten vorhan¬ 
den sind.“ 


Aufschlussreich ist in diesem Zusam¬ 
menhang auch ein am 18. Juli auf der Seite 
der russischen Agentur „Regnum“ publi¬ 
zierter kurzer Artikel. Als Hauptargument 
für die Täterschaft der Bürgerwehr von Do¬ 
nezk dient Kiew und seinen Paten im Wes¬ 
ten bekanntlich ein angeblich unmittelbar 
nach dem Absturz vom ukrainischen Si¬ 
cherheitsdienst SBU abgehörtes Telefonat 
zwischen einem Führer der Donezker Bür¬ 
gerwehr und dem russischen Geheimdienst, 
in dem der Mann von der Bürgerwehr ei¬ 
nen zufälligen Abschuss der Maschine zu¬ 
gebe. Das Protokoll wurde vom SBU nach 
dem Absturz aufYouTube eingestellt. 


Nach „Regnum“ stellt sich jedoch 
heraus, dass dies nicht vom Tag des Ab¬ 
sturzes, sondern vom Tag davor stammt. 
Man brauche es zum Beweis dafür nur 
von YouTube auf eine Festplatte herun¬ 
terladen (z.B. mit Windows media clas¬ 
sic) und könne unter Information über 
die Datei sehen, dass die Aufzeichnung 
am 16. Juli um 19.11 Uhr erstellt wurde. 

In ihrem Bemühen, möglichst 
schnell die Aufständischen als Täter für 
den Absturz hinzustellen, haben sich die 
übereifrigen SBU-Geheimdienstler so 
selbst zumindest als Fälscher entlarvt. 

Willi Gerns 
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„Märkte aufbrechen" 

Europäische Bürgerinitiative gegen Freihandelsabkommen 


Attentate nach Feiern 
des Siegs der FSLN 


werden hinter verschlossenen Türen 
Regeln beschlossen, die weitreichende 
Folgen für über 500 Millionen Bürge¬ 
rinnen und Bürger in den 28 Mitglied¬ 
staaten haben. Dagegen wehren wir 
uns“. 

John Hilary, Direktor der britischen 
Organisation „War on Want“ und eben¬ 
falls Mitglied des Bürgerausschusses, 
betonte: „Das TTIP-Abkommen darf 
nicht als Verhandlung zwischen zwei 
konkurrierenden Handelspartnern EU 
und USA verstanden werden. Vielmehr 
handelt es sich um den gemeinsamen 
Versuch von transnational agierenden 
Großkonzernen, die Märkte auf beiden 
Seiten des Atlantiks aufzubrechen“. 

Susan George, Ehrenpräsidentin 
von Attac Frankreich, verwies darauf, 
dass das TTIP besonders gefährlich sei, 
weil es seit 20 Jahren von den transnati¬ 
onalen Konzernen geplant werde. Die¬ 
se Großkonzerne hätten den Inhalt 
mitbestimmt und seien auf Einladung 
der Regierungen offizieller Bestand¬ 
teil des TTIP-Prozesses geworden, die 
Bürgerinnen und Bürger dagegen seien 
ausgeschlossen. Allerdings könne da¬ 
gegen auch etwas unternommen wer¬ 
den, wie schon vor einigen Jahren beim 
„Multilateralen Investitionsabkom¬ 
men“ (MAI), das ebenfalls im Gehei¬ 
men verhandelt wurde, 1998 aber unter 
dem Druck einer starken Bürgerbewe¬ 
gung zu Fall gebracht worden war. 

Der Antrag auf Registrierung wird 
nun zunächst von der EU-Kommission 
geprüft. Dafür kann Brüssel sich bis zu 
zwei Monaten 
Zeit nehmen. 

Erst wenn die 
Kommission 
der Regis¬ 
trierung zu¬ 
gestimmt hat, 
kann mit der 
Unterschrif¬ 
tensammlung 
begonnen 
werden (also 
ab Septem¬ 
ber). Dann 
müssen in¬ 
nerhalb eines 
Jahres eine 
Million Un¬ 


terschriften von wahlberechtigten EU- 
Bürgerinnen und Bürgern aus mindes¬ 
tens einem Viertel der Mitgliedstaaten 
(derzeit also sieben EU-Staaten) beige¬ 
bracht werden. Unterschriften können 
sowohl auf Papier wie online gesam¬ 
melt werden, aber nur auf gemäß den 
EU-Vorschriften gestalteten Formula¬ 
ren. Selbst wenn eine Million gültige 
Unterschriften erreicht werden, ist der 
Inhalt der Bürgerinitiative aber für die 
EU-Kommission keineswegs zwingend. 
Die Organisatoren haben bei erfolgrei¬ 
cher Unterschriftensammlung aber das 
Recht, ihr Anliegen in einer Anhörung 
im EU-Parlament vorzubringen. Wenn 
die Kommission dem Antrag nicht 
folgt, ist sie zu einer offiziellen Stel¬ 
lungnahme und Begründung der Ab¬ 
lehnung verpflichtet. Sowohl die Anhö¬ 
rung im Parlament wie der Zwang zur 
Begründung einer Ablehnung können 
als eine gewisse Hürde gegen eine Ab¬ 
lehnung wirken. 

Aber ungeachtet dessen wäre ein 
Erfolg der Unterschriftensammlung 
ein bedeutendes politisches Signal. 
Die verschiedenen EU-kritischen 
Kräfte können damit in einer gemein¬ 
samen Aktion zusammengeführt wer¬ 
den und zur Stärkung entsprechender 
Bewegungen in den einzelnen Län¬ 
dern beitragen. Damit könnte auch 
der öffentliche Druck auf die Ent¬ 
scheidungen der EU-Gremien, vor 
allem auch des EU-Parlaments ver¬ 
stärkt werden. 

Georg Polikeit 



Auftaktaktion einer Europäischen Bürgerinitiative gegen die 
geplanten Handelsabkommen TTIP und CETA. 



Am vergangenen Samstag jährte sich zum 35. Mal der Sieg der Sandinistischen 
Befreiungsfront in Nicaragua. Am 19. Juli 1979 war der Sieg über den mehr als 
vierzig Jahre herrschenden Diktatorenclan des Anastasio Somoza mit der Einnah¬ 
me der Hauptstadt Managua perfekt gemacht worden. 

In Nicaragua feierten Hunderttausende auf dem Platz „Johannes Paul II“. Re¬ 
volutionsführer Daniel Ortega, der zwischen 1985 und 1990 sowie seit 2006 wie¬ 
der Präsident des Landes ist, wurde bei dem dreistündigen Akt von Venezuelas 
Präsident Nicolas Maduro, in dessen Beisein eine Statue des verstorbenen Hugo 
Chävez eingeweiht wurde, sowie von den Amtskollegen aus El Salvador, Salva¬ 
dor Sänchez, Honduras, Juan Orlando Hernändez, begleitet. Aus Kuba war Vize¬ 
präsident Ramiro Valdes anwesend. Fidel Castro bezeichnete Nicaragua in einer 
Grußbotschaft als „unverrückbares Bollwerk des antiimperialistischen Kampfes“. 

Auf der Rückfahrt wurden zwei Busse mit Demonstrationsteilnehmern im Nor¬ 
den des Landes mit Waffen angegriffen; dabei wurden fünf Menschen getötet und 
vierundzwanzig verletzt. Die Gruppe „FASN-EP“ die landesweit „für die Freiheit 
Nicaraguas“ weitere Attentate angekündigt hat, bekannte sich zu den Taten. Vier 
Verdächtige konnten festgenommen werden. Die rechten Oppositionsparteien ver¬ 
urteilten die Morde, aber sehen sie als „Ergebnis der Art, wie Ortega das Land führt“. 


Sieg über Bogota 

Linker Journalist Joaquin Perez Becerra endlich frei 


Exempel im „Kampf gegen Terror“ 

Der neunte Antrag auf Freilassung von Georges Abdallah läuft 


E ine europäische Bürgerinitia¬ 
tive „STOP TTIP“ hat bei der 
EU-Kommission in Brüssel einen 
Antrag auf Registrierung (und damit 
Zulassung) gestellt. Das haben Vertre¬ 
ter des hierfür gebildeten Bürgeraus¬ 
schusses auf einer Pressekonferenz am 
15. Juli in Brüssel mitgeteilt. 

An der neuen europäischen Bür¬ 
gerinitiative (EIB) beteiligt sind rund 
150 Organisationen aus 18 EU-Staaten. 
Darunter aus Deutschland der Bundes¬ 
verband Demokratie e. V, das Internet- 
Netzwerk campact.de, der Bund für 
Umwelt und Naturschutz (BUND), 
die Naturfreunde, das Umweltinsti¬ 
tut München, der Naturschutzbund 
Deutschland (NABU) und das Eine- 
Welt-Forum Freiburg. Zu den Unter¬ 
stützern gehören ferner die Attac-Netz- 
werke aus Deutschland, Frankreich, 
Österreich, Dänemark, Niederlande, 
Belgien, Spanien, Schweden, Finnland, 
Island und Irland. Außerdem die bri¬ 
tische Anti-Armuts-Initiative „War 
on Want“, Greenpeace, Friends of the 
Earth Europe, European Water Mo¬ 
vement, Service Civil International, 
die französische Gewerkschaft CGT, 
die Partei der Europäischen Linken 
(ELP) und die Fraktion der Grünen 
im EU-Parlament. 

Die Bürgerinitiative fordert gemäß 
dem eingereichten Text die EU-Kom¬ 
mission auf, dem „Europäischen Rat“ 
der Staats- und Regierungschefs zu 
„empfehlen“, das Verhandlungsmandat 
für das transatlantische Freihandelsab¬ 
kommen mit den USA (Transatlantic 
Trade and Investment Partnership - 
TTIP) zurückzuziehen und das parallel 
verhandelte Abkommen gleicher Art 
mit Kanada (CETA) nicht zu unter¬ 
zeichnen. Über beide Abkommen wird 
ebenso über TiSA bezüglich Dienst¬ 
leistungen (siehe letzte UZ) schon seit 
letztem Jahr hinter verschlossenen Tü¬ 
ren verhandelt, ohne dass die Öffent¬ 
lichkeit informiert wurde. 

Michael Eller, Mitglied in dem ge¬ 
bildeten Bürgerausschuss und Vor¬ 
standssprecher des Bundesverbands 
Mehr Demokratie e.V., erklärte auf der 
Pressekonferenz: „Im Zentrum unserer 
Kritik steht der demokratiepolitische 
Aspekt der geplanten Abkommen. Es 


Der 63-jährige Libanese Georges Ib¬ 
rahim Abdallah sitzt seit 1984 in fran¬ 
zösischen Gefängnissen. Er wurde 
wegen angeblicher Beteiligung an 
der Erschießung des US-Militärat- 
taches Charles Ray und des israeli¬ 
schen Diplomaten und mutmaßlichen 
Mossad-Agenten Jakob Barsimantov 
im Frühjahr 1982 in Paris zu lebens¬ 
langer Haft verurteilt. Nach französi¬ 
schem Recht könnte er nach 15 Jahren 
entlassen werden. Das aber wird - so 
die Vorwürfe aus der Solidaritätsbe¬ 
wegung - wegen französischer Inter¬ 
essen in seiner Ex-Kolonie Libanon 
sowie US-amerikanischer und israe¬ 
lischer Interventionen immer wieder 
verhindert. 

Abdallah wurde 1951 im äußers¬ 
ten Norden des Libanons geboren. Er 
schloss sich 1971 der PFLP (Volksfront 
zur Befreiung Palästinas) an, die - wie 
andere palästinensische Organisatio¬ 
nen - vom Süden des Landes her im¬ 
mer wieder Israel angriffen. Die Nak- 
ba, die Katastrophe der Vertreibung 
Hunderttausender, bewegte bis heute 
nicht nur die 400 000 im Land leben¬ 
den Flüchtlinge, sondern auch die Li¬ 
banesen. Nicht wenige schlossen sich 
palästinensischen Organisationen an, 
die im Bürgerkrieg zusammen mit 
der libanesischen Linken, darunter 
den Kommunisten unter Georges Ha- 
oui und den Sozialisten unter Kamal 
Dschumblat, kämpften. 

Anfang der 80er Jahre gründete 
Abdallah die FARL (Bewaffnete Re¬ 
volutionäre Libanesische Fraktion) 
mit. Die kleine Gruppierung kämpfte 


im Land gegen die israelische Beset¬ 
zung. Im September 1982 war es die 
KP des Libanon, die als erste bedeu¬ 
tende Kraft im Land zum bewaffne¬ 
ten Widerstand gegen die Besatzung 
aufrief und diesen unter großen eige¬ 
nen Opfern organisierte. Die Hisbol¬ 
lah wurde zu der Zeit erst gegründet, 
sie sollte in den 90er Jahren die stärks¬ 
te Kraft im Widerstand werden. Der 
permanente Kleinkrieg erzwang 2000 
den Abzug der israelischen Besatzer 
aus fast allen noch besetzen Gebieten. 

Anders als zum Beispiel die KP 
wollten die FARL und andere den be¬ 
waffneten Kampf auch in jene Metro¬ 
polen tragen, wo sie die imperialisti¬ 
schen Verantwortlichen für Krieg und 
Elend im Nahen Osten sahen. Zu die¬ 
ser Radikalisierung führten auch Mas¬ 
saker an palästinensischen Zivilisten 
wie in Tel as-Zaatar 1976 und Shati- 
la 1982. Nachdem die israelische Ar¬ 
mee die bewaffneten Kräfte der PLO 
zum Abzug gezwungen hatte, ließ der 
damalige Befehlshaber Scharon drei 
Tage lang maronitische Marodeure un¬ 
ter den Augen seiner Soldaten gewäh¬ 
ren. Entsprechende Racheakte wie im 
christlich bewohnten Damur brutali¬ 
sierten die Konflikte weiter. 

Georges Abdallah wurde 1984 in 
Frankreich verhaftet und zunächst 
wegen falscher Papiere und illegalem 
Aufenthalt zu vier Jahren Haft verur¬ 
teilt. Während dieser Haft wurde bei 
einer Wohnungsdurchsuchung unter 
anderem eine Pistole gefunden, mit 
der Ray und Barsimantov erschos¬ 
sen worden sein sollten. Ein „Son¬ 


dergerichtshof“ sah eine Beteiligung 
des Libanesen und verurteilte ihn zu 
Lebenslang. Acht Anträge auf Freilas¬ 
sung wurden nach 1999 abgelehnt. Be¬ 
gründet sehen viele dies darin, dass er 
nicht dem Kampf abgeschworen habe. 
So beteiligte er sich mehrfach an Hun¬ 
gerstreiks, z.B. aus Solidarität mit den 
Tausenden arabischen Gefangenen in 
israelischer Administrativhaft. 

Anfang 2013 meldeten Medien 
seine bevorstehende Freilassung nach 
Gerichtsbeschluss unter dem Vorbe¬ 
halt, dass Innenminister Manuel Valls 
eine Ausweisungsverfügung unter¬ 
zeichne. Der verweigerte aber sei¬ 
ne Unterschrift. Dazu trug auch der 
Druck seitens US-amerikanischer 
Kongressabgeordneter bei, die sich 
schon 2012 „vorsorglich“ gegen eine 
Freilassung ausgesprochen haben. 
Während die Verantwortlichen so vie¬ 
ler Massaker an Palästinensern und 
Libanesen zumeist straffrei blieben, 
soll an Georges Abdallah ein Exempel 
im „Kampf gegen den Terrorismus“ 
statuiert werden. Nach französischem 
Recht hat Abdallah seine Strafe ab¬ 
gesessen. Seine weitere Inhaftierung 
macht ihn auch in den Augen jener 
zum politischen Gefangenen, die das 
Hereintragen der bewaffneten Kämp¬ 
fe in die Metropolen immer ablehnten. 
Derzeit läuft sein neunter Antrag auf 
Freilassung. Beim UZ-Pressefest ha¬ 
ben Delegierte von 23 ausländischen 
kommunistischen Parteien in einem 
Brief an den französischen Staatsprä¬ 
sidenten seine Freilassung gefordert. 

Volker Metzroth 


Überraschende Wendung in Kolum¬ 
bien: Nach 1 177 Tagen in Haft wurde 
am Abend des 17. Juli der in Kolumbi¬ 
en geborene und Jahrzehnte in Schwe¬ 
den lebende Journalist Joaqum Perez 
Becerra aus dem Gefängnis entlassen. 
Ein Berufungsgericht in der kolumbi¬ 
anischen Hauptstadt hatte zuvor fest¬ 
gestellt, dass gegen den Chefredakteur 
der alternativen Nachrichtenagentur 
ANNCOL keine gerichtsverwertba- 
ren Beweise vorlägen, die seine von 
der Staatsanwaltschaft behauptete 
Mitgliedschaft in den Revolutionären 
Streitkräften Kolumbiens (FARC) be¬ 
legen würden. Die Richter hoben des¬ 
halb eine erstinstanzliche Verurteilung 
zu acht Jahren Haft auf und ordneten 
die sofortige Freilassung des Gefange¬ 
nen an. Begründet worden war das erst¬ 
instanzliche Urteil damit, dass Perez 
Becerra an Verhandlungen zwischen 
der schwedischen Regierung und der 
Guerilla teilgenommen habe, bei de¬ 
nen es um die Freilassung eines schwe¬ 
dischen Staatsbürgers gegangen sei, der 
sich in Gewalt der FARC befunden hat¬ 
te. Durch seine Vermittlung habe Perez 
Becerra erreicht, dass Stockholm den 
Weiterbetrieb der in Schweden ansässi¬ 
gen ANNCOL-Internetseite akzeptier¬ 
te. Gestützt hatte sich die Staatsanwalt¬ 
schaft bei dieser Geschichte auf einen 
von der kolumbianischen Botschaft in 
Schweden ausfindig gemachten Zeu¬ 
gen, den die Verteidigung schon vor 
dessen erster Vernehmung als „ge¬ 
kauft“ abgelehnt hatte, sowie auf die 
schon von anderen Gerichten für nicht 
verwertbar erklärten Daten aus Com¬ 
putern, die angeblich dem 2008 ermor¬ 
deten FARC-Comandante Raul Reyes 
gehört hatten. Aus diesen sei hervorge¬ 
gangen, so die Anklagebehörden, dass 
Perez unter dem Namen Alberto Mar- 
trnez als internationaler Vertreter der 
Guerilla aufgetreten sei. 

Joaqum Perez Becerra war im April 
2011 festgenommen worden, als er aus 
Frankfurt kommend am Internationa¬ 
len Flughafen von Maiquetia bei Cara¬ 
cas landete. Obwohl er die schwedische 
Staatsbürgerschaft besitzt und als poli¬ 
tischer Flüchtling anerkannt ist, wurde 
er nur zwei Tage später von der vene¬ 
zolanischen Justiz an Kolumbien ausge¬ 


liefert - offensichtlich mit Zustimmung 
der Regierung des damaligen Präsiden¬ 
ten Chävez. Dieser hatte offenbar eine 
erneute Verschlechterung der Bezie¬ 
hungen zum Nachbarland um jeden 
Preis verhindern wollen. 

Schon zu diesem Zeitpunkt hatte 
Joaqum Perez Becerra eine lange Ge¬ 
schichte der Verfolgung hinter sich. Für 
die Patriotische Union (UP) wurde er 
zwei Mal in den Stadtrat von Corinto 
im Valle del Cauca gewählt. Die Partei 
war Ende der 80er Jahre im Zuge letzt¬ 
lich gescheiterter Friedensverhand¬ 
lungen zwischen der kolumbianischen 
Regierung und den FARC gegründet 
worden. Nachdem er Morddrohungen 
erhalten hatte, entschieden die UP und 
die ihr nahestehende Kolumbianische 
Kommunistische Partei, dass Perez 
Becerra das Land verlassen sollte, um 
sein Leben zu retten. Insgesamt fielen 
5 000 Mitglieder der UP dem schmut¬ 
zigen Krieg des Regimes und der Pa¬ 
ramilitärs gegen die linke Partei zum 
Opfer. Joaqum ging nach Schweden, wo 
er als politischer Flüchtling anerkannt 
wurde. Später nahm er die schwedische 
Staatsbürgerschaft an und gründete 
eine Familie. Zusammen mit anderen 
Flüchtlingen entwickelte er Ende der 
90er Jahre ANNCOL, die Alternative 
Nachrichtenagentur Neues Kolumbien, 
um über die tatsächlichen Vorgänge in 
seiner Heimat zu berichten. 

Dem Regime in Bogota galt ANN¬ 
COL als Sprachrohr der FARC, weil 
das Portal auch Erklärungen der Gue¬ 
rilla veröffentlichte. Die Festnahme des 
Chefredakteurs sollte die unbequeme 
Agentur zum Schweigen bringen, doch 
das gelang nicht, die Agentur ist bis 
heute als wichtige Informationsquelle 
über die Ereignisse in Kolumbien aktiv. 
Die Kolumbianische KP begrüßte die 
Freilassung des Journalisten. Es sei 
dem Regime nicht gelungen, die re¬ 
volutionäre Moral des Gefangenen zu 
brechen, denn „ein wirklicher Revolu¬ 
tionär ergibt sich nicht, auch nicht unter 
den schlimmsten Bedingungen. So ha¬ 
ben es zuvor Genossen von der Größe 
Che Guevaras, Julius Fuciks, Dolores 
Ibärruris und heute der Journalist Jo¬ 
aqum Perez Becerra demonstriert.“ 

Andre Scheer 
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Gastkolumne von Hans Christoph Stoodt 

Ouerfront für Frieden? 


Zu einem „Marsch nach Berlin“ will 
Ken Jebsen laut Facebook vom 11. Juni 
„über hundert Friedensmahnwachen“ 
mobilisieren und lädt deshalb für den 
19. Juli zu einem Treffen in die Haupt¬ 
stadt. Als ihm die Kritik zur Wortwahl 
für sein Vorhaben ins Gesicht schlägt - 
auch die NSDAP hatte 1923 zu einem 
gleichnamigen Marsch aufgerufen - 
löscht er seinen Facebook-Eintrag. 

Die „neue Friedensbewegung“? 

Ihre Protagonisten heißen Jebsen, 
Lars Mährholz und Jürgen Elsässer. 
Letzterer steht programmatisch seit 
2009 für das Vorhaben, eine klassen- 
übergreifende Front „Alteuropas“ ge¬ 
gen den US-Imperialismus zu schmie¬ 
den, dessen Kern Mitstreiter Mährholz 
in der Federal Reserve Bank erkennt, 
die angeblich „für alle Kriege der letz¬ 
ten hundert Jahre“ verantwortlich ist. 
Wilhelm II. und Hitler werden sich in 
der Hölle über diese Entschuldungs¬ 
sprüche freuen. Zugleich wird in oft 
nur schwach kodierter Form und zum 
Beifall grinsend-unbehelligt an den 
„Friedensmahnwachen“ teilnehmen¬ 
der Nazis auf die „jüdische Herkunft“ 
führender Exponenten dieser Bank 
verwiesen. Es soll das gemeinsame 
nationale Interesse irgendwie „aller“ 
hiergegen mobilisiert werden: rechts 
und links - was soll das? Wir wol¬ 
len uns nicht auseinanderdividieren 
lassen. Wir wollen nur eins: Frieden. 
Und das geht nur mit „allen“ gegen 
den „US-Imperialismus“. Immer mit 
von der Partie: die Querfront-Musiker 
„Die Bandbreite“. Vom deutschen Im¬ 
perialismus wollen Elsässer und Kon¬ 
sorten nicht reden, weshalb sie auch 
vom deutschen Faschismus schweigen 
und der Rechten Bündnisangebote 


machen. Das reicht bis zum Wahlauf¬ 
ruf Elsässers zugunsten der AfD bei 
der EU-Wahl. 



Wer behaupt, er sei „weder rechts 
noch links“, ist eben in der Regel 
rechts. Das trifft auch auf die Über¬ 
ordnung vermeintlich nationaler deut¬ 
schen Interessen über antiimperialis¬ 
tische Grundpositionen jeder linken 
Politik zu. 

Wenn Elsässer diesen Nonsens 
dann auch noch mit der antifaschis¬ 
tischen Volksfrontstrategie der Kom¬ 
intern von 1935 „begründen“ möchte, 
wird es richtig schrill: Dieses Konzept 
war Teil einer revolutionären Strate¬ 
gie zum Sturz der Herrschaft des Ka¬ 
pitals auch unter der Bedingung des 
deutschen Faschismus an der Macht. 
Davon wollen Elsässer & Jebsen na¬ 
türlich nichts hören. 

Es liegt an der organisatorischen 
Schwäche der marxistischen Linken, 
dass Positionen dieser Art heute Tau¬ 
sende erreichen und mobilisieren. Das 
sind Menschen, die wir für uns gewin¬ 
nen müssen - auch durch die Schaf¬ 
fung von Klarheit in den eigenen 
Reihen. 


Doppelte Moral 


Immer öfter nutzt die selbsternann¬ 
te „westliche Wertegemeinschaft“ die 
mangelnde Gleichstellung von Mäd¬ 
chen und Frauen, aber auch von Les¬ 
ben und Schwulen, zur Untermalung 
ihres Kriegsgetrommels. Auch bei der 
Wiederbelebung des gegen Russland 
geführten Kalten Krieges durch die 
Bundesrepublik, die EU und die 
USA, spielt die Gleichberechtigung 
von Homosexuellen eine nicht zu 
gering zu schätzende Rolle. So miss¬ 
brauchten sie die zweifellos schwie¬ 
rige Menschenrechtslage für Lesben 
und Schwule in Russland - um gegen 
Wladimir Putin mobil zu machen. 

Dabei ist die Gleichberechtigung 
und Akzeptanz nicht-heterosexueller 
Lebensformen beileibe nicht nur eine 
politische Aufgabe für Regierungen 
und Politik. Vielmehr muss es auch in 
den Gesellschaften selbst zu Moder¬ 
nisierungsprozessen kommen. 

Ausgerechnet jene politischen 
Kräfte in Deutschland, wie beispiels¬ 
weise die CDU, die die (staatliche) 
Diskriminierung von Homosexuel¬ 
len in Russland geißeln, jedoch selbst 
über Jahrzehnte hinweg die - ebenfalls 
staatliche - Verfolgung von Homose¬ 
xuellen in Deutschland nach Para¬ 
graph 175 StGB unterstützt haben, ma¬ 
chen sich nun zu Wortführern schwul¬ 
lesbischer Emanzipation. 

Wie verlogen und durchkalkuliert 
diese Strategie tatsächlich ist, wurde 
hingegen dieser Tage in der Ukrai¬ 
ne spätestens deutlich. Dort verbot 
der ehemalige Boxweltmeister Vita- 
li Klitschko, seit Ende März dieses 
Jahres Bürgermeister von Kiew, den 
für diesen Monat geplanten „Marsch 
für Gleichheit“ von Lesben, Schwu¬ 
len und Transsexuellen. Schließlich 
sei aktuell keine Zeit für „Unterhal¬ 
tungsveranstaltungen“ in Kiew, kons¬ 
tatierte der von der Konrad-Adenau¬ 
er-Stiftung unterstützte Klitschko. 

Noch im letzten Jahr - unter dem 
demokratisch gewählten Präsidenten 
Janukowitsch - konnte, mit Ausnah¬ 
me weniger Störungen durch rech¬ 
te Kräfte, noch ein CSD stattfinden. 
Nunmehr - einhergehend mit der 


„Annäherung“ der Ukraine an die 
EU - hat sich die Situation von Les¬ 
ben und Schwulen unter den neuen 
Regierenden und ihrer angeblichen 
Demokratie deutlich verschlechtert. 
In den vergangenen Wochen kam 
es gleich mehrmals zu massiven An¬ 
griffen faschistischer Gruppen auf 
Schwule und deren Kneipen und 
Bars. 

Während die Unterdrückung von 
Frauen und sexuellen Minderheiten 
unter anderem zur Rechtfertigung 
des völkerrechtswidrigen Angriffs¬ 
krieges gegen Afghanistan herhalten 
musste, verliert die Bundesregierung 
kein Wort zu den mittlerweile in der 
Ukraine herrschenden Zuständen. 

„Wir planen, jedwede Propa¬ 
ganda des Bösen 4 und alles, was ge¬ 
gen das Neue Testament und das 
Evangelium ist, zu verbieten“, hatte 
Artem Skoropadski, Sprecher des 
faschistischen „Rechten Sektors“, 
schon während der Maidan-Protes- 
te in Anspielung auf Homosexuelle 
angekündigt. Weder diese Äußerung 
noch der offensive Antisemitismus 
und Rassismus hatte hingegen dazu 
geführt, dass Bündnis 90/Die Grünen 
als angebliche Oppositionspartei zu 
„Schwarz-Rot“ auch nur Stellung be¬ 
zogen hätten. 

Klar ist mittlerweile eines: Eine 
übergroße Koalition, die bis in Teile 
der Linkspartei hineinreicht, miss¬ 
braucht die mangelnde Akzeptanz, 
die Diskriminierungen und staatli¬ 
che Verfolgung von Homosexuellen 
nach freiem Belieben. 

Dabei ist es an Perfidie kaum zu 
überbieten, machtstrategische Kriegs¬ 
propaganda auf dem Rücken von 
Minderheiten auszutragen, die tat¬ 
sächlich in noch viel zu vielen Län¬ 
dern der Erde verfolgt, interniert und 
im schlimmsten Fall ermordet werden. 

Wenn die schwarz-rot-grünen 
Menschenrechtsimperialisten das 
nächste Mal aufheulen, sollte ihnen 
eben das Ergebnis ihrer „Gleichstel¬ 
lungspolitik“ in der Ukraine unter die 
Nase gehalten werden. 

Markus Bernhardt 
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Auf dem Weg zur Online-UZ 

Arbeitsgruppe beriet in Essen über die nächsten Schritte 


Zusätzlich zur Druckausgabe soll ab 
Januar 2015 die Präsenz der UZ in der 
Öffentlichkeit mit einem Online-Auf- 
tritt verstärkt werden. 

Aus diesem Grund traf sich am ver¬ 
gangenem Wochenende eine Arbeits¬ 
gruppe unter Einschluss der UZ-Re- 
daktion. 

Über das Projekt sprachen wir mit 
Nina Hager (Chefredakteurin der UZ), 
Männe Grüß (verantwortlich für Öf¬ 
fentlichkeitsarbeit im DKP-Parteivor- 
stand) und Lars Mörking (Mitglied der 
Arbeitsgruppe). 

UZ: Was versprichst du dir von dieser 
neuen Internet-Präsenz? 

Männe Grüß: In einer kommunisti¬ 
schen Partei gilt auch 2014 Lenins De¬ 
finition: Eine Zeitung der Partei ist kol¬ 
lektiver Propagandist, Agitator und Or¬ 
ganisator. 



Männe Grüß 


Sie gehört somit zu den wichtigs¬ 
ten Instrumenten der Partei, um sich 
ideologisch zu entwickeln, ihre Strate¬ 
gie und Taktik - entsprechend den je¬ 
weiligen Bedürfnissen - nach außen zu 
tragen und den Aufbau der Partei vo¬ 
ranzutreiben. 

2014 heißt das: alle Kanäle für die 
UZ zu bedienen, wozu selbstverständ¬ 
lich das Internet gehört. Ich verspreche 
mir also, dass die UZ mit dem neuen 
Onlineauftritt ihrer Aufgabe als Partei¬ 
zeitung besser gerecht wird. Jede Wo¬ 
che sorgen die UZ-Redaktion und die 
-Autoren dafür, dass DKP-Standpunk- 
te zum aktuellen Geschehen nach au¬ 
ßen getragen werden - das muss sich 
adäquat im Netz widerspiegeln. 

UZ: Für wen wird der Online-Auftritt 
der UZ gemacht? 

Lars Mörking: In erster Linie für die 
Leserinnen und Leser der UZ. Kern 
des Online-Auftritts werden die in der 
UZ veröffentlichten Beiträge sein, die 
wir mit zusätzlichen Informationen und 
Angeboten versehen wollen. Durch 



Lars Mörking 


eine ansprechende Online-Präsenz 
wollen wir auch neue Leserinnen und 
Leser erreichen, im Vordergrund steht 
aber ein Nutzerlnnen-freundlicher Zu¬ 
gang zu den Inhalten der UZ. 

UZ: Wie gestaltet sich die UZ im Inter¬ 
net? 

Männe Grüß: Die UZ befindet sich 
im gleichen Spannungsfeld wie alle 
alternativen Zeitungen: Ziel ist, Ge¬ 
genöffentlichkeit zum herrschenden 
Medienapparat aufzubauen. Gleich¬ 
zeitig ist die UZ aber auf eine gewisse 
Gegenfinanzierung durch Abos ange¬ 
wiesen. Dieses Spannungsfeld als UZ 
online auszuhalten ist die Heraus¬ 
forderung: einerseits die Möglichkeit 
zu nutzen, eine weitaus größere und 
tendenziell jüngere Leserschaft anzu¬ 
sprechen - andererseits durch ein kos¬ 
tenpflichtiges Online-Abo die Einnah¬ 
men der UZ zu stabilisieren. 

Die Überlegungen gehen dabei da¬ 
hin, viele Beiträge kostenlos ins Netz 
zu stellen, aber Online-Abonnentin¬ 
nen auch einen echten Vorteil zu bie¬ 
ten, indem sie z.B. früher Zugriff ha¬ 
ben auf die gesamten Artikel der ak¬ 
tuellen UZ. 



Nina Hager 


UZ: Verändert sich etwas für die Leser, 
die die Zeitung auch weiterhin in ge¬ 
druckter Form lesen wollen? 

Nina Hager: Natürlich erscheint auch 
künftig die Druckausgabe der UZ in 
der gewohnten Form. Die Printausga¬ 
be ist unverzichtbar. Von der verbes¬ 
serten und erweiterten Onlinepräsenz 
werden jedoch auch die Abonnentin¬ 
nen und Abonnenten unserer Druck¬ 
ausgabe profitieren. Sie werden Zugriff 
auf alle Online-Angebote erhalten. 

Wir arbeiten weiter daran, die UZ 
besser zu machen. Wir wollen mehr qua¬ 
lifizierte Autorinnen und Autoren ge¬ 
winnen, das große Fachwissen von mehr 
Mitgliedern der DKP und Mitstreitern 
aus Gewerkschaften und Bewegungen 
nutzen, um den Gebrauchswert der UZ 
für die Leserinnen und Leser zu erhö¬ 
hen. Auf einer Klausurtagung der Re¬ 
daktion werden wir im Herbst beraten, 
wie wir diesen Weg weitergehen wollen. 

UZ: Welchen zusätzlichen Nutzen kann 
die UZ-Online bieten? 

Lars Mörking: Da wird es eine Menge 
geben, was UZ-Leserinnen und Leser 
freuen wird. Wir wollen - gemeinsam 
mit den Autorinnen und Autoren - on¬ 
line zusätzliche Informationen liefern. 

Ich will nur ein Beispiel nennen: 
Artikel werden künftig mit Quellenan¬ 
gaben und Querverweisen zu themen¬ 
verwandten Beiträgen in anderen Me¬ 
dien versehen. Vor allem aber soll es 
Einschätzungen zur Herkunft von ver¬ 
wendeten Informationen und Zahlen 
geben. Dazu gehört auch, zu benennen: 
Wer steckt hinter Institut XY? Wer fi¬ 
nanziert es? Statistiken werden also mit 
dem Hinweis gebracht, in wessen Auf¬ 
trag sie gefälscht wurden. 

UZ: Wann wird es konkreter mit dem 
Online-Auftritt? 

Männe Grüß: Die Planungen in der Ar¬ 
beitsgruppe sind bis dato, dass der neue 
UZ-Onlineauftritt im Januar 2015 am 
Start ist - pünktlich zum Luxemburg- 
Liebknecht-Wochenende 2015 wäre na¬ 
türlich optimal. 

Das klingt für viele Genossinnen 
und Genossen sicherlich nach einer lan¬ 
gen Zeit. Wer aber derartige Projekte 
mitgemacht hat, weiß sehr genau, wie 
viel Abstimmungsbedarf vonnöten ist. 
Immer wieder müssen Konzeption, De¬ 
sign und Programmierung aufeinander 
abgestimmt werden. 

Viel wichtiger ist aber: Es bedarf 
eines ständigen Austauschs mit der 
UZ-Redaktion. Ihre Rolle ist entschei¬ 
dend, weil sie für die Internetseite das 
Entscheidende liefert: die Inhalte oder 
„Content“, wie es neudeutsch heißt. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 















Vor 100 Jahren 
begann der i. Weltkrieg 


A m 28. Juni 1914 wurden in der 
bosnischen Hauptstadt Sarajevo 
der österreichische Thronfolger 
Erzherzog Franz Ferdinand und dessen 
Frau, Sophie von Hohenburg, durch ein 
Attentat getötet. Das Attentat wurde 
sofort der Regierung des Königreichs 
Serbien angelastet. In Wien entschloss 
man sich zu einer „Abrechnung mit 
Serbien“ „Jetzt oder nie!“ kommen¬ 
tierte Wilhelm II. einen Bericht aus 


Wien, der von einer Abrechnung mit 
Serbien sprach. In einem komplizier¬ 
ten, geheim geführten Verhandlungs¬ 
spiel zwischen Berlin und Wien wurde 
im Juli der Krieg unmittelbar vorberei¬ 
tet und ausgelöst. Dabei war den po¬ 
litisch Verantwortlichen in allen euro¬ 
päischen Hauptstädten klar, dass eine 
militärische Auseinandersetzung zwi¬ 
schen Österreich-Ungarn und Serbien 
Russland sofort auf den Plan rufen und 
damit der europäische Krieg zur Tat¬ 
sache würde. Das Attentat war jedoch 
nur ein Anlass: Dieser Krieg war lange 
vorbereitet worden ... 

Während der Julikrise blieb der 
Parteivorstand der deutschen Sozial¬ 
demokratie fast vier Wochen untätig. 
Erst am 25. Juli (siehe Seite 19) erfolgte 
ein Aufruf zu Antikriegsdemonstratio¬ 
nen. Es gab kaum eine größere Stadt in 
Deutschland, in der die Arbeiter nicht 
gegen den Krieg demonstrierten. Aber 
sie wurden getäuscht. 

Am 28. Juli erklärte Österreich- 
Ungarn dem südlichen Nachbarn Ser¬ 
bien den Krieg. Am 30. Juli mobilisier¬ 
te Russland. Am 1. August erfolgte die 
deutsche Kriegserklärung an Russ¬ 
land. Deutsche Truppen fielen am 2. 
bzw. 4. August in die neutralen Rän¬ 
der Fuxemburg und Belgien ein. Am 
3. August erfolgte die Kriegserklärung 
an Frankreich. Der Krieg wurde zum 
gesamteuropäischen, j a zum Weltkrieg. 

Insgesamt nahmen bis zum Kriegs¬ 
ende 38 Staaten am Krieg teil. Mit ins¬ 
gesamt 23 Millionen Soldaten der so 
genannten Mittelmächte (Deutsches 
Reich und Österreich-Ungarn, später 


schlossen sich das Osmanische Reich 
und Bulgarien dem Bündnis an) und 
42 Millionen mobilisierten Männern 
der Entente, die in die Schlachten ge¬ 
führt wurden, übertraf der Krieg die 
Vorstellungen der Militärs aller Staa¬ 
ten und auch die warnenden Progno¬ 
sen, wie sie z.B. Friedrich Engels 1887 
formuliert hatte: „Die Verwüstungen 
des Dreißigjährigen Kriegs zusam¬ 
mengedrängt in drei bis vier Jahre und 


über den ganzen Kontinent verbrei¬ 
tet; Hungersnot, Seuchen, allgemeine, 
durch akute Not hervorgerufene Ver¬ 
wilderung der Heere wie der Volks¬ 
massen; rettungslose Verwirrung unsres 
künstlichen Getriebs in Handel, Indus¬ 
trie und Kredit, endend im allgemei¬ 
nen Bankerott; Zusammenbruch der 
alten Staaten und ihrer traditionellen 
Staatsweisheit, derart, dass die Kronen 
zu Dutzenden über das Straßenpflaster 
rollen und niemand sich findet, der sie 
aufhebt...“ 

Die herrschenden Klassen hatten 
in ihrer Profitgier alle Warnungen in 
den Wind geschlagen, die rechte sozi¬ 
aldemokratische Führung, die sich nun¬ 
mehr dem von Wilhelm II. verkündeten 
„Burgfrieden“ anschlossen, sich als Pa¬ 
trioten ausgaben und damit auf die Sei¬ 
te der herrschenden Klasse schlugen, 
verleugneten die revolutionären Posi¬ 
tionen der Sozialdemokratie. Sie spal¬ 
teten die Partei und trugen Schuld dar¬ 
an, dass die Arbeiter unter dem Kriegs¬ 
zustand und Mobilisierungsbefehl kei¬ 
nen entscheidenden Widerstand mehr 
leisten konnten. 

Die entsprechend dem Schlieffen- 
plan auf dem westlichen Hauptkriegs¬ 
schauplatz begonnene deutsche Offen¬ 
sive scheiterte bereits im September in 
der Schlacht an der Marne. Zugleich 
erlitten die österreichisch-ungari¬ 
schen Truppen in Galizien und Serbi¬ 
en schwere Niederlagen. Ein im Herbst 
versuchter zweiter Anlauf, die franzö¬ 
sisch-englischen Truppen entscheidend 
zu schlagen, misslang. Das Scheitern 
des ersten großen Hauptschlages im 


Westen stellte einen folgenschweren 
Wendepunkt im Kriegsverlauf dar. 

Während der langjährig vorbereite¬ 
te Blitzkriegsplan misslang, forcierten 
die verschiedenen Gruppierungen der 
herrschenden Klassen ihre Forderun¬ 
gen. Schwerindustrie und chemische 
Industrie forderten direkte Annexio¬ 
nen großer Gebiete Frankreichs, die 
Einverleibung Belgiens, des Donge- 
biets und der Krim, der Ostseeprovin¬ 
zen Russlands und von Teilen Polens. 
Die Großbanken und die Fertigwaren¬ 
industriellen traten mehr für eine in¬ 
direkte weiträumige Vorherrschaft in 
Europa in der Form eines von Deutsch¬ 
land geführten Wirtschaftsverbandes 
ein. Die Junker schließlich orientier¬ 
ten vor allem auf die Annexion großer 
Teile Polens und der Ostseeprovinzen 
Russlands. Daneben wurde allgemein 
ein großes Kolonialreich in Afrika ge¬ 
fordert und die Beseitigung des engli¬ 
schen und französischen Einflusses im 
Nahen Osten angestrebt. Die Kriegs¬ 
zielforderungen, die der Reichskanzler 
Theobald von Bethmann Hollweg am 
9. September 1914 in einem geheimen 
amtlichen Programm zusammenzufas¬ 
sen suchte, offenbarten den eigentli¬ 
chen Zweck des Krieges ebenso wie die 
abenteuerliche, realitätsferne Einschät¬ 
zung des Kräfteverhältnisses durch den 
deutschen Imperialismus. 

Im Herbst 1914 erstarrte im Westen 
infolge beiderseitiger Erschöpfung die 
Front zum Stellungskrieg. Diese Front 
von der Kanalküste bis an die Schwei¬ 
zer Grenze veränderte sich bis 1918 
kaum noch. Auch im Osten bildete sich 
im Winter 1914/15 eine Front von Ost¬ 
preußen bis zu den Karpaten heraus. 

Vier Jahre dauerte der Krieg. Er en¬ 
dete offiziell mit dem Waffenstillstand 
von Compiegne am 11. November 1918, 
doch bereits zuvor wuchs der Wider¬ 
stand und mündete in Streiks und re¬ 
volutionären Erhebungen ... 

Weit über 15 Millionen Menschen - 
Soldaten wie Zivilisten - verloren ihr 
Feben. UZ 







Bild ganz oben links: Der Attentäter 
Gavrilo Princip wird festgenommen. 
Bild ganz oben rechts und Bild darun¬ 
ter: Mobilmachung in Deutschland. 
Bild oben: Verwundete britische Sol¬ 
daten. 

Bild darüber: Mit Krupps Kanonen 
schossen die Atelleristen auf beiden 
Seiten der Front im Westen. 

Foto im Text: Toter deutscher Infante¬ 
rist. 

Foto links: Der russische Zar und der 
deutsche Kaiser bei einem Treffen im 
Jahr 1905. Beide waren nun Kriegs¬ 
gegner und beide Potentaten wurden 
durch die Revolution in ihrem Land ge¬ 
stürzt. 

Bild rechts: UZ-Dokumentation der Aa¬ 
chener Vier-Parteien-Konferenz 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Woher kommt und wer schafft den Reichtum? 


Zur Aktualität von Lenins „Drei Quellen und drei Bestandteile des Marxismus“ - Bildungsthema: Teil Ökonomie 


A ls auf dem Höhepunkt der Finanzkrise im 
Sommer 2008 die US-Investmentbank Leh¬ 
man Brothers Insolvenz anmelden musste, 
überboten sich die Kommentatoren geradezu mit 
ihrer Kritik an der Komplexität des globalen Fi¬ 
nanzsystems. Insbesondere Ratingagenturen, also 
Unternehmen, die die Kreditwürdigkeit anderer 
Unternehmen bewerten, wurden verbal scharf an¬ 
gegangen: Man warf ihnen vor, durch viel zu kom¬ 
plexe Bewertungsmodelle Transparenz verhindert 
und so eine Spekulationsblase aufgebläht zu ha¬ 
ben, in deren Folge zahlreiche Großbanken ins 
Schleudern kamen und Pleite gingen. 

Wenn man sich also die ungeheure Komple¬ 
xität des modernen Kapitalismus vergegenwär¬ 
tigt, vor der bereits sämtliche „Experten“ kapitu¬ 
lieren mussten, dann stellt sich unweigerlich die 
Frage: Welchen Sinn macht es, einen fast schon als 
„simpel“ anmutenden Textabschnitt zu Fragen der 
politischen Ökonomie des Kapitalismus zu lesen, 
der einer kleinen und fast 100 Jahre alten Lenin- 
Schrift entstammt? Unsere Antwort darauf lautet: 
Weil Lenin darin sehr prägnante Antworten auf 
Fragen der Politischen Ökonomie gibt, die auch 
heute noch von zentraler Bedeutung sind. 

Denn Politische Ökonomie ermöglicht einen 
nicht unerheblichen Einfluss auf das Bewusstsein 
der Menschen über ihre gesellschaftlichen Gestal¬ 
tungsmöglichkeiten. Das betrifft nicht nur Haus¬ 
haltsdebatten und Diskussionen über staatliche 
Regulierungen, sondern z.B. auch gewerkschaft¬ 
liche Auseinandersetzungen über den Spielraum 
für Belegschaften in Tarifkonflikten, die entlang 
ökonomischer Argumentationslinien geführt wer¬ 
den. Politische Ökonomie bewegt sich im Span¬ 
nungsfeld materieller Interessen. Marxistische 
und bürgerliche Wirtschaftswissenschaften un¬ 
terscheiden sich folglich darin, ob sie die bürger¬ 
lichen Eigentumsverhältnisse in Frage stellen oder 
rechtfertigen. 

Politische Ökonomie - eine 
parteiische Wissenschaft 

Diese Spannung drückt sich auch in den unter¬ 
schiedlichen Antworten auf die Frage aus, was 
die Politische Ökonomie als Wissenschaft kenn¬ 
zeichnet. Nehmen wir als Beispiel den US-ameri¬ 
kanischen Wirtschaftswissenschaftler und Nobel¬ 
preisträger Paul A. Samuelson (1915-2009), der 
die folgende weitverbreitete Definition gegeben 
hat: Politische Ökonomie sei das Studium dessen, 
„was Menschen und Gesellschaft bei der Beschäf¬ 
tigung knapper Ressourcen [...] auswählen, um 
verschiedenartige Waren zu erzeugen und für den 
Verbrauch [...] zu verteilen“(A Samuelson, W.D. 
Nordhaus: Economics. Zit nach: Peter Thal: Politi¬ 
sche Ökonomie, in: Enzyklopädie zu Philosophie 
und Wissenschaften, Bd. 3, S. 795f.) 

Während Samuelson also den Fokus auf einen 
effizienten Einsatz von Ressourcen und eine mög¬ 
lichst optimale Verteilung legt, geht es dem Mar¬ 
xismus ausdrücklich um das Verhältnis zwischen 
Menschen, d.h. um den gesellschaftlichen Arbeits¬ 
prozess und die Aneignung der Arbeitsproduk¬ 
te. Lenin hat das für die bürgerliche Ökonomie 
seiner Zeit so ausgedrückt: „Wo die bürgerlichen 
Ökonomen ein Verhältnis von Dingen sahen [...], 
dort enthüllte Marx ein Verhältnis von Menschen“. 


Kapitalismuskritik: 

„Dämonisierung“ des Kapitalismus... 

Wo Wirtschaftswissenschaftler jedoch auf Ei¬ 
gentumsverhältnisse eingehen, wie z.B. der Fran¬ 
zose Thomas Piketty unlängst in seinem Buch 
„Capital in the Twenty-First Century“ bekommen 
sie Kontra. 

Vor allem wenn es darum geht herauszufin¬ 
den, warum es zu diesen Krisen des Kapitalismus 
kommt, werden selbst von „seriösen“ Publizisten 
oder Wissenschaftlern manches Mal Erklärungen 
bemüht, die kaum mehr sind als vulgärökonomi¬ 
sche Thesen oder simpler Antimarxismus: So ver¬ 
suchte kürzlich der Medienwissenschaftler Prof. 
N. Bolz die heftige internationale Resonanz auf 
die Kritik des französischen Ökonomen Thomas 
Piketty [Pl]an der zunehmenden Ungerechtigkeit 
und Ungleichheit der Einkommen mit dem Satz 
abzuwürgen: „Das Problem der Ungleichvertei¬ 
lung ist unlösbar. Kapitalismuskritik ist politische 
Romantik.“ {Zitiert nach,, Stern “ vom 10.714, S. 71) 

Ein Jahr zuvor hatte Bolz in einer Schweizer 
Zeitschrift die nach seiner Meinung in Deutsch¬ 
land viel zu starke antikapitalistische Grundströ¬ 
mung im Gefolge der „68er-Bewegung“ an den 
deutschen Universitäten beklagt. „Studenten und 
Professoren haben vor allem an geisteswissen¬ 
schaftlichen Fakultäten heute eine gute Chance, 
in ein Treibhaus der Weltfremdheit hineinzuge¬ 
raten. Eine Gesellschaft, die sich weder an erfah¬ 
rungsgesättigter Moral noch an bürgerlicher Tra¬ 


dition und gesundem Menschenverstand orientie¬ 
ren kann, wird zum Spielfeld eines Tugendterrors, 
der in Universitäten, Redaktionen und Antidiskri¬ 
minierungsämtern ausgebrütet wird ... 

Im Zuge der Weltfinanzkrise haben die Links¬ 
intellektuellen den Antikapitalismus als Ge¬ 
schäftsmodell wieder entdeckt. Da sie nichts vom 
System einer modernen durchmonetarisierten 
Wirtschaft verstehen, verteufeln sie den Mam¬ 
mon. Da sie trotz Marx-Lektüre mit einer kon¬ 
sequenten Ignoranz in allem, was „das Kapital“ 
betrifft, gesegnet sind, besorgen sie das Geschäft 
der Dämonisierung. So ist wieder eine politi¬ 
sche Romantik entstanden, die den Ohnmächti¬ 
gen und Ratlosen suggeriert, das 
Böse der Welt würde sich in der 
Wall Street konzentrieren. Das 
ist der geistige Flurschaden, den 
die Finanzkrise in den Gemü¬ 
tern vieler Menschen angerichtet 
hat.“ (N. Bolz: hauptsache links. 

In „schweizer monat“ Ausgabe 
1008/juni 2013 www.schweizer- 
monat.ch/artikel/hauptsache - 
links) 

Antikapitalismus als „poli¬ 
tische Romantik“, als „Dämo¬ 
nisierung“, die den Ohnmächti¬ 
gen suggeriert, das habe etwas 
mit dem großen Kapital zu tun. 

So kann nur jemand sprechen, 
der ein Interesse daran hat, dass 
nicht näher nachgedacht und 
nachgefragt wird, was denn hin¬ 
ter dem Kaleidoskop von Mei¬ 
nungen und Erklärungsversu¬ 
chen für die tiefe Krise des Ka¬ 
pitalismus steckt. 


Produktion neu. Verändern sie wiederum ihre 
Produktionsweise, so ändert sich damit über¬ 
haupt die Art und Weise, wie die Menschen ih¬ 
ren Lebensunterhalt verdienen. Marx hat das im 
Winter 1846/47 folgendermaßen illustriert: „Die 
Handmühle ergibt eine Gesellschaft mit Feudal¬ 
herren, die Dampfmühle eine Gesellschaft mit in¬ 
dustriellen Kapitalisten:“(Kar/ Marx: Das Elend 
der Philosophie. MEW 4, S. 130) 

Produktionsverhältnisse bezeichnen Fried¬ 
rich Engels zufolge wiederum die „Bedingun¬ 
gen und Formen, unter denen die verschiednen 
menschlichen Gesellschaften produziert und aus¬ 
getauscht und unter denen sich demgemäß jedes¬ 



kleiden und mit Wohnung versorgen“ - also die 
Arbeiter - „soviel vom Ertrag der eigenen Arbeit 
bekommen sollen, dass sie sich selbst richtig er¬ 
nähren, ordentlich kleiden und anständig wohnen 
können.“ {Adam Smith: Der Wohlstand der Nati¬ 
onen. Deutscher Taschenbuch Verlag, 1978, S. 68) 
Adam Smith formulierte auch den Kernsatz 
der Arbeitswertlehre, der wie folgt lautet: Der 
Wert einer Ware wird durch die in ihr enthaltene 
Arbeitszeit bestimmt. Damit wird der Marktpreis, 
den Markteilnehmer für ihre Waren aushandeln, 
mit der für ihre Produktion notwendigen Arbeits¬ 
zeit in Beziehung gesetzt. David Ricardo führte 
diesen Weg noch konsequenter fort; und genauso 
wie Smith erklärte er alle For¬ 
men des Einkommens (Grund¬ 
rente, Lohn und Profit) auf Ar¬ 
beit zurück. Ihr Widerspruch 
bestand jedoch darin: Wenn we¬ 
der Grundeigentümer noch Ka¬ 
pitalisten arbeiten, wie kann ihr 
Einkommen auf Arbeit zurück¬ 
geführt werden? Die Antwort 
darauf gibt uns die Mehrwert¬ 
theorie von Karl Marx. 


... oder Appell an das 
„soziale Gewissen“? 

Doch es gibt noch eine ande¬ 
re Art von Ignoranz gegenüber 
einer fundierten Antikapita¬ 
lismus-Kritik. Der Historiker 
Hans-Ulrich Wehler machte in 
einem kurz vor seinem Tod aufgenommenen In¬ 
terview die Grenzen einer Kritik an sozialen Un¬ 
gerechtigkeiten deutlich, die sich nicht traut die 
Systemfrage zu stellen und sich mit Appell an die 
Rückbesinnung auf einen moderaten Sozialde¬ 
mokratismus begnügt. Denn für Wehler ist die 
berechtigte Kritik und Abwehr „zunehmender 
Ungerechtigkeit“ kein Grund den Kapitalismus 
in Frage zu stellen. Wehler beruhigte: „Ich will 
keinen Aufruhr, keine Revolte. Ich möchte kei¬ 
nen Sturm auf das Palais Oetker (Wehler spielt 
hier auf den Sturm auf das zaristische „Winter¬ 
palais“ in Petrograd an, der den Beginn der gro¬ 
ßen sozialistischen Oktoberrevolution von 1917 
markierte.) Ich will Druck auf die Parteien. Ich 
hoffe immer noch auf die SPD, dass die ihr so¬ 
ziales Gewissen wieder aufleben lässt.“ {„Stern“ 
vom 10.7.14, S. 77) 

Es ist nicht nur wegen solcher Einlassungen für 
Marxisten und für aktive Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter wichtig zu begreifen, warum 
solche - im Einzelfall sogar ehrlich gemeinte Kri¬ 
tik zum Scheitern verurteilt ist. Wenn man einen 
Bogen um grundlegende Erkenntnisse der mar¬ 
xistischen Kritik des Kapitalismus macht, landet 
man schließlich in der Sackgasse der ganz nor¬ 
malen systemfrommen Kritik des Reformismus. 
Deshalb muss man wissen, wie und auf welcher 
Grundlage sich marxistische Kapitalismusanaly¬ 
se und -kritik entwickelt hat und worauf sie sich 
stützt. 


Marx' Definition 

der „Politischen Ökonomie“ 

Karl Marx hatte in seiner Kritik der Politischen 
Ökonomie den Leitfaden für seine eigenen Un¬ 
tersuchungen so beschrieben: „In der gesell¬ 
schaftlichen Produktion ihres Lebens gehen die 
Menschen bestimmte, notwendige, von ihrem 
Willen unabhängige Verhältnisse ein, Produkti¬ 
onsverhältnisse, die einer bestimmten Entwick¬ 
lungsstufe ihrer materiellen Produktivkräfte ent¬ 
sprechen“. {Karl Marx: Zur Kritik der Politischen 
Ökonomie, MEW 13, S. 8.9) Damit formulierte 
er das entscheidende Begriffspaar für das Ge¬ 
schichtsverständnis von Marxisten: Produktions¬ 
verhältnisse und Produktivkräfte. 

Die Produktivkräfte einer Gesellschaft sind 
die in der Produktion genutzten Arbeitsinstru¬ 
mente, Rohstoffe und die produktiven Fähigkei¬ 
ten der Menschen. Hier besteht ein enger Zu¬ 
sammenhang mit den sozialen Verhältnissen: Er¬ 
werben die Menschen neue Produktivkräfte, so 
gestalten sie damit auch die Art und Weise der 


„Spindeln und Webstühle und Rohmaterial sind aus Mitteln unabhängiger Existenz 
für Spinner und Weber von nun an verwandelt in Mittel, sie zu kommandieren und 
ihnen unbezahlte Arbeit auszusaugen. [...] So geht Hand in Hand mit der Enteignung 
früher selbst wirtschaftender Bauern und ihrer Losscheidung von ihren Produktions¬ 
mitteln die Vernichtung der ländlichen Nebenindustrie, der Scheidungsprozess von 
Manufaktur und Ackerbau“. (Karl Marx, Das Kapital, Bd. i, MEW, Bd. 23, S. 774,776) 


mal die Produkte verteilt haben“ (Friedrich En¬ 
gels, „Anti-Dühring“, MEW 20, S. 139). Wichtig ist 
hierbei der Zusammenhang zwischen Produktion 
und Austausch der Produkte auf der einen Seite, 
sowie die Verteilung der Produkte auf der ande¬ 
ren Seite. Denn die moderne Produktionsweise, 
d.h. die „ große Industrie, die heutige Kreditaus¬ 
bildung“ und die dazugehörige freie Konkurrenz 
wäre wohl kaum denkbar ohne „große Kapita¬ 
listen und lebenslängliche Lohnarbeiter“ {Fried¬ 
rich Engels, a.a. O., S. 135) 

Wie Marx in seinen autobiographischen Tex¬ 
ten dargelegt hat, bestand seine Motivation für 
sein Hauptwerk „Das Kapital“ in der „Erfor¬ 
schung der ökonomischen Struktur der moder¬ 
nen, d.h. der kapitalistischen Gesellschaft“, denn 
Rechtsverhältnisse wie Staatsformen oder Eigen¬ 
tumsverhältnisse wurzeln in den materiellen Le¬ 
bensverhältnissen, deren Anatomie „in der politi¬ 
schen Ökonomie zu suchen sei“ {Karl Marx: Zur 
Kritik der Politischen Ökonomie, MEW 13, S. 8) 


Theoretische Quellen der 
marxistischen Politischen Ökonomie 

Marx’ Anknüpfungspunkt für seine ökonomi¬ 
sche Analyse war die englische Nationalökono¬ 
mie des 18. Jahrhunderts, deren bedeutendste Ver¬ 
treter Adam Smith (1723-1790) und David Ricar¬ 
do (1772-1823) waren. Die Politische Ökonomie 
war damals noch eine junge Wissenschaft, die 
noch stark von den Grundsätzen der Physiokra- 
ten beeinflusst war, eine ökonomische Schule des 
18. Jahrhunderts, gegründet von Francois Quesnay 
(1694-1774). Die Ökonomen dieser Schule hatten 
zwei bemerkenswerte Ansätze entwickelt: Sie un¬ 
ternahmen erstmalig den Versuch, den gesamten 
Wirtschaftskreislauf (Reproduktionsprozess) ei¬ 
nes Landes zu untersuchen und darzustellen. 

Arbeit als Quelle von Reichtum - diese Vor¬ 
stellung finden wir nicht nur bei den Physiokraten, 
sondern auch auch bei Adam Smith, der erstmalig 
einen modernen Begriff von Reichtum entwickelt 
hat. Reichtum besteht Smith zufolge eben nicht 
darin, „dass ein Reicher viel besitzt oder viele 
Grundstücke hat“. Sondern vielmehr darin, über 
das Ergebnis der Arbeit anderer und damit über 
eine ständige Gewinnquelle verfügen zu können.“ 
{Werner Rügemer:Arm und Reich. Transcript Ver¬ 
lag, 2003, S. 25) Das ist genau dann möglich, denn 
den Arbeitenden solle nicht der volle Gegenwert 
ihrer Arbeit, sondern nur ein Betrag zur Befriedi¬ 
gung ihrer unmittelbaren Bedürfnisse gezahlt wer¬ 
den. So schreibt dann auch Smith: Es sei nur recht 
und billig, „wenn diejenigen, die alle ernähren, 


Mehrwerttheorie 

Der Schlüssel zur Mehrwert¬ 
theorie liegt im Verständnis der 
Warenproduktion, deren entwi¬ 
ckelteste Form die kapitalisti¬ 
sche Gesellschaft ist. Eine Ware 
kann einerseits ein nützliches 
Ding sein, das ein menschliches 
Bedürfnis befriedigt, anderer¬ 
seits werden Waren gegenein¬ 
ander ausgetauscht. Eine Ware 
kann daher nach zweierlei Maß 
bemessen werden: nach Ge¬ 
brauchswert und Tauschwert. 
Der Tauschwert einer Ware 
kommt im millionenfachen 
Tauschakt zwischen Waren zum 
Ausdruck. Er wird daher be¬ 
stimmt durch die gesellschaft¬ 
lich durchschnittliche Arbeits¬ 
zeit, die zu ihrer Herstellung bzw. Wiederher¬ 
stellung notwendig ist. Im Unterschied zum Preis 
einer einzelnen Ware, der räumlich und zeitlich 
schwanken kann, besteht ihr Tauschwert aus ei¬ 
nem gesellschaftlichen Durchschnitt; denn der 
Tauschwert ist eine Größe, in der sich der ge¬ 
sellschaftliche Zusammenhang zwischen den ein¬ 
zelnen Produzenten zeigt, die durch den Markt 
vereinigt sind. 

Im Verlauf der Geschichte entwickelte sich 
auch das Geld, eine besondere Form, in der sich 
der Tauschwert zeigt. Dadurch mussten nicht 
mehr alle Warenarten miteinander verglichen 
werden, durch gesellschaftliche Gewohnheit 
wurde die Ware Gold zu jener speziellen Ware, 
die zum allgemeinen Vergleich der Warenwerte 
verwandt wurde. Und auf einer bestimmten Ent¬ 
wicklungsstufe der Warenproduktion verwandelt 
sich Geld in Kapital. Waren werden nicht mehr 
nur verkauft, um andere Waren zu erhalten und 
damit menschliche Bedürfnisse zu befriedigen. 
Sondern vielmehr werden Waren gekauft, um 
sie mit Profit wieder zu verkaufen. Marx nennt 
diesen Zuwachs zum ursprünglichen Wert des in 
Umlauf gebrachten Geldes Mehrwert. 

Das Kapital ist also auch ein gesellschaftliches 
Verhältnis: Die Arbeitskraft des Menschen wird 
zur Ware. Ihr Gebrauchswert für den Kapitalis¬ 
ten besteht darin, Quelle von Mehrwert zu sein. 
Ihr Tauschwert wiederum besteht in der gesell¬ 
schaftlich notwendigen Arbeitszeit, die zu ihrer 
Wiederherstellung notwendig ist. Die Arbeiten¬ 
den beziehen also einen Lohn, der sie befähigt, 
ihre Arbeitskraft wiederherstellen zu können. 
Einen Teil des Arbeitstages bringen sie also auf, 
um den Gegenwert ihres Lohns zu erarbeiten; 
den anderen Teil arbeiten sie unentgeltlich für 
den Kapitalisten. 

Armut und Reichtum kommen demnach nicht 
unrechtmäßig oder durch willkürliche Verteilung, 
durch Finanzschiebereien oder „Maßlosigkeit 
von Kasinokapitalisten“ zustande. Vielmehr liegt 
ein Widerspruch im bürgerlichen Recht selbst, 
das vorgibt, alle Warenbesitzer gleichermaßen, 
also sowohl Käufer als auch Verkäufer der Ware 
Arbeitskraft schützen zu wollen. Marx kommen¬ 
tierte das so: Es steht „Recht wider Recht, beide 
gleichmäßig durch das Gesetz des Warenaustau¬ 
sches besiegelt“. Und zwischen gleichen Rech¬ 
ten „entscheidet die Gewalt.“ {Karl Marx: Das 
Kapital. MEW 23, S. 24). Das ist der Grund für 
den andauernden Kampf in der Geschichte der 
kapitalistischen Produktion zwischen der Klasse 
der Kapitalisten und der Arbeiterklasse. 

Hans-Peter Brenner/Pablo Graubner 
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Das Wagnis, besseres Theater zu machen 

Der Regisseur und Theatertheoretiker Manfred Wekwerth ist tot 


\ 


D er Name des Chefregisseurs 
(1960-69) und Intendanten des 
Berliner Ensembles (1977-91) 
stand für Brecht-Welterfolge in Frank¬ 
furt/Main, Paris, London, Zürich, Mai¬ 
land, Wien. In der Zeit gekündigter 
Vertragsbindungen vom Haus, das ihn 
und das er nachhaltig prägte, erarbei¬ 
tete er mit Theaterensembles im In- 
und Ausland ebenso wichtige Stücke 
Shakespeares in eigener Übersetzung 
(Coriolan, Richard III.). Für sein Ber¬ 
liner Ensemble entwickelte er 1991 mit 
Giorgio Strehler in Mailand und dem 
Europäischen Theater in Paris eine 
perspektivische Konzeption als „Lin¬ 
kes Europäisches Theaterzentrum“ Die 
umgehende Ablehnung durch den Ber¬ 
liner Senat wurde mit der Kündigung 
Manfred Wekwerths verbunden. Die 
ideologische Diffamierungskampagne 
hielt der Mainstream über drei Jahre 
am Kochen, womit dann auch die Wahl 
des ehemaligen Präsidenten der DDR- 
Akademie der Künste in die fusionierte 
Akademie der Künste Berlin-Branden¬ 
burg zurückgezogen wurde. Das Rose 


Bruford College in London hinderte 
das nicht, den Praktiker und Theater¬ 
wissenschaftler zum „Honorary Fel¬ 
low“ zu wählen (2001): „Für seine Ver¬ 
dienste um das europäische Theater 4 . 4 
Wekwerth, auf die Weiterentwicklung 
der ästhetischen Methode Brechts auf 
klassische und auf zeitgenössische Stü¬ 
cke aus, konnte seit den 90er Jahren bei 
Workshops für Studenten und Off-The- 
atergruppen in Leipzig, Graz, London, 
Istanbul oder Havanna beobachten, 
dass es zu Brecht wieder mehr Fragen 
als Meinungen gibt. „Hier bestätigt sich 
anscheinend eine ermutigende These 
von Marx, dass der Gedanke zur Wirk¬ 
lichkeit drängt, wenn die Wirklichkeit 
zum Gedanken drängt. Zu behaupten, 
Brecht habe das Theater vereinfacht, 
um es für Realitäten wieder zu öffnen, 
muss mindestens verwundern. Meine 
Zusammenarbeit mit Brecht, die fünf 
Jahre bis zu seinem Tod dauerte, und 
die Erkundung seines Werks, die an¬ 
dauert, brachten mich nämlich zu der 
Ansicht, dass ,Wundern’ eben jene 
Vereinfachung ist. Anders und sehr 


,unbrechtisch’ gesagt: Der einfache 
Vorgang, dass sich jemand im Theater 
wundert, ist eigentlich das ganze Ge¬ 
heimnis des Brecht-Theaters.“ 

„In nie gekanntem Maße hat hier 
ein Schriftsteller in die Weltgeschich¬ 
te eingegriffen“, erkannte Wekwerth 
schon 1967. In seinem Brecht-Hand¬ 
buch von 2004 fügte er das Credo 
langjähriger Erfahrungen hinzu: „Der 
Mutlose hat nicht nur keine Zukunft, 
er hat auch keinen Spaß. Ohne Spaß 
aber, das zeigt die Geschichte, wurde 
auf dieser Welt noch nie ein ernstes 
Problem gelöst, jedenfalls nicht ernst¬ 
haft. Vielleicht gelingt es mir, Brecht 
einmal selbst zu ,verfremden’ und zur 
allgemeinen Ermutigung sein Theater 
einmal nicht - wie ich es selbst häufig 
getan habe - hauptsächlich von der 
Absicht ,eingreifenden Denkens’ 
her zu beschreiben, sondern ein¬ 
fach als Wagnis zu besserem Thea¬ 
ter.“ 

In beeindruckenden Vorträgen 
betonte er künftige Chancen, die das 
Brecht-Theater zur Krise des Kapitalis¬ 


„Wie Brecht brauchte er bei der Arbeit die Kritik“ 


Neben der Weigel war Manfred Wekwerth der wichtigste 
Mann in der Leitung des Theaters. Es dauerte einige Zeit, 
bis sich mit ihm eine enge Zusammenarbeit anbahnte, aus 
der dann eine lebenslange Freundschaft wurde. Überblickt 
man seinen Aufstieg zu einem der führenden europäischen 
Regisseure, so trifft auf ihn der Titel zu, den die Schauspie¬ 
lerin Elisabeth Bergner ihren Memoiren gab: Bewundert 
und viel gescholten. Wenn ich von mir behaupte, das Werk 
Bertolt Brechts habe meinen Lebensweg entscheidend be¬ 
einflusst, so gilt das für Manfred Wekwerth in einem viel 
größeren und umfassenderen Maße. Wekwerth wuchs in 
Köthen in einem Frauenhaushalt auf. Seinen Vater bekam 
er kaum zu Gesicht. Die erste männliche Persönlichkeit, die 
in sein Leben trat und Einfluss auf ihn ausübte, war Ber¬ 
tolt Brecht. So wurde Brecht, um es im literarischen Sinne 
zu formulieren, zu seinem Übervater. Diese besonderen 
Umstände bewirkten, dass Brecht für ihn mehr als nur ein 
Lehrer war; er prägte sein Talent, forderte seine vielseitigen 
Interessen heraus. Einige Brecht-Schüler wandten sich spä¬ 
ter in oft abstoßender Manier von ihrem Lehrer ab, Wek¬ 
werth konnte das nie, auch wenn er andere Wege einschlug. 
Er bekannte sich immer zu seinem Erbteil. Dass sich die 
beiden fanden, könnte man als Glücksfall bezeichnen, ob¬ 
wohl Brecht damals in Wekwerth noch nicht den Regisseur 
sah, der einmal in der Lage sein würde, das Theater auf dem 
Niveau fortzuführen, auf das er es gebracht hatte. 

Dass die von der Weigel so glücklich gewählte Schülerlö¬ 
sung nicht von Dauer sein konnte, versteht sich am Thea¬ 


ter von selbst. Neben Wekwerth wollten sich gleichrangi¬ 
ge Regisseure wie Benno Besson und Peter Palitzsch be¬ 
währen. Die Begabungen unter den Regisseuren drängten 
an die Spitze. Wekwerth setzte sich durch. Vielleicht auch 
deshalb, weil sich bei ihm die verschiedenen Talente, die 
Brecht in seinem Hause vertreten wissen wollte, vereinten. 
Wenn ihn die Regie nicht übermäßig in Anspruch genom¬ 
men hätte, wäre er auch ein guter Wissenschaftler, Theore¬ 
tiker und Schriftsteller geworden. Länger als alle anderen 
hielt er an der von Brecht eingeführten kollektiven Re¬ 
gie fest, zuerst mit Peter Palitzsch, gelegentlich mit Ben¬ 
no Besson, später kontinuierlich mit Joachim Tenschert. 
... Wekwerth brauchte viele Meinungen, bevor er sich 
festlegte. Vor allem aber benötigte er - wie Brecht - bei 
der Arbeit die Kritik. Was andere in Rage brachte, schien 
ihm ein Bedürfnis zu sein. Allerdings musste sie - wie bei 
Brecht - in ausgewogenen Proportionen von Kritik und 
Zuspruch erfolgen. Die Begeisterung aller für das, was sie 
sich vorgenommen hatten, hielt er für eine unverzichtbare 
Arbeitsgrundlage. Für ihn selber schien sie die Triebkraft 
zum Erfolg zu sein. 

Werner Mittenzwei 

Der im Frühjahr 2014 verstorbene Brecht-Forscher über sei¬ 
ne dramaturgische Beratung am Berliner Ensemble 1966 bis 
1968. 

In: Zwielicht. Auf der Suche nach dem Sinn einer vergange¬ 
nen Zeit. © by Faber & Faber, Leipzig 2004 


Manfred Wekwerth, 3. Dezem¬ 
ber 1929 bis 16. Juli 2014. Das 
Foto entstand 2006 beim 
Kulturforum der DKP. Foto: 
Wazansky 



mus bietet: 2004 auf der XII. Interna¬ 
tionalen Buchmesse in Havanna, 2006 
auf Internationalen Brecht-Konferen¬ 
zen in Istanbul und in Berlin-Karls¬ 
horst, gleich noch einmal im Kultur¬ 
bahnhof Mörfelden. In der Reihe ihrer 
Beteiligungen an den Pressefesten der 
UZ präsentierten Manfred Wekwerth 
und Renate Richter 2005 zusammen 
mit Fred Syman weniger bekannte 
Brecht-Lieder aus vier Jahrzehnten, 
dazu erst spät veröffentlichte Texte 
aus dem Buch Me-Ti. Unter dem Ti¬ 
tel „Meti sagt: Das Schicksal des Men¬ 
schen ist der Mensch“ erwiesen sie sich 
als „Begleitmusik“ seiner Auslandsvor¬ 
träge. 

Ebenso suchte Wekwerth in sei¬ 
nen letzten Theaterarbeiten nach neu¬ 
en, emotional erfahrbaren Erkennt¬ 
nis-Zugängen. „Das Manifest“, seine 
praktikabel eingerichtete Fassung von 
Brechts fragmentarischer Versifizie¬ 
rung nach Marx/Engels, von Fred Sym¬ 
an mit Musik für Piano und Schlagzeug 
bereichert, sucht die Thesen des Lehr¬ 
gedichts ausdrücklich „zum Tanzen“ zu 
bringen. Damit war die rhythmische 
Grundierung der von zwei Sprechern 
(Renate Richter und Hendrik Duryn) 
vorgetragenen Brecht-Hexameter ge¬ 
meint. Nach Aufführungen in Berlin, 
Düsseldorf, Graz, Leipzig ist die ver¬ 
gnüglich-erkenntnisreiche Wirkung 
des „Manifests“ in München noch ge¬ 
steigert worden, da die CSU den Ver¬ 
anstalter tatsächlich wegen „Linksex¬ 
tremismus“ vor Gericht bringen wollte, 


notierte Wekwerth zur 2010 im Wiljo 
Heinen Verlag erschienenen CD. 

„Was Eugen Berthold Friedrich in 
Augsburg so alles gedichtet und gesun¬ 
gen hat“, wurde vielerorts als Rock¬ 
band-Erinnerung an den Abiturienten 
Brecht „In der Sünder schamvollem 
Gewimmel“ populär. Der anregen¬ 
de Regisseur gewann dafür die Band 
EMMA (mit Frontmann Matthias 
„Emma“ Hirschfeld) sowie wiederum 
seine Frau Renate Richter und Hend¬ 
rik Duryn als Sprecher. 

Die DKP profitierte insbesondere 
von der dialektisch geschulten Argu¬ 
mentationskunst Manfred Wekwerths. 
Kritik zur postmodern behaupteten Al- 
ternativlosigkeit für die Massen, damit 
an Vordenkern der heutigen SPD wie 
der Linkspartei, entfaltete er 2006 im 
Eröffnungsreferat unserer 2. Kultur¬ 
konferenz in Nürnberg. Die Marxisti¬ 
schen Blätter veröffentlichten „Zerstö¬ 
rung von Kultur und Kultur der Zerstö¬ 
rung“ als „Flugschrift 22“. 

Schon von Krankheit gezeichnet, 
antwortete Manfred Werkwerth jenen 
noch unermüdlich, die Brecht die Reiß¬ 
zähne ziehen wollen, sei es als Oster¬ 
marsch-Redner oder als Publizist für 
„Ossietzky“. Seine letzte Veröffentli¬ 
chung vor wenigen Wochen galt seiner 
1991 mit ihm gekündigten Schauspiel- 
Kollegin Gisela May zum 90. Geburts¬ 
tag. Ein letztes Mal wandte sich der 
Marxist auch an jene, die an Brecht in¬ 
teressiert sind und ihn für ihre Arbeit 
benutzen wollen. Hilmar Franz 


Abgrenzung gegen die Etablierten 

Ein Stück Normalität wieder: Die Melodie & Rhythmus nach ihrem Relaunch 


Das waren noch Zeiten: Sich nach der 
Schule das HipHop-Magazin „Juice“ 
oder das Springermedium „Metal Ham¬ 
mer“ am Kiosk gekrallt und ab damit 
zum nächsten CD-Player und einer be¬ 
quemen Ecke zum Durchschmökern. 
Die sind längst vorbei. Denn wer sind 
wir, dass wir nach solchem Luxus ver¬ 
langen? Außerdem: Wer sich die Ticket¬ 
preise für Live-Events nicht mehr leis¬ 
ten kann, der braucht sich auch nicht 
über populäre Musik zu informieren. In 
Zeiten der Krise muss doch jeder und 
jede zurückstecken. Nur am Umsatz 
darf’s nicht mangeln. 

„Bullshit!“ sagte sich wohl die Re¬ 
daktion um Susann Witt-Stahl und voll¬ 
zog den neuesten Relaunch der schon 
1957 ins Leben gerufenen „Melodie & 
Rhythmus“. Die zweite Ausgabe liegt 
bereits vor und hat es schon in sich. 
Denn das Problem der obengenannten 
Magazine war nicht nur der Preis. Zu 
blechen sind wir gewöhnt und in saure 
Äpfel beißen sowieso. Durch den kläg¬ 
lichen Inhalt bauten sich Barrieren auf, 
die spätestens mit Einsetzen der po¬ 
litischen Adoleszenz unüberwindlich 
wurden. Im „Juice“ waren Sexismus 
und Homophobie nicht nur Rander¬ 
scheinung sondern Praxis, während sich 
„Metal Hammer“, brav wie er ist, am 
staatlichen Gewaltmonopol höchstens 
dann stößt, wenn ein Sänger verurteilt 


werden soll, weil er danach trachtete, 
seine Frau umbringen zu lassen. 

Was soziale Probleme und Unterdrü¬ 
ckung sind, haben diese Plattformen 
längst vergessen. Den Ursprung auf¬ 
rührerischer Rhythmen und aufwie¬ 
gelnder Liedtexte kennen die gar nicht 
mehr, die angeblich am besten Bescheid 
wissen. Anders „Melodie & Rhythmus“. 
Hinter dem seit eh und je sperrigen Ti¬ 
tel steckt ein Sammelsurium unter¬ 
schiedlichster Musik-Genres und -Pro¬ 
duzierender innerhalb ihres Milieus, 
von der Subkultur zum großen soziopo- 
litischen Kontext, Staat und Ökonomie. 
Die M&R bezieht Stellung und geht da¬ 
mit einen wichtigen Schritt in Richtung 
kritischem und engagiertem Journalis¬ 
mus 4 , dem sich so viele verweigern, der 
noch mehr Journalistinnen und Journa¬ 
listen institutionell verweigert wird. 

In der zweiten M&R-Ausgabe nach 
dem Relaunch finden sich nicht nur zeit¬ 
genössische Designs und Layouts, son¬ 
dern auch die globalen Themen wieder, 
die den Nerv der Leute treffen: Neben 
den Unterdrückungsapparaten Gentri- 
fizierung und Kirche stehen auch die 
großen Spannungsfelder rund um die 
Männer-WM der FIFA-Bonzen in Bra¬ 
silien und dem interessegeleiteten blu¬ 
tigen Konflikt in der Ukraine im Fokus. 
Dabei zeigt das Magazin eine weitere 
seiner Stärken: Musikerinnen und Mu¬ 


siker werden zu ihren Sichtweisen auf 
das Jetzt befragt, nicht auf sich selbst. 
Anders die herkömmlichen Künstlerin¬ 
terviews, wo alle Welt stillzustehen hat, 
um dem zur Überheblichkeit gezwun¬ 
genen Genie zu lauschen, welches Weh¬ 
wehchen denn die Substanz für die und 
die Schnulze war. Zwar sind auch Por¬ 
träts enthalten, wie das über Sean Len- 
non, den Sohn von John und Yoko. Ei¬ 
nen großen Teil der Interviews nehmen 
jedoch Fragen ein, die u. a. die Blickwin¬ 
kel zur Ukraine, ihrer neuen teil-faschis¬ 
tischen Regierung, der Maidan-Bewe- 
gung und dem Russland unter Putin auf¬ 
zeigen. Damit fordert das Magazin nicht 
nur die Leserschaft, sondern auch die 
Musikerinnen und Musiker, eine Jobni¬ 
sche, der Weltfremdheit und Narzissmus 
nicht von irgendwoher nachgesagt wird. 

Dagegen kamen und kommen in 
der M&R neben renommierten Jour¬ 
nalistinnen und Journalisten wie Diet¬ 
mar Dath und Moshe Zuckermann - er 
analysiert in der aktuellen Ausgabe den 
Grand-Prix-Gewinnersong „Rise Like 
a Phoenix“ von Conchita Wurst - auch 
eher unbekannte Künstler zu Wort, die 
zeigen, dass Musik nicht in den Charts 
entsteht, sondern von der Basis aus (und 
gegebenenfalls in die Hitliste gehypet 
wird). Dem klassischen Klientel eines 
linken Musikmagazins wird Platz na¬ 
türlich ebenso eingeräumt, etwa wenn 


Konstantin Wecker in der Pro-Contra- 
Ecke dem Kulturwissenschaftler Marvin 
Chlada gegenübersteht, mit dem Streit¬ 
punkt, was politische Musik kann und 
ob sie überhaupt einen gesellschaftli¬ 
chen Zweck erfüllt. 

Mit so einer Frage stellt sich das 
Magazin selbst auf den Prüfstand. Kein 
Novum zwar, aber doch dem Zeitgeist 
widersprechend. Denn so viel Politik in 
einem Unterhaltungsheftchen ist nun 
wirklich nicht aller Leute Sache. Schon 
gar nicht, wenn man gewöhnt ist, nur im 
Punk-Rock (und zwar in jedem Akteur, 
bis zu den Headlinern auf dem Rock am 
Ring) etwas Politisches zu sehen. All¬ 
gegenwärtiges zu verdrängen ist immer 
noch Mode. 

Mit einem weiteren Handicap wird 
die M&R ebenfalls leben müssen: Ihre 
Ambivalenz, was die Genres angeht. 
Eine Zielgruppe wird sie zwar im poli¬ 
tischen Lager finden, selten aber in den 
jeweiligen Subkulturen, denen die fes¬ 
ten Schwerpunkte fehlen dürften. Doch 
damit muss das Magazin aus dem Verlag 
8. Mai umgehen lernen und sich seine 
Ausgewogenheit, wichtiger noch: seine 
Aktualität bewahren. Dann besteht die 
Chance, sich als Printmedium auch län¬ 
gerfristig zu halten. 

Für die September/November-Aus¬ 
gabe steht das Leitthema schon fest: 
Freuds Psychoanalyse. Größere inhalt¬ 


liche Distanz zu „Juice“ und Co. konnte 
kaum gesucht werden. Die M&R wagt 
das Experiment, hält sich jedoch auch 
an die Spielregeln: Den Zehn-Sterne- 
Aufladebalken für Neuerscheinungen 
gibt’s auch hier. Korrekt und kritisch 
angewendet, haben auch die ihre Da¬ 
seinsberechtigung. 

Denn was die Etablierten müssen, 
muss sie auch: Die Melodie & Rhyth¬ 
mus kostet. Bezahlt wird dafür aber kei¬ 
ne beiliegende CD, die nach dem ers¬ 
ten Wegpacken in den Ranzen sowieso 
kaputt geht und deren aufgespielte Ti¬ 
tel eh als Gratis-Download und Köder 
der Industrie im Web kursieren. Poster 
gibt’s auch nicht, an der Wand hängen 
schließlich andere Sachen als Sido, Kiss 
und Konsorten. Dafür bekommt man 
aber Journalismus, Arbeit, für die man 
ohne Scham bezahlen kann und von der 
man sich erhofft, sie würde die Presse¬ 
landschaft nicht nur ergänzen, sondern 
erweitern. Ken Merten 

„Melodie und Rhythmus“ ist zum Bei¬ 
spiel an Bahnhofskiosken erhältlich. 
Ein Jahresabo 
(sechs Ausga¬ 
ben) kostet 
26,90 Euro (Ei¬ 
nen Sonderpreis 
gibt es für jun- 
ge-Welt-Abon- 
nenten). Bezug: 

Verlag 8. Mai 
GmbH, Torstra¬ 
ße 6,10119 Ber¬ 
lin 
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Griechenland einfühlsam erlebt und beschrieben 

Der Roman „Athen, Paradiesstraße“ von Sofka Zinovieff • Von Udo Paulus 


M it ihrem Roman „Athen, Pa¬ 
radiesstraße“ hat die briti¬ 
sche Autorin Sofka Zinovieff 
ein bemerkenswertes Werk vorgelegt. 
Zunächst sei in aller gebotenen Kürze 
der sehr komplexe Inhalt beschrieben. 
Nikitas Perifanis (Perifanos - Stolz), 
Sohn der Antigone (anti - gegen, go- 
nia - beugen = „die Unbeugsame“) 
und erfolgreicher Journalist, verun¬ 
glückte im Athener Stadtteil Vouliag- 
meni tödlich mit seinem PKW. Die bri¬ 
tische Anthropologin Maud (aus dem 
Althochdeutschen „mäht“ - mächtig 
und „hiltja“ - Kampf = „Die mächti¬ 
ge Kämpferin“) war 15 Jahre mit Niki¬ 
tas verheiratet. Aus der Ehe wurde die 
jetzt 15-jährige Tig geboren, benannt 
nach ihrer Großmutter Antigone. Aus 
Nikitas zweiter Ehe lebte der 18-jähri¬ 
ge Orestes mit ihnen zusammen. Die 
Großmutter Antigone hatte noch zwei 
Geschwister, die ältere Alexandra und 
den jüngeren Markos. Antigone und 
Markos gingen während der faschisti¬ 
schen deutschen Besatzung 1943 in die 
Berge zur Befreiungsfront EAM und 
deren militärischem Arm ELAS. Ale¬ 
xandra hingegen pflegte in dieser Zeit 
Kontakt mit den Nazi-Kollaborateuren 
und heiratete Spiros, genannt „Wespe“. 
Der hatte sich in Athen durch die Teil¬ 
nahme an schlimmsten Folterungen, 
Verstümmelungen und Massenerschie¬ 
ßungen „ausgezeichnet“. Die Geschwis¬ 
ter waren einander seitdem zutiefst 
verhasst. Alexandra, die wohlhabend 
in der Athener Paradiesstraße wohnte, 
sah in ihrer Schwester eine „kommu¬ 
nistische Hure“, Antigone in Alexandra 
eine Verräterin Griechenlands. 

Nikitas wurde von seiner Tante Ale¬ 
xandra und ihrem Ehemann Spiros in 
der Paradiesstraße großgezogen. Seit 
Jahren ist er auf der Suche, die Wege 
seiner Mutter Antigone und seines On¬ 
kels Markos nachzuverfolgen, um eine 
Familienchronik zu verfassen. Er tat 
dies hinter dem Rücken seiner Ehe¬ 
frau Maud, sie erfuhr einzelne Details 
nur durch die Beschimpfungen, die er 
gegen seine Tante Alexandra ausstieß. 
Maud hingegen fühlte sich in der Pa¬ 
radiesstraße in der Familie stets gut 
aufgehoben. Stereotyp betont sie, wie 
freundlich und einfühlsam sie von Ale¬ 
xandra in all den Jahren behandelt wur¬ 
de. Der Schock des tödlichen Unfalls 
veranlasste Maud, im Arbeitszimmer 
von Nikitas Informationen zu der von 
ihm geplanten Familienchronik zu su¬ 
chen. 

Antigone marschierte mit der 
ELAS im Oktober 1944 in Athen ein 
und wurde bald Zeugin der Greuel¬ 
taten der britischen Armee und ihrer 
Kollaborateure in Athen (Dekemvri- 
ana), denen auch ihr Bruder Markos 
zum Opfer fiel. Sie selbst entkam er¬ 
neut in die Berge und hoffte auf die 
Besetzung der Hauptstadt durch die 
ELAS, um die Volksmacht auszuru¬ 
fen. Stattdessen wurden die Andarten 
(Partisanen) von dem „Beschluss von 
Värkiza“ im Februar 1945 überrascht. 
Dort hatte sich die Führung der EAM/ 
ELAS auf einen Deal mit der griechi¬ 
schen Marionettenregierung in Kairo 
eingelassen. Danach versprachen die 
Briten wirklich freie Wahlen, wenn 
die ELAS ihre Waffen abliefere. Schon 
nach wenigen Tagen wurde deutlich, 
dass die Briten aber ganz andere Plä¬ 
ne hatten. Ihr Ziel war die erneute Ein¬ 
setzung der Monarchie. 

Nach ihrer abermaligen Rückkehr 
nach Athen im Winter 1945/46 wur¬ 
de Antigone von den Briten verhaf¬ 
tet und in das berüchtigte Averoff-Ge- 
fängnis eingekerkert. Täglich wurden 
einige Gefangene, die sich weigerten, 
die ebenfalls täglich vorgelegten Ent¬ 
sagungserklärungen vom Widerstand 
zu unterzeichnen, zur Exekution ab¬ 
geführt. Antigone wurde geschlagen, 
gefoltert und vergewaltigt. Sie verriet 
keine Genossen/innen. In dem Verge¬ 
waltiger erkannte sie ihren Schwager 
Spiros. Sie wurde schwanger und gebar 
einen Sohn, den sie Nikitas nannte. Da¬ 
durch war sie für einige Zeit vor dem 
Erschießen sicher. Dank der Unterstüt¬ 


zung ihrer Genossinnen wuchs Nikitas 
in der Haft zu einem fröhlichen Kna¬ 
ben heran. 

Nun ist es höchste Zeit einen zu¬ 
sätzlichen Erzählstrang einzufügen: In 
den frühen 1940er Jahren wurde die 
Familie Perifanis zuweilen von Johnny 
Fell besucht, der als britischer Agent 
nach Athen gekommen war. Das junge 
Mädchen Antigone verliebte sich ein¬ 
seitig platonisch in ihn. In den folgen¬ 
den Jahren begegneten sich Antigone 
und Johnny in verschiedenen Zusam¬ 
menhängen. 

Im Gefängnis tauchte Johnny nun 
mit Antigones Mutter auf, damit sie 
sich vom Befreiungskrieg lossage, was 
sie ablehnte. In den folgenden Mona¬ 
ten schickte Johnny immer wieder Le¬ 
bensmittelpakete. 1949, am Ende des 
Bürgerkriegs, drei Jahre nach ihrer 
Verhaftung, erschien Johnny wieder im 


Gefängnis und stellte Antigone vor die 
Alternative: Wenn sie nicht abschwö¬ 
re, werde ihr Kind Nikitas in den be¬ 
rüchtigten Waisenhäusern der Königin 
landen und sie dem Erschießungskom¬ 
mando ausgeliefert. Andernfalls müss¬ 
te sie sich einverstanden erklären, ihren 
Sohn der Familie Perifanis zu überge¬ 
ben und er wäre ihr behilflich nach Ru¬ 
mänien zu fliehen. Schweren Herzens 
akzeptierte Antigone dieses unsittliche 
Angebot. Nun ist erklärt, warum Niki¬ 
tas von der verhassten Schwester Ale¬ 
xandra aufgezogen wurde. 

Zeitsprung: Von dem tödlichen 
Unfall ihres Sohnes, den sie seit ihrer 
Flucht nur ein einziges Mal aus der Fer¬ 
ne gesehen hat, erfährt Antigone in ih¬ 
rem jahrzehntelangen Exil in Moskau 
über eine Freundin. Sie entschließt sich, 
erstmals wieder griechischen Boden zu 
betreten, nimmt im Hintergrund an Ni- 
kitas’ Beerdigung teil und wird außer 
von Maud, ihrer Schwiegertochter, von 
niemandem wahrgenommen. Tage spä¬ 
ter begegnen sich beide Frauen am fri¬ 
schen Grab und Antigone gibt sich als 
Mutter zu erkennen. In einem spröden 
Prozess kommen sich Antigone und die 
sich immer als unpolitisch bezeichnen¬ 
de Maud allmählich näher. Aus dem Ta¬ 
gebuch der 80-jährigen Schwiegermut¬ 
ter erfährt Maud die schrecklichsten 
Ereignisse der 1940er, 50er und auch 
der Junta-Zeit zwischen 1967 und 1974, 
in der Spiros, „die Wespe“, erneut als 
militärfaschistischer Täter auftritt. 

Im letzten Kapitel kommt die Tochter 
und Enkelin Tig mit einem sehr um¬ 
fangreichen Brief an Johnny zu Wort. 


Sie formuliert die Hoffnung, dass sich 
die Familie wieder aussöhne. Die Grä¬ 
ben zwischen den Schwestern Alex¬ 
andra und Antigone sind jedoch nicht 
zu überbrücken. Antigone plant nach 
Moskau zurückzugehen, dem kommt 
aber ihr Tod zuvor. 

Kritische Würdigung 

★ Die Romanfigur Antigone findet im 
Leben der Maria Beikou (1926-2011) 
eine interessante reale Entsprechung. 
Allerdings kehrte Beikou nach der Jun¬ 
tazeit 1975 aus ihrem Moskauer Exil 
zurück. Wie Antigone war sie als Kom¬ 
munistin nicht in der KKE, aber bis zu 
ihrem Lebensende politisch im Wider¬ 
stand aktiv. Selbstverständlich ist der 
Romaninhalt fiktiv. Gleichwohl finden 
wir auch bei Maud reale Parallelen. Sie 
trägt deutlich autobiographische Züge 
der Autorin. 


★ Sofka Zinovieff wählt für ihren Ro¬ 
man eine eigene literarische Variante. 
Die Autorin lässt die beiden Protago- 
nistinnen Maud und Antigone in den 
26 Kapiteln abwechselnd in Ich-Form 
zu Wort kommen. Nicht unbedingt au¬ 
ßergewöhnlich, so entschied sich auch 
Christa Wolf in ihrem „Medea“-Ro- 
man für dieses Vorgehen. Dass sie im 
Schlusskapitel von dieser Form ab¬ 
weicht, überrascht. In einem der großen 
Fragenkomplexe des Buches, dem Ver¬ 
söhnungsgedanken, eröffnet Tig, jetzt 
in Ich-Form, in einem Brief an Johnny 
den naiven Wunsch nach Versöhnung 
innerhalb der Familie Perifanis. Dass 
dem Harmoniewunsch im tatsächli¬ 
chen Verlauf schließlich doch nicht 
gefolgt wird, spricht für den Realitäts¬ 
sinn der Autorin. Oder wer könnte sich 
vorstellen, dass ein/e konsequent im 
Widerstand aktive/r Sozialist/in oder 
Kommunist/in sich mit einem Migran¬ 
ten prügelnden und mordenden Glatz¬ 
kopf der „Chrysi Avgi“ („Goldenen 
Morgenröte“) auf Familientreffen ver¬ 
söhnte. Oder auf Deutschland bezogen: 
Wer könnte sich vorstellen, dass ein/e 
im Widerstand gegen imperialistische 
Kriegstreiberei aktive Sozialist/in oder 
Kommunist/in sich auf Familientreffen 
mit einem Neofaschisten versöhnt, der 
sich als Söldner in der Ost-Ukraine den 
mordenden faschistischen Banden an¬ 
geschlossen hat. 

★ Sofka Zinovieff schwankt ebenso in 
der Frage, wie Geschichte zu bewerten 
ist. Defätistische Positionen wie etwa 
„Es ist, wie es ist“ oder „Die Vergan¬ 
genheit kann man nicht ändern, man 


sollte sie ruhen lassen“ stehen sinnge¬ 
mäß neben solch klaren Aussagen wie 
„Vergangenes ist in das kollektive Be¬ 
wusstsein eingeschrieben, es lässt sich 
nicht löschen, es muss erhalten wer¬ 
den für zukünftige Kämpfe“. In ihrer 
Schlussbemerkung wählt die Autorin 
die zweite Variante der Geschichtsbe¬ 
wertung. 

★ In der Einschätzung des sowjeti¬ 
schen Sozialismus lässt sie Antigone in 
ihrer Altersweisheit sinngemäß Aussa¬ 
gen formulieren wie: „Trotz des Gulag: 
Es ist nicht alles schlecht gewesen und 
allemal besser als das, was nach 1990 
über uns hereingebrochen ist.“ Diese 
Aussage erinnert an die bekannte Be¬ 
merkung des großen ungarischen Phi¬ 
losophen Georg Lukäcs: „Der schlech¬ 
teste Sozialismus ist immer noch besser 
als der beste Kapitalismus.“ 

★ Widerspruch fordert die lapidare 
Aussage der Autorin in ihren Schluss¬ 
bemerkungen heraus, Massaker habe 
es auf beiden Seiten gegeben. Das hält 
einer historisch-kritischen Überprü¬ 
fung nicht stand. Zwar hat es auf Seiten 
der ELAS und der demokratischen Ar¬ 
mee Übergriffe gegeben, wie zum Bei¬ 
spiel die Einkesselung und schließliche 
Erschießung der schwer belasteten Si- 
cherheitsbataillone (faschistische Kol¬ 
laborationsabteilungen) in Messenien. 
Aber diese Übergriffe auf eine Stufe 
mit den Massakern der Wehrmacht und 
ihrer Kollaborateure zu stellen, die als 
Sühnemaßnahmen getarnt alle Ein¬ 
wohner zahlreicher griechischer Dör¬ 
fer bestialisch ermordeten, ist völlig 
unhistorisch. Antigone nennt selbst ihr 
Herkunftsdorf Perivöli (Obstgarten) 
als einen der von derartigen Massa¬ 
kern betroffenen Orte. Und wer heu¬ 
te als Griechenlandbesucher über den 
Friedhof der auf der Peloponnes gele¬ 
genen Ortschaft Kalavrita geht, wird 
erschrocken registrieren, dass auf je¬ 
den zweiten Familiengrab das Datum 
13.12.1943 eingemeißelt ist. 

★ An anderer Stelle lässt die Auto¬ 
rin Antigone über die sogenannte 
„Churchill-Stalin-Vereinbarung“ in 
typisch antisowjetischer Diktion be¬ 
richten: Churchill und Stalin hätten 
1944 gleichsam en passant Südosteu¬ 
ropa unter sich aufgeteilt. Damit stellt 
sie die Sowjetunion auf eine Stufe mit 
dem imperialistischen Großbritannien, 
das Churchill vertrat. In Wahrheit ver¬ 
folgten beide Großmächte völlig entge¬ 
gengesetzte Ziele. Das imperialistische 
Großbritannien in Koalition mit dem 
US-Imperialismus hätte Griechenland 
als seine Einflusssphäre niemals preis¬ 
gegeben. Sein Interesse war Interven¬ 
tion und Zerschlagung der Volksbewe¬ 
gung von EAM und ELAS bzw. demo¬ 
kratischer Armee. Für die Sowjetunion 
hingegen ging es um das Ziel, nach dem 
Sieg über den Hitler-Faschismus den 
Sozialismus zu sichern und dort, wo 
sie durch ihre antifaschistische Kriegs¬ 
strategie den militärischen Zugriff hat¬ 
te, nämlich in Jugoslawien, Bulgarien 
und Rumänien, den Volksbewegungen 
ihren eigenen Weg zu ermöglichen. Der 
Anspruch der Sowjetunion, der Volks¬ 
bewegung in Griechenland freie Hand 
zu lassen, hätte die Kriegserklärung der 
USA in Koalition mit Großbritannien 
ausgelöst. Dass es historisch purer Un¬ 
sinn ist, Stalin und dem ZK der KPd¬ 
SU mithin Verrat an der EAM vorzu¬ 
werfen, beweist schon die Biographie 
von Antigone selbst. Wie sie hatten tau¬ 
sende Partisanen/innen Zuflucht in der 
Sowjetunion gefunden. In einem Land, 
das 20 Mio. Kriegstote zu beklagen und 
zudem die umfassende Zerstörung sei¬ 
ner Infrastruktur im 2. Weltkrieg hatte 
hinnehmen müssen. 

★ In Kapitel 23 „Die hässliche Stadt 
brennt schön“ beschreibt Maud bruch¬ 
stückhaft die heterogene anarchistische 
Szene im Athener Stadtteil Exarchia 
(„Außerhalb der Macht“). Damit stellt 
sie die Verbindung her zwischen dem 
Widerstand der 1940er und 50er Jahre 
zu den Kämpfen der Griechinnen und 
Griechen gegen die heutigen Angriffe 
des internationalen Monopolkapitals 
in Gestalt der Troika aus EU-Kommis- 


sion, EZB und IWF. Anlass für Maud, 
die Szene zu beschreiben, ist einerseits 
die Ermordung des 15-jährigen Schü¬ 
lers Alexandros Grigoropoulos durch 
die Polizei am 6. Dezember 2008 und 
andererseits die Tatsache, dass ihr Stief¬ 
sohn Orestes seinen Freundeskreis im 
Stadtteil Exarchia gefunden hat, wo¬ 
hin ihm auch die 15-jährige Tig ständig 
folgt. In den Tagen nach dem Mord war 
gleichsam ganz Griechenland in Auf¬ 
ruhr. Der Widerstand gegen den Poli¬ 
zeiterror und die dafür verantwortliche 
Regierung beschränkte sich jedoch kei¬ 
neswegs auf die Kämpfe der Anarchis¬ 
ten mit der Polizei. Hier verschweigt 
die Autorin den gewerkschaftlich or¬ 
ganisierten, maßgeblich auf Druck 
der klassenbewussten Gewerkschaft 
PAME erzwungenen Widerstand in 
Form von Generalstreiks, Massen¬ 
kundgebungen und -demonstrationen. 
Hunderttausende Griechinnen und 
Griechen besetzten Athen und ande¬ 
re große Städte. Vom Omonia- bis zum 
Syntagma-Platz ging nichts mehr. Indes 
beschreibt Maud die Anarchistenszene 
mitnichten wohlwollend. Ihre Tochter 
Tig wird nämlich in die Auseinander¬ 
setzungen hineingezogen und verletzt. 
Nach ihrer Genesung reflektiert Tig 
die terroristischen Anschläge einzelner 
anarchistischer Gruppen 2008/09 und 
schließt daraus politisch folgerichtig, 
dass derartige Aktionen dem Wider¬ 
stand eher schaden als nützen. 

★ Eine letzte kritische Einlassung be¬ 
zieht sich auf die EAM und die ELAS. 
Die Autorin korrigiert weder Alexan¬ 
dra noch Antigone, die den organi¬ 
sierten Widerstandskampf stereotyp 
als „kommunistisch“ bezeichnen. Tat¬ 
sächlich reichte er von der Kommunis¬ 
tischen Partei Griechenlands (KKE) 
über Sozialisten/innen bis weit in den 
bürgerlichen Block. 

★ 

Unabhängig von der Detailkritik be¬ 
weist Sofka Zinovieff mit diesem Ro¬ 
man eine herausragende Kenntnis der 
Geschichte, der Menschen und der ver¬ 
schiedenen Regionen Griechenlands. 
Empathisch legt sie mit ihrer Famili¬ 
enbeschreibung die „Widersprüchlich¬ 
keit“ der griechischen Seele offen. 

Wenngleich sie eine bürgerlich-aris¬ 
tokratische Autorin ist, schlägt sie sich 
letztendlich uneingeschränkt auf die 
Seite des Widerstandes von der Zeit 
der faschistischen deutschen Besat¬ 
zung bis zu den heutigen Angriffen auf 
die Souveränität Griechenlands durch 
die Troika. Zinovieff scheut sich auch 
nicht, die britische Intervention 1944 
und den Bürgerkrieg bis 1949 mit den 
imperialistischen Interventionskriegen 
und deren Folgen im heutigen Afgha¬ 
nistan und im Irak zu vergleichen. Wer 
sich für die Geschichte Griechenlands 
und seiner Menschen interessiert, fin¬ 
det in dem Roman „Athen Paradies¬ 
straße“ eine inhaltlich und sprachlich 
eindrucksvolle Lektüre. 


Sofka Zinovieff: Athen, Paradiesstraße. 
Roman, dtv premium, München 2013. 
415 Seiten, 15,90 Euro 
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Denkmal für die Nationale Befreiungsfront (EAM), die Nationale Volksbefrei¬ 
ungsarmee (ELAS) und die Jugendorganisation EPON in Ano Liosa, Athen 
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„Gemeinsam aktiv - Gegen Ausgrenzung 

und Fremdenfeindlichkeit“ 



Das diesjährige Motto des Ferienla¬ 
gers der Roten Peperoni ist „Gemein¬ 
sam aktiv - Gegen Ausgrenzung und 
Fremdenfeindlichkeit“. In kindgerech¬ 
ter Form sollen während des zweiwö¬ 
chigen Aufenthalts Gründe von Flucht 
und Vertreibung und Wissen über die 
Lebensbedingungen der Flüchtlinge in 
unserem Land vermittelt werden. Die 
Fragen sollen gemeinsam beantwortet 
werden: Wie entstehen Vorurteile und 
wie können sie entkräftet werden? Da¬ 
neben gibt es selbstverständlich jede 
Menge Spiele, Sportturniere, Bastel- 
AGs, einen Tagesausflug, ein „Tourila- 
ger“ und am Abend Lagerfeuer. 

Zur Vorbereitung trafen sich ju¬ 
gendliche und erwachsene Aktivisten 
der Roten Peperoni in einem Natur¬ 
freundehaus im Pfingsttal. Es ging da¬ 
rum, letzten Schliff an die inhaltliche 
Vorbereitung des diesjährigen Kinder¬ 
ferienlagers zu legen noch ausstehen¬ 
de Aufgaben und die Jobs zu verteilen. 

Eine besondere Herausforderung 
dabei ist die Teilnahme von sieben 
Kindern aus Griechenland. 

Diese Idee wurde bereits 2013 ge¬ 
boren, als die Diskussion um den Ver¬ 
bleib Griechenlands in der Euro-Zone 
und die Krise in Europa ihren vorläu¬ 
figen Höhepunkt erreichte. Die Pepe- 
ronis wollen ein Zeichen setzen. Nicht 
Solidarität mit den Banken und Kon¬ 
zernen, sondern mit den Menschen, die 
unter den Machenschaften korrupter 
Politiker und geldgieriger Industriebos¬ 
se zu leiden haben. 

Ein Kontakt mit einer Gruppe in 
Tessaloniki kam nun im Frühjahr zu¬ 


stande, und nach mehreren Gesprä¬ 
chen wurde die Teilnahme von 7 Kin¬ 
dern im diesjährigen Sommerferienla¬ 
ger der Roten Peperoni vereinbart. Um 
den Großteil der anfallenden Kosten 
zu decken, wurde eine Spendenaktion 
gestartet bei der 2 500 Euro zusammen 
gekommen sind. Der Rest kommt aus 


dem „Sozialfonds“ der Roten Peperoni, 
der Kindern aus Familien mit geringem 
Einkommen die Teilnahme am Ferien¬ 
lager der Peperonis ermöglichen soll. 

Das Ferienlager findet 2. bis 16. 
August, in Mosbach/Rheinland-Pfalz 
statt. Es sind noch Plätze frei, daher 
werden noch Anmeldungen entgegen 


genommen. Der Preis für Nichtmitglie¬ 
der 250 Euro. 

Gustl Ballin 

Weitere Infos: 

http://www.rotepeperoni.de 
Kontakt: mail@rotepeperoni.de 
Tel: 07152-209695 


Solidarität mit den Kolleginnen von Karstadt 

DKP unterstützt Forderung nach Erhalt aller Arbeitsplätze 


Mit einem Solidaritätsschreiben 
wandte sich die DKP-Ratsgruppe 
in Bottrop an den Betriebsrat von 
Karstadt in Bottrop. Wir dokumentie¬ 
ren das Scheiben im Folgenden: 

An den 

Betriebsrat Karstadt Bottrop 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

die DKP-Ratsgruppe ist solidarisch an 
Eurer Seite und setzt sich für den Erhalt 
aller Arbeitsplätze und Standorte von 
Karstadt ein. Seit über 10 Jahren bangt 
Ihr um eure Arbeitsplätze. Mit Lohnver¬ 
zicht und dem Abbau tariflicher Leistun¬ 


gen wurde Euch zugesichert, die Arbeits¬ 
plätze zu erhalten. Die jetzige Ankündi¬ 
gung des Aufsichtsratschefs, Stephan 
Fanderl, mehr als 20 Karstadt-Filialen 
zu schließen, „um dem gesunden Kern 
des Unternehmens eine Zukunft zu si¬ 
chern“ zeigt, was von den Versprechun¬ 
gen in der Vergangenheit zu halten ist. 
Der Karstadt-Eigner, Milliardär Nicolas 
Berggruen, der Karstadt 2010 für einen 
symbolischen Euro übernommen hatte, 
ist nur daran interessiert, möglichst viel 
Gewinn mit Karstadt zu machen. Die 
lukrativen Edelkaufhäuser KaDeWe, 
Alsterhaus und Oberpollinger sowie die 
Sportgeschäftskette wurden von Berg¬ 
gruen bereits an Immobilieninvestoren 


verscherbelt. Jetzt sollen die kleineren 
Filialen geschlossen und die restlichen 
Häuser möglichst an Investoren oder 
Immobilienhaie verkauft werden. 

Was mit Euch geschieht ist ein Beispiel 
des gewöhnlichen brutalen Kapitalis¬ 
mus. Erst lässt sich Nicolas Berggruen 
als „Retter“ feiern und jetzt macht er 
einen möglichst großen Gewinn. Ver¬ 
lierer sind tausende Beschäftigte, da¬ 
runter die Mehrzahl Frauen, denen 
jetzt Hartz-IV droht. Die Erfahrung 
der Gewerkschaftsbewegung bestätigt 
sich erneut: Lohnverzicht sichert keine 
Arbeitsplätze! 

Verlierer bei einer Schließung von 
Karstadt sind auch die Stadt Bottrop 


und die Kunden, die das einzig große 
Warenhaus verlieren und künftig auf 
Nachbarstädte oder das Centro Ober¬ 
hausen angewiesen sind. Viele kleinere 
Einzelhändler können nur mit einem 
Frequenzbringer wie Karstadt über¬ 
leben. Mit dem Verlust von Karstadt 
droht die Innenstadt zu veröden! 

Die DKP unterstützt die Forderung 
von ver.di nach Erhalt aller Arbeits¬ 
plätze und Standorte von Karstadt! Wir 
versichern Euch unsere Solidarität! 
Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt! 

Mit solidarischen Grüßen 

Eure DKP-Ratsgruppe 

Irmgard Bobrzik und Michael Gerber 


Spürbare Linksentwicklung in Köln 

Kreisvorstand der DKP wertete die Kommunalwahlen aus 


Der neue Rat der Stadt zeigt eine Ver¬ 
schiebung der Kräfte nach links. So 
konnte die Partei ,Die Linke‘ (PDL) 
ihren Stimmenanteil auf 6,9 Prozent 
steigern und ist nun mit sechs Abgeord¬ 
neten im Rat vertreten - zwei mehr als 
2009. „pro Köln“ musste massive Ver¬ 
luste hinnehmen, die auch nicht von 
der AfD politisch ausgeglichen werden 
konnten. CDU und FDP haben zudem 
ein bzw. vier Mandate verloren. Die 
spürbare Linksentwicklung ist auch 
außerparlamentarischen Bewegungen 
zu verdanken: 

★ Gegen städtische Kürzungen („Um¬ 
fairteilen statt Kaputtkürzen“) und 
ähnliche Aktivitäten; 

★ für bezahlbaren Wohnraum und ge¬ 
gen Zwangsräumungen; 

★ antifaschistischen Bewegungen, vor 
allem gegen „pro Köln“; 

★ „Umfairteilen!“ und anderen Akti¬ 
onen namentlich der Gewerkschaft 
ver.di 

★ und nicht zuletzt den Warnstreiks im 
Frühjahr. 

Die DKP ist mit eigenen Listen zu den 
Bezirks Vertretungen Innenstadt und 
Kalk angetreten. Zudem haben Mit¬ 
glieder der DKP im Rahmen der neuge¬ 


gründeten „Mülheimer Bürgerliste“ für 
die dortige Bezirks Vertretung kandi¬ 
diert. Mit unseren Aktivitäten und un¬ 
serer Präsenz in verschiedenen Wohn¬ 
gebieten haben wir einen Beitrag zur 
politischen Linksentwicklung in unse¬ 
rer Stadt geleistet. Unsere Kleinzeitun¬ 
gen, Flugblattverteilungen, Plakate und 
Infostände, verbunden mit der richtigen 
kommunalpolitischen Schwerpunkt¬ 
setzung („Mieten runter! Wohnraum 
schaffen!“) haben Wirkung gezeigt. 
Unsere Stimmen haben wir überwie¬ 
gend dort gesammelt, wo wir vor Ort 
aktiv waren. Dabei ist unser eigenes 
Abschneiden als DKP in der Innenstadt 
(112 Stimmen) und Kalk (57 Stimmen) 
zweifellos unbefriedigend. Die „Mül¬ 
heimer Bürgerliste“, in der Mitglieder 
der DKP sehr engagiert sind, wertet ihr 
erstmaliges Abschneiden (492 Stimmen 
= 1,1 Prozent) als Erfolg, der zum Wei¬ 
termachen ermutigt. 

Indessen sind die realen Stimmen 
für die DKP nicht das einzige messba¬ 
re Indiz für die Wirkung unserer Arbeit. 
Denn wir kandidieren nicht als Selbst¬ 
zweck. Unsere Wahlpolitik ist Teil ei¬ 
ner Strategie, die weiterreichende Ziele 
verfolgt. Im aktuellen Parteiprogramm 


der DKP heißt es dazu im Kapitel „Un¬ 
ser Weg zum Sozialismus“: „Heute geht 
es zunächst um die Verteidigung der im 
Grundgesetz verankerten Grundrechte, 
um die Verteidigung sozialer und demo¬ 
kratischer Errungenschaften gegen die 
neoliberale Kahlschlagpolitik von Kabi¬ 
nett und Kapital, um die Wiederherstel¬ 
lung und die Bewahrung der natürlichen 
Lebensgrundlagen gegen ihre Bedro¬ 
hung durch das ungezügelte Profitstre¬ 
ben, um die Verteidigung des Friedens 
gegen die Kriegspolitik des US-Imperi- 
alismus und gegen die Großmachtpolitik 
des deutschen und EU-Imperialismus. 

Unter den gegebenen Bedingungen 
werden Abwehrkämpfe im Zentrum ei¬ 
ner ganzen Kampfetappe stehen. Schon 
in diesen Auseinandersetzungen wird es 
nur dann wirkliche Erfolge geben, wenn 
ein qualitativ neues Niveau bei der Mo¬ 
bilisierung der Arbeiter und Angestell¬ 
ten in den Betrieben und Verwaltungen, 
der Erwerbslosen, der Rentner, aller 
von der Demontage sozialer und demo¬ 
kratischer Errungenschaften Betroffe¬ 
nen, wenn ein neuer Aufschwung der 
Friedensbewegung und anderer demo¬ 
kratischer Bewegungen erreicht werden 
kann. Zugleich können und müssen in 


den Kämpfen um die Verteidigung des 
Erreichten Kräfte gesammelt werden 
für fortschrittliche Reformen, für eine 
Wende zu demokratischem und sozia¬ 
lem Fortschritt.“ 

Es geht uns als DKP Köln also um 
Mobilisierung und Stärkung der außer¬ 
parlamentarischen Bewegungen in un¬ 
serer Stadt. Daran hatten wir im Rah¬ 
men der Kommunalwahl keinen gerin¬ 
gen Anteil. Unsere begrenzten Kräfte 
sind richtig eingesetzt worden, wir ha¬ 
ben im Wahlkampf auch an Ausstrah¬ 
lung gewonnen. Das sollte uns ermuti¬ 
gen, weiterhin auf die Straße zu gehen 
und uns als DKP und in Bündnissen 
einzusetzen 

★ gegen Zwangsräumungen und für 
bezahlbaren Wohnraum; 

★ gegen städtische Kürzungen in der 
Kinder- und Jugendpolitik und den 
anderen sozialen und kulturellen 
Bereichen; 

★ gegen Kriegspolitik und gegen die 
Verharmlosung des Faschismus. 

Stärken wir die DKP, um noch besser, 
noch massiver in die gesellschaftspoli¬ 
tischen Kämpfe und Auseinanderset¬ 
zungen eingreifen zu können. 

DKP-Kreisvorstand Köln 


155 Unterschriften fehlen noch 

Für die Zulassung der DKP zur Land¬ 
tagswahl in Brandenburg fehlen aktuell 
noch 155 Unterstützungsunterschrif¬ 
ten. An den folgenden Aktionstagen 
sollen diese gesammelt werden: 
Freitag, 25. Juli 

Eberswalde: 12.00 bis 18.00 Uhr, Pur¬ 
pur - Open Air Festival, Treffpunkt: 
12.00 Uhr, Forstbotanischer Garten. 
Cottbus: 10.00 Uhr, Treffpunkt: Georg- 
Schlesinger-Straße 6. 

Samstag, 26. Juli 

Potsdam: 18.00 bis 22.00 Uhr, 10. Pots¬ 
damer Erlebnisnacht, Treffpunkt: 18.00 
Uhr, Luisenplatz. 

Eberswalde: 12.00 bis 18.00 Uhr, Pur¬ 
pur - Open Air Festival, Treffpunkt: 
12.00 Uhr, Forstbotanischer Garten. 

Sonntag, 27. Juli 

Potsdam: 11.00 bis 18.00 Uhr, Bran¬ 
denburger Naturfest, Treffpunkt: 11.00 
Uhr, Freundschaftsinsel. 

Strausberg: 8.00 bis 16.00 Uhr, Treff¬ 
punkt: 8.00 Uhr, Lindenplatz. 

Montag, 28. Juli 

Strausberg: 8.00 bis 16.00 Uhr, Treff¬ 
punkt: 8.00 Uhr, Lindenplatz. 


Tacheles sucht Mitstreiter 
in der Sozialberatung 

Hartz IV geht in das 10. Jahr, für 
April 2015 sind unter dem Namen 
„Rechtsvereinfachungen“ eine Viel¬ 
zahl von neuen Rechtsänderungen im 
Hartz-IV-Bereich angekündigt. Die 
Rechts„vereinfachungen“ werden viel¬ 
fach Rechtsverschärfungen sein. Der 
Sozialhilfeverein „Tacheles“ in Wup¬ 
pertal sucht Verstärkung und teilt mit: 
„Das leistungsrechtliche Handling des 
Wuppertaler Jobcenter ist katastro¬ 
phal. Die Beratungsanfragen im Ta¬ 
cheles steigern sich stetig, die Dinge 
um die es geht, werden immer hefti¬ 
ger. Wir können den Beratungsbedarf 
kaum noch decken. 

Um dieser Situation weiterhin etwas 
entgegen setzen zu können müssen 
wir unser Beratungsteam ausbauen. 
Wir suchen daher Menschen die sich 
in der Sozialberatung dauerhaft enga¬ 
gieren wollen. Wir bieten Ehrenamtstä¬ 
tigkeit, ein tolles Team, eine fundierte 
Ausbildung und Schulung in der Sozi¬ 
alberatung, viel Chaos und ganz viel 
Situationen in dem Engagiertes Ein¬ 
schreiten notwendig ist. 

Gerne können die Mitstreiter vom 
Fach sein, ehemalige Verwaltungs¬ 
mitarbeiter, pensionierte Juristen, 
Sozialarbeiter und natürlich auch 
Nicht-Fach-Menschen, die sich aber 
vorstellen können solch eine Arbeit 
durchzuführen. Wer Interesse hat, 
möge sich bitte bei info@tacheles-so- 
zialhilfe.de melden.“ 


ver.di-Veranstaltung: „Brau¬ 
chen wir eine neue Ostpolitik?“ 

75 Jahre nach dem deutschen Überfall 
auf Polen, dem Beginn des Zweiten 
Weltkrieges belastet der Konflikt über 
künftige Ausrichtung der Ukraine und 
die „Annektion“ der Krim durch Russ¬ 
land die Beziehungen zwischen Russ¬ 
land und der EU und der NATO. Alte 
und neue Feindbilder werden geschürt. 
Bedrohungsszenarien auf beiden Sei¬ 
ten behindern eine friedliche Kon¬ 
fliktregelung. 

Sicherheit und Frieden in Europa sind 
aber nur möglich, wenn die beidersei¬ 
tigen Sicherheitsinteressen anerkannt 
und zur Grundlage einer Verständi¬ 
gung gemacht werden. Welche Mög¬ 
lichkeiten gibt es um den Konflikt zu 
bewältigen? Welches Konzept europä¬ 
ischer Sicherheit mit Russland ist auf 
Dauer tragfähig? 

Darüber wollen wir diskutieren mit 
Rolf Mützenich (stellvertretender 
Vorsitzender der SPD-Bundestags- 
fraktion) und Dr. Andreas Heine- 
mann-Grüder (Mitautor des Frie¬ 
densgutachten 2014), Reiner Braun 
(Sprecher der Kooperation für den 
Frieden). 

Einführung: Dr. Wolfgang Uellenberg, 
Leiter Politik und Planung, ver.di Bun¬ 
desverwaltung 

26. August 2014, 18.00 bis 20.00 Uhr, 
Raum 6.06. ver.di Haus, Köpenicker 
Straße 30,10 179 Berlin. 
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Wir gratulieren nachträglich ganz herzlich 
den folgenden Genossinnen und Genossen: 

am 20.4. wurde Andreas Hartle 75 
am 14.5. wurde Christa Meier 78 
am 31.5. wurde Willi Orzykowski 84 
am 22.6. wurde Doris Kister 77 
und am 27.6. wurde Margit Oppermann 91 

Wir wünschen Euch auch weiterhin alles Gute, 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Mitte 
DKP Gruppe Linden 


UZ-Dokumentation 


Imperialistischer Krieg oder 
Zusammenstoß von Schlafwandlern? 

Daniel Brate ngvic 

Die Spaltung der 

i ntem at io nal en Arbeiter bewe g u n g 

Hans-Peter Brenner, DKP 

Beginn und Ende von Kriegen 

Alüyse Bisdorff, KPL 

Der Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt 

Uü Bnockmeyer, KPL 

ErtiSIttich bei: 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 13 
45127 Essen 



H Seiten 


Gegen die 
i mperia I i sti sehen 
Kriege 


Tel,: 0201-177 889-23 
Fax: 0201 177 889-23 
i nf odu n se re -ze I t.de 



Bestellen Sie unter www.jungewelt.de/bildungsurlaub oder 
nutzen Sie den dieser Ausgabe der UZ beiliegenden Flyer! 


Renate Linsen von Thenen 

wird am 26 . Juli 

60 Jahre alt. 

Renates Kinder beschrieben sie vor vielen Jahren einmal so: 

„Unsere Mama ist 
unersetzlich - richtig cool - 
talentiert - außergewöhnlich - 
geheimnisvoll - 
und hat immer Top-Ideen.“ 

So ist unsere Renate. 

Die Erzählungen ihres Großvaters - Kleinbauer in einem kleinen 
Dorf am Niederrhein - und dessen wütende Verachtung der „Kriegs¬ 
heroen“ des 1. Weltkriegs und der späteren Nazicliquen waren für 
Renate der Beginn fragend und beobachtend denken zu lernen. 

In den frühen 70er Jahren wurde sie geprägt durch die SDAJ und 
gefestigt durch intensive Gespräche mit den kämpferischen Ge¬ 
nossinnen und Genossen der DKP. Sie ist überzeugte Antifaschistin, 
Militarismusgegnerin, verantwortungsvoll, zuverlässig, wissbegierig 
und belesen, den Menschen freundlich zugetan, ohne Attitüden und 
Eitelkeiten, beharrlich in der Bündnisarbeit, im sechsten Jahr Ratsfrau 
für „Die Linke“ und stellvertretende Fraktionsvorsitzende in Aachen, 
durch und durch Kommunistin - kurz, eine tolle Frau. 

Wir gratulieren von Herzen 

Erich 

und Deine Kinder 
Mareike, Jan-Juri und Friederike 

Aachen, Berlin, Hamburg im Juli 2014 



Aktionen 


zum 1. September mit der UZ 


Die Ausgabe vom 29. 8. mit dem Schwerpunkt-Thema 1. Septem¬ 
ber eignet sich hervorragend zum Verteilen auf diversen Friedens- 
Veranstaltungen und Kundgebungen. 

Bitte, macht von unserem Angebot regen Gebrauch und bestellt bis 
Montag, 24. August (12.00 Uhr), per Mail bei vertrieb@unsere-zeit.de, 
oder per Tel.: 0201 177889-23 oder Gustl Ballin 0911 8 019991 


Aktions-UZ-Preise 


Stückzahl 

Preis 

Stückzahl 

Preis 

bis 14 

10.-€ 

141 -170 

35.-€ 

15-28 

15.-€ 

171 -200 

40.-€ 

29-70 

20.-€ 

201 - 250 

50.-€ 

71 -110 

25.-€ 

251 - 300 

60.-€ 

111 -140 

30.-€ 

pro weiteren 100 Exemplaren 10.- € 


Nutzt bitte dieses Angebot auch an anderen Wochenenden, um die 
Bekanntheit der UZ zu erhöhen und viele neue Leserinnen für unsere 
Wochenzeitung zu gewinnen! 


Revolutionäre Weltanschauung muss 
beständig um neue Erkenntnisse ringen. 

Erstarrung in festgefahrenen Formen 
beendet den revolutionären Fortschritt. 

Günter Wülfrath 
(frei nach Rosa Luxemburg) 

Einer, der über viele Jahrzehnte hinweg die revolutionäre Weltan¬ 
schauung vertritt, immer um neue Erkenntnisse ringt, Wege sucht 
und Vorschläge macht, anpackt, wo immer es notwendig ist und wo 
es Ansatzpunkte gibt, das ist unser Genosse 

Horst Krämer 

der am 27 . Juli 75 Jahre alt wird. 

Lieber Horst, wir, Deine Genossinnen und Genossen, Deine Partei, wir 
gratulieren und danken Dir und wünschen uns noch viel mehr von 
Deiner Beständigkeit und Deiner Beweglichkeit. 

Der große Ruck nach vorn ist nicht in Sicht, aber gemeinsam mit 
anderen linken Kräften arbeiten wir daran, dass die demokratischen, 
humanistischen, sozialistischen Kräfte in Solingen stärker werden. 
Dafür brauchen wir Dich. 

Gute Zeit im Kreis Deiner Familie und mit uns. 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP Solingen 





| Schaltet Anzeigen & helft damit der UZ! 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Beispiel 
Privatanzeige 
20,-€ plus MWSt 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Toskana, nah am Meer 

wmbftiM-fafelwMt |«03h0W. 81*78 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große heEle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinde rparadäes. 



Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km von Danzig) 

komf. FZ mit Bad, WC, TV, 
Parkplatz - Ü/F 15 Euro 

Tel/Fax: 004859 8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 


KOQAC_20jl-3_ 35_ min 300-3 
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Pressefest / Termine / Impressum 


Pressefesttagebuch 

Der (vorerst?) letzte Eintrag 


Montag 30. Juni 

Es wird leerer! 

Der große Zeltplatz ist leer. Wir 
hatten viele Zelte (über 
300) und Wohnwagen 
(über 60) in Dortmund. 

Hier gilt unser Dank be¬ 
sonders an Karin und Ma¬ 
rio aus Berlin. Es war sehr 
schwierig wegen des Regens, 
sie haben es toll gemacht, das 
trug auch zur guten Stimmung 
bei. 


Dienstag, 1. Juli 2014 

Der Abbau ist fertig 

Es ist 17.00 Uhr. Wir sind vom Platz 
weg und freuen uns auf zu Hause. 
Irgendwie taucht eine Leere auf. 
Wir haben alles Material gebor¬ 
gen (über 50 t) und abtransportiert. Es 
war ein Kampf gegen die Wetterlage. 
30 Grad im Schatten, die Sonne hätten 


auch gemeinsam gelacht 
und gefeiert! 

Ohne unsere 
Freunde aus den lin¬ 
ken Bewegungen, 
der Linkspar¬ 
tei und anderen 
fortschrittli¬ 
chen Organi¬ 
sationen wäre 
unser Fest 
nur sehr 
schwer 
durch¬ 
führbar 
gewe¬ 
sen. Man 
stelle sich nur 
ein Fest ohne Sammy 
und Gabelstapler, ohne Sascha 
und Trecker, ohne Paul, Rainer, Peter, 
Ralf, Jörg und ganz vielen anderen vor. 
Bei ihnen bedanke ich mich: Ihr habt 



verarbeiten, ich brauche dazu die Mei¬ 
nungen aus unserer Gruppe, aus dem 
Kollektiv und von unseren Freunden. 

Ich glaube aber, dass wir auf einiges 
stolz sein können: 

★ Wir haben sehr solidarisch ein tolles 
Fest durchgeführt unter schwierigeren 
Bedingungen. 

★ Wir haben ein sicheres Fest durchge¬ 
führt, auf dem sich alle Besucher wohl¬ 
gefühlt haben. Hier nochmals ein Dank 
an unsere Sicherheitsgruppe. 

★ Wir waren wieder Heimat für fort¬ 
schrittliche linke Kultur, die sich entwi¬ 
ckelt hat und sich auf einem hohen Ni¬ 
veau darbot. Über einige Schwierigkei¬ 
ten muss man sachlich und konstruktiv 
diskutieren (siehe auch das Interview in 
der vorletzten Ausgabe der UZ). 

Es war meiner Meinung nach nicht 
das Fest aller Linken, die Ablehnung 
des Vereins marxistische linke , in dem 
Genossinnen mitarbeiten, die viele 



wir auch am Wochenende gebrauchen 
können. 

Trotzdem, es war ein tolles Fest. Das 
ist nicht nur meine Meinung, sondern 
die aller Helferinnen, die den Auf- und 
Abbau ermöglichten. 

Es waren über 140 Genossinnen, 
Genossen und viele Freunde aus den 
linken Bewegungen, die dazu beige¬ 
tragen haben, diesen Erfolg zu orga¬ 
nisieren. Wir haben während des Auf¬ 
baus und des Abbau immer solidarisch 
diskutiert, gemeinsam gearbeitet und 


dazu beigetragen, das Fest der Solida¬ 
rität zu organisieren und zum Erfolg 
werden zu lassen. 

Bodos Truppe tut mir leid, sie haben 
viel Arbeit gehabt und kamen erst am 
Mittwoch vom Platz. Sie haben es toll 
gemacht, Danke. 

Sonntag, 6. Juli 2014 

War es das??? 

Ich persönlich habe noch keine kom¬ 
plette Einschätzung vornehmen kön¬ 
nen, da sind noch viele Eindrücke zu 


Beiträge zum Gelingen unseres Fes¬ 
tes leisteten, fand ich und viele andere 
nicht richtig. Es ist im Parteivorstand 
so beschlossen worden, ohne in der 
Pressefestkommission darüber zu re¬ 
den. Da kommt man sich ausgenom¬ 
men vor. Man darf seinen Beitrag zum 
Gelingen beitragen, und ich glaube, er 
war nicht unerheblich, aber da wird 
ausgegrenzt. Während der Durchfüh¬ 
rung unseres Festes haben wir bewusst 
die Diskussion darüber klein gehalten, 
das wäre nur zum Schaden gewesen. 



Das ist keine gute Voraussetzung für 
ein nächstes Fest. Unser Fest kann nur 
ein Fest der gesamten Partei sein, das 
fände ich gut, das trägt zum Erfolg bei. 

Montag, 7. Juli 2014 

Geburtstag 

Den vielen Gratulantinnen ein Dan¬ 
keschön. 


Soweit das Tagebuch 2014, 

Lasst uns unser Fest gemeinsam aus¬ 
werten. Lasst uns gemeinsam dafür 
sorgen, dass ein weiteres Fest ein gro¬ 
ßer Erfolg wird. 

Ulrich Abczynski 
Technischer Leiter 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 25 . JULI 


München: „So feiern die Roten!“ AFC Strau¬ 
bing zeigt einen Film über das 18. Presse¬ 
fest der UZ - Volksfest der DKP in Dort¬ 
mund. Veranstalter: Betriebsaktiv der DKP 
München. KommTreff, Holzapfelstraße 3, 
18.30 Uhr. 


SA ★ 26 JULI 


Nürnberg: Jahreshauptversammlung der 
DKP. ROZ, Reichstraße 8,12.30 Uhr. 

Berlin: „Fiesta de Solidaridad“, Kubaparty 
mit heißer Musik, linken Talks, revolutionä¬ 
rem Rum und großer Tombola. Zum Jahres¬ 
tag des Sturms auf die Moncada-Kaserne 
laden Kuba-Solidaritätsbewegung und die 
Botschaft der Republik Kuba ein zur traditi¬ 
onellen Fiesta de Solidaridad. Parkaue Lich¬ 
tenberg, 14.00 Uhr bis 22.00 Uhr. 

Nürnberg: „Fiesta Moncada“. Auch in 
Nürnberg feiern wir gemeinsam und lassen 
uns von Kuba inspirieren. Villa Leon, Philipp- 
Körber-Weg 1,18.00 Uhr. 


DO ★ 7 . AUG 


Stuttgart: „Die geheimnisvolle Geschich¬ 
te der Havana.“ Waldheim Gisburg, Obere 
Neue Halde 1,19.30 Uhr. 


SA ★ 16 . AUG 


Bonn: „Fiesta Moncada.“ Das Kulturpro¬ 
gramm wird bestritten von den Musikgrup¬ 


pen Habana Open und Vaiven Cubano sowie 
der Solosängerin Mirtha Junco Wamburg. 
Botschaft der Republik Kuba, Außenstelle, 
Kennedy-Allee 22-24,15.00 Uhr bis 20.00 
Uhr. 


Dl ★ 19 . AUG 


Rostock: „Der I. Weltkrieg und seine Fol¬ 
gen“, roter Stammtisch der DKP Ros¬ 
tock. Cafe Maya, Wismarsche Straße 21, 
19.00 Uhr. 

Ausstellung in Bremen 

Vom 16. bis 31. Juli ist in Bremen die 
Ausstellung: „Wie ich gelebt habe, so 
werde ich sterben“ zu sehen. Die Expo¬ 
nate sind 15 Aquarelle des kubanischen 
Künstlers - einer der Cuban5 - Antonio 
Guerrero. Neue Vahr, Berliner Freiheit 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18,45127 Essen. 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 
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Kultur / Theorie und Geschichte 


unsere zeit CE 


Denken an der Front des Weltprozesses 

Zum 8o. Geburtstag von Thomas Metscher 





Vortrag von Thomas Metscher 2012 auf einer Veranstaltung der Marx-Engelsstif¬ 
tung in Kassel anlässlich der„documenta“ 


A m 30. Juli 2014 wird Thomas 
Metscher 80 Jahre alt. Als ich 
vor kurzem um einen Beitrag 
aus diesem Anlass geben wurde, habe 
ich zunächst gezögert. Ich habe Met¬ 
scher nur wenige Male in der Marx-En- 
gels-Stiftung erlebt, er wird sich kaum 
an mich erinnern, und meine Fähigkei¬ 
ten, seine literaturwissenschaftliche Ar¬ 
beit adäquat zu würdigen, sind recht 
überschaubar. 

Ich will es dennoch versuchen, weil 
vielleicht gerade die Perspektive des 
Nicht-Fachkundigen die Möglichkeit 
eröffnet, ein wenig von dem Glück an¬ 
zudeuten, das es bedeutet, in den Zei¬ 
ten der Niederlage und der Verunsiche¬ 
rung jemanden wie Metscher in unse¬ 
ren gelichteten Reihen zu haben. Mein 
Text ist daher notwendigerweise so 
subjektiv wie fragmentarisch. Der Ver¬ 
such einer umfassenden Würdigung sei¬ 
ner Arbeit steht mir nicht zu und ist auf 
diesen wenigen Zeilen ohnehin nicht 
zu leisten. 

★ 

„Alle Menschen streben von Natur aus 
nach Wissen.“ Dieser Satz des Aristo¬ 
teles steht am Ausgangspunkt seiner 
„Metaphysik“, einer Textsammlung, in 
der eine Art Grundlegung der Philoso¬ 
phie versucht wird. Subjektiv gewen¬ 
det, bei der Erfüllung dieses Strebens, 
beweist sich dieser Satz in dem Gefühl 
der Befriedigung und des Glücks, das 
von der Wissenserfahrung auslöst wer¬ 
den kann. 

Es gibt Menschen, die in besonde¬ 
rer Weise die Fähigkeit haben, diese 
Wissenserfahrung zu ermöglichen, zu 
vermitteln. Wir kennen diese Glücks¬ 
momente, Zusammenhänge verstan¬ 
den, begriffen zu haben bei der Lek¬ 
türe klassischer Texte. Aber auch bei 
Autoren wie Georg Lukacs, Bertolt 
Brecht, Peter Weiss oder Hans-Heinz 
Holz, um - ungerechterweise - einige 
zu nennen. Und eben bei Thomas Met¬ 
scher. Ich hatte das Glück, ihn zu Peter 
Weiss’ „Ästhetik des Widerstands“ und 
zu Thomas Manns „Doktor Faustus“ 
hören zu können. Und das in einer Zeit, 
in der auch unser Widerstandsvermö¬ 
gen, unser Weltverständnis durch die 
große Reconquista (Rückeroberung) 
auf eine harte Probe gestellt wurde und 
weiter wird. 

Das Politische als Aspekt 
des Literarischen 

Der Name Thomas Metscher war mir 
in den 1970er Jahren erstmals aufgefal¬ 
len. Der von Brandt verkündete Auf¬ 
bruch zu „mehr Demokratie“ war im 
„Deutschen Herbst“ und der Schmidt- 
schen „Nachrüstung“ steckengeblie¬ 
ben. Kohls „geistig-moralische Wende“ 
in den neoliberalen Zynismus stand vor 
der Tür. In der „Kleinen Bibliothek“ 
des Pahl-Rugenstein Verlags analysier¬ 
te Metscher damals mit seinem Band 
„Kunst und sozialer Prozess - Studien 
zu einer Theorie der ästhetischen Er¬ 
kenntnis“ Kunst- und Kulturproduk¬ 
tion als dialektische Widerspieglungs¬ 
phänomene gesellschaftlicher, konkret 
kapitalistische Widerspruchserfah¬ 
rung. Es ist der Gesichtspunkt des Po¬ 


litischen, den er als Aspekt des Lite¬ 
rarischen stark zu machen versucht. 
Da lehrte er als Professor an der Uni 
Bremen Literaturwissenschaften und 
Ästhetik. Bahrs „Wandel durch An¬ 
näherung“ hatte für kurze Zeit auch 
Marxisten auf deutschen Lehrstühlen 
möglich gemacht. Zwei „Studienhef¬ 
te“ aus dem Argument-Verlag folgten: 
„Ästhetik als Abbildtheorie“ und „Zur 
Kritik des literaturwissenschaftlichen 
Idealismus“. 1982, Helmut Kohl wird 
Kanzler, erweiterte Metscher die Per¬ 
spektive: „Kunst - Kultur - Humani¬ 
tät“, seine „Studien zur Kulturtheorie“, 
eine Auseinandersetzung mit Lenins 
klassenbasierter „Zwei-Kulturen-The- 
orie“ erscheinen im Verlag Atelier im 
Bauernhaus. Im Anschluss an Gramsci 
ließe sich argumentieren, so Metscher, 
„dass der Kampf zwischen Erster und 
Zweiter Kultur (...) ein Kampf um He¬ 
gemonie ist: Um praktische, moralische, 
ideologisch-kulturelle,, argumentative’ 
Vorherrschaft. Ohne diese Hegemonie 
ist der revolutionäre Wandel einer ge¬ 
sellschaftlichen Formation nicht mög¬ 
lich. Zumindest nicht dauerhaft mög¬ 
lich.“ 

1989 veröffentlichte Metscher in der 
Edition Marxistische Blätter unter dem 
Titel „Herausforderungen dieser Zeit“ 
eine Sammlung von Beiträgen zur mar¬ 
xistischen Theorie. Die Konterrevoluti¬ 
on triumphierte. In Paris war das „Ende 
der großen Erzählungen“ verkündet 
worden, womit in erster Linie natür¬ 
lich die „Erzählung“ des Marxismus 
gemeint war, der einzigen, die es nach 
der Selbstauflösung der bürgerlichen 
Aufklärung in Zynismus, Antihuma¬ 
nismus und Irrationalismus noch ernst 
meinte mit einem humanen Emanzi¬ 
pationsprogramm. Thomas Metscher 
hält dem großen Abgesang der Post¬ 
oder Neostrukturalisten Ernst Bloch 
entgegen: „Der an Bloch gewonnene 
Begriff des Denkens an der Front des 
Weltprozesses - oder anders gesagt: an 
der historischen Front der Zeit - bildet 
den Horizont für die in diesem Band 
veröffentlichten Arbeiten. Diese ver¬ 
suchen, den Gedanken der Zeitfront 
abzutasten und von daher Kriterien zu 
entwickeln für das, was die wirkliche 
Avantgarde in Philosophie und Lite¬ 
ratur genannt werden kann - Avant¬ 
garde in einem materialistisch-dialek¬ 
tischen Sinn.“ Die Selbstverpflichtung 
zur Avantgarde, das Denken an der 
Front des Weltprozesses - ein ambiti- 
oniert-forderndes Programm, das kein 
Ausruhen auf bequemen ewigen Wahr¬ 
heiten erlaubt. 

Parteilichkeit 

Metscher gehörte nicht zu jenen, die 
plötzlich entdeckten, sich immer schon 
verfolgt und unterdrückt gefühlt zu ha¬ 
ben, oder die eine der sonstigen bra¬ 
ckig-schillernden Eintrittskarten in die 
bürgerliche Akzeptanz gelöst hatten. 
Obwohl das für ihn, bei seinem interna¬ 
tionalen Renommee, sicher ein Leich¬ 
tes gewesen wäre. Wie für Hans Heinz 
Holz war es ihm gerade jetzt wichtig 
mitzuhelfen, das Unvorstellbare, das da 
mit brutaler Penetranz über die Bild¬ 


schirme in die Köpfe drang, zumindest 
ansatzweise zu begreifen. 

Innerhalb weniger Jahre war zu¬ 
sammengebrochen, woran Generatio¬ 
nen von Kommunisten, und nicht nur 
sie, geglaubt, worauf sie ihre Hoffnung 
auf Emanzipation, auf Befreiung von 
Krieg und Kolonialismus, von Ausbeu¬ 
tung und Unterdrückung gegründet 
hatten. Wofür Millionen gelitten hat¬ 
ten und gestorben waren. Ein sicherer 
Rückraum existierte nicht mehr. Der 
Imperialismus war wieder zu einem 
globalen System geworden. Und die 
USA zur einzigen Weltmacht. Es gab 
nichts mehr, was sie aufhalten konnte. 
In dieser katastrophalen Lage stand 
alles auf dem Prüfstand. Thomas Met¬ 
scher half uns, wieder (theoretischen) 
Boden unter die Füße zu bekommen. 

Der Zusammenbruch 

„Im Hinblick auf die Länder des re¬ 
alen Sozialismus’, zumindest im ost¬ 
europäischen Raum, von einer Krise 
des Marxismus zu sprechen, ist ein Eu¬ 
phemismus“, schreibt er 1992 in seinen 
„Pariser Meditationen“, die, noch ein¬ 
mal den Aufbruch vom Juli 1789 zum 
Ausgangspunkt nehmend, die gesell¬ 
schaftliche Wirklichkeit der letzten 
zwei Jahrhunderte refektieren. Bis zu 
den tragischen Momenten des Novem¬ 
ber 1989. „Zu konstatieren ist der Tat¬ 
bestand eines Zusammenbruchs. Der 
Sozialismus als ,Weltsystem’ existiert 
nicht mehr - wenn er denn je als sol¬ 
ches existiert hat. (...) Der Zusammen¬ 
bruch des realen Sozialismus, der sich 
im Jahr 1989 vollzog, ist in seiner histo¬ 
rischen Dimension verheerender noch 
als die Niederlagen der Arbeiterbe¬ 
wegung in den Jahren 1914 und 1933.“ 
Eine Herkulesaufgabe für das Denken 
an der Front des Weltprozesses. 

Nach wie vor besitze der Marxis¬ 
mus große Potentiale zur Erklärung 
und Veränderung der Welt. „Krise des 
Marxismus, auf der Ebene der Theorie 
heißt also: Erstarrung, Dogmatik, Stil¬ 
legung seines Lebensnervs, der Dialek¬ 
tik. Und Dialektik meint die Fähigkeit, 
in Widersprüchen zu denken, Wider¬ 
sprüche als Prinzip des Wirklichen an¬ 
erkennen, Widersprüche auszuhalten 
und zugleich auf die Auflösung von Wi¬ 
dersprüchen zu dringen.“ Überwindung 
der Krise des Marxismus auf der Ebe¬ 
ne der Theorie bedeute, „Wiedererlan¬ 
gung der theoretischen Kompetenz und 
Subjektfähigkeit: des Vermögens, sich 
seines theoretischen Verstandes ohne 
Anleitung eines anderen zu bedienen.“ 
Ein anspruchsvolles Unterfangen. Die 
damit verbundenen Probleme hatte die 
Partei da schon schmerzlich durchlit¬ 
ten. Sie begleiten uns bis in die unmit¬ 
telbare Gegenwart. 


Widerspiegelung 

Hochphase der Globalisierungseupho¬ 
rie, Mitte/Ende der 1990er Jahre. Die 
Hoffnung auf eine „Friedensdividen¬ 
de“ ist in Teilen der Linken noch prä¬ 
sent, der Traum vom „global village“ un¬ 
ter den hippen Cyberfreaks noch nicht 
ausgeträumt. Die ursprüngliche Akku¬ 
mulation in der Zweiten und die Kre¬ 
ditblase in der Ersten Welt verschaffen 
noch eine Atempause, in der die Illusi¬ 
onen über einen geläuterten, mensch¬ 
lichen, sanften Kapitalismus ins Kraut 
schießen dürfen. 

Mit „Shakespeares Spiegel - Ge¬ 
schichte und literarische Idee“ gibt Tho¬ 
mas Metscher einen großartigen Über¬ 
blick über das literarische Schaffen von 
der Renaissance über die Aufklärung 
bis zur Klassik und Romantik. Titel¬ 
gebend programmatisch fungiert hier 
Hamlets Weisung an die Schauspieler: 
„Denn alles, was so übertrieben wird, ist 
dem Vorhaben des Schauspiels entge¬ 
gen, dessen Zweck sowohl anfangs als 
jetzt war und ist, der Natur gleichsam 
den Spiegel vorzuhalten; der Tugend 
ihre eignen Züge, der Schmach ihr eig¬ 
nes Bild, und dem Jahrhundert und Kör¬ 
per der Zeit den Abdruck seiner Gestalt 
zu zeigen.“ 

Krise und Utopie 

Im letzten Vierteljahrhundert ist der 
Kapitalismus zu sich selbst zurück¬ 
gekehrt. Das imperialistische Wolfs¬ 
rudel hat die Kreide zur Seite gelegt, 
redet wieder Klartext. Die alten geo- 
politischen Konzeptionen sind wieder 
akzeptiert, Kriege um Einflusszonen, 
um „unsere Rohstoffe“ zur Normali¬ 
tät geworden. Der Neoliberalismus hat 
die Konkurrenz zu einer umfassenden 
Daseinsform werden lassen. Das gro¬ 
ße „Enrichissez-vous!“ („Bereichert 
euch!“) auf den Trümmern von 1989 
hat eine gigantische Spekulationsblase 
entstehen lassen. Mit ihr zerplatzen die 
kleinbürgerlichen Aufstiegshoffnungen 
auf den schnellen Casino-Gewinn eben¬ 
so wie die sozialdemokratischen Re¬ 
formträume von „Teilhabe“ am imperi¬ 
alistischen Ausplünderungsprogramm. 
Es war der Genosse der Bosse, der die 
Latte wieder auf Normalmaß gelegt hat: 
Existenzminimum, wenn’s gut geht. Und 
immer häufiger - auch in EU-Europa - 
nicht einmal das. 

Die kurze Geschichte des entfessel¬ 
ten Imperialismus beginnt alle, die es 
mit einem humanen Programm ernst 
meinen, auf den Marxismus zurück¬ 
zuwerfen. Selbst ein Frank Schirrma¬ 
cher begann zu glauben, dass die Linke 
Recht haben könnte. 

Die Krise des Kapitalismus habe 
„gegenwärtig Dimensionen erreicht 
oder bewegt sich auf einen Zustand zu“, 


schreibt Thomas Metscher letztes Jahr 
in der jungen Welt , „der an die Epo¬ 
chenkrise des frühen 20. Jahrhunderts 
erinnert. Verwerfungen werden sichtbar, 
die die Grundlagen der herrschenden 
Formation erschüttern, ja den Fortbe¬ 
stand zivilisierter Menschheit zur Fra¬ 
ge werden lassen; zumindest den Fort¬ 
bestand in einem Zustand anders als 
den einer technologisch organisierten 
Barbarei. Die Unfähigkeit der entwi¬ 
ckelten kapitalistischen Gesellschaft 
zu einer humanen Lebensgestaltung ist 
in einem Maß offenkundig geworden, 
das sich der ideologischen Verdeckung 
mehr und mehr entzieht.“ Die Heraus¬ 
forderung des Denkens an der Front des 
Weltprozesses vor der Bedrohung durch 
Barbarei und Selbstzerstörung. 
Metscher zitiert aus Brechts Svendbor- 
ger Gedichten: 

„ die Straßen führten in den Sumpf zu 
meiner Zeit. (...)/ 

Die Kräfte waren gering. Das Ziel/ 

Lag in großer Ferne/ 

Es war deutlich sichtbar, wenn auch für 
mich/ 

Kaum zu erreichen.“ 

Auch unser Ziel, so Metscher, liege in 
großer, heute sicher noch weiterer Fer¬ 
ne. Daher sei es wichtig, wolle man nicht 
resignieren, zu sagen, deutlicher als je 
zuvor, wie denn das „Ziel“ beschaffen 
sei, von dem Brecht spricht. 

„Mit einem Wort also: Ich plädiere 
dafür, das Moment utopischen Denkens 
in den Marxismus zurückzuholen - nicht 
im Sinne einer Traumwelt unverbindli¬ 
cher Ideale oder des bloß Ausgedachten, 
sondern als Denken des geschichtlich 
Möglichen, im Hier und Jetzt möglich 
Gewordenen: der konkreten Utopie.“ 

„Am Ende der Ästhetik des Wider¬ 
stands schließt sich der Kreis“, so Tho¬ 
mas Metscher, den „avantgardistischen 
Realismus“ Peter Weiss’ analysierend, 
„nachdem zu Kriegsende in einem län¬ 
geren konjunktivischen Ausblick auf 
die Erzählergegenwart übergeblendet 
wird, kehrt der Erzähler allein zum 
Pergamon-Fries zurück, die Anwesen¬ 
heit der hingerichteten Freunde ima- 
ginierend: Heilmann würde Rimbaud 
zitieren, und Coppi das Manifest spre¬ 
chen, und ein Platz im Gemenge würde 
frei sein, die Löwenpranke würde dort 
hängen, greifbar für jeden, und solange 
sie unten nicht abließen voneinander, 
würden sie die Pranke des Löwenfells 
nichtsehn, und es würde kein Kenntli¬ 
cher kommen, den leeren Platz zu fül¬ 
len, sie müssten selber mächtig werden 
dieses einzigen Griffs, dieser weit aus¬ 
holenden und schwingenden Bewegung, 
mit der sie den furchtbaren Druck, der 
auf ihnen lastete, endlich hinwegfegen 
könnten.“ Klaus Wagener 


Thomas Metscher: 

Modell für die Zukunft: Integrativer Marxismus 


Einstieg zu seinem Referat auf der 
Konferenz über „zukunftsfähigen 
Marxismus“ am 24. und 25. Juni 2006 
in Berlin: 

Was heißt „zukunftsfähiger Marxis¬ 
mus“? Wonach fragen wir, wenn wir 
nicht nur nach dem Marxismus all¬ 
gemein, sondern ausdrücklich nach 
seiner Zukunftsfähigkeit fragen? Of¬ 
fenkundig fragen wir nach einer be¬ 
stimmten Qualität, die der Marxis¬ 
mus hat oder haben muss, wenn er 
imstande sein soll, nicht nur in der 
Gegenwart, sondern auch in der Zu¬ 
kunft wirksam zu sein, d.h. in Gegen¬ 
wart wie Zukunft sich als geschichts- 
und weltgestaltende Kraft bewähren 
soll. Wobei die Frage nach der Gegen¬ 
wart in der nach der Zukunft einge¬ 
schlossen ist: Ist der Marxismus zu¬ 
kunftsfähig, wird er auch für die Ge¬ 
genwart eine Existenzberechtigung 
haben. Nach der Zukunftsfähigkeit 
des Marxismus fragen heißt ja, nicht 
nur seine geschichtliche Notwendig¬ 
keit konstatieren, sondern ihn selbst 
befragen, ob er in seiner vorliegen¬ 
den Form auch dieser Notwendigkeit 


gerecht wird. Man muss nach seiner 
theoretischen Qualität fragen und 
nach den Bedingungen, unter denen 
er seiner Notwendigkeit gerecht wer¬ 
den und Zukunftsfähigkeit erlangen 
kann (sollten wir finden, dass er sie in 
seiner vorliegenden Form noch nicht 
oder noch nicht im genügenden Maß 
besitzt). 

Sehen wir aber noch etwas genau¬ 
er hin, was Zukunftsfähigkeit hier be¬ 
deutet. Zukunftsfähigkeit des Mar¬ 
xismus heißt nicht mehr und nicht 
weniger, dass er seinem doppelten 
Anspruch genügt, die Welt- hier die 
zukünftige Welt - zu „interpretieren“ 
und auch zu „verändern“. Denn In¬ 
terpretation und Veränderung, The¬ 
orie und Praxis, möchten wir, in Aus¬ 
legung der elften Feuerbachthese, 
als Einheit fassen. Das erste ist die 
Bedingung des zweiten. „Interpre¬ 
tation“- also Theorie - einer Welt 
meint dabei: Erstellen ihres ange¬ 
messenen und möglichst vollständi¬ 
gen (also wahren) Begriffs: eine his¬ 
torische Welt, in Gedanken gefasst. 
„Veränderung“ - also Praxis- meint 


den Umbau dieser Welt nach Maß¬ 
gabe ihres theoretischen Begriffs: ih¬ 
rer als wahr unterstellten Erkenntnis. 
Dieser Umbau der Welt erfolgt nicht 
um seiner selbst willen, und seine ge¬ 
ringste Motivation wäre die der puren 
Zerstörung. Er verfolgt vielmehr ein 
bestimmtes Ziel und untersteht der 
Norm einer Ethik, die sich von die¬ 
sem Ziel her begründet. Es ist eine 
politische Ethik. Sie fordert die um¬ 
fassende menschliche Emanzipation: 
Umzuwerfen sind „alle Verhältnis¬ 
se (...), in denen der Mensch ein er¬ 
niedrigtes, ein geknechtetes, ein ver¬ 
lassenes, ein verächtliches Wesen ist“ 
(MEW1, S. 385). Marx nennt diesen 
Satz den kategorischen Imperativ der 
neuen Weltanschauung, die auszuar¬ 
beiten er im Begriff ist. (...) 

(Den vollständigen Text, in dem Tho¬ 
mas Metscher sein Konzept eines „ in- 
tegrativen Marxismus“ entwickelt, 
kann man beispielsweise auf http:// 
www. dkp-ge. de/marx/kontrovers/ 
Metscher - Integrativer JMarxismus. 
pdf nachlesen) 
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A ls Generalleutnant Lothar von 
Trotha südafrikanischen Boden 
betrat, wusste er vielleicht noch 
nicht genau, wie der Krieg zu führen 
sei, er wusste aber bereits, wie er enden 
würde: mit der Vernichtung der Herero. 
Lothar von Trotha war ein Schützling 
des einflussreichen Generalstabschefs 
von Schlieffen. Trotha hatte sich bereits 
bei Kolonialkämpfen in Deutsch-Ost¬ 
afrika (1894-1897) durch seine Unter¬ 
drückung des Wahehe-Aufstandes und 
als Befehlshaber der Ersten Ostasia¬ 
tischen Infanteriebrigade im Feldzug 
zur Niederschlagung des „Boxerauf¬ 
standes“ 1900 in China, den Ruf eines 
besonders erbarmungslosen Militärs 
erworben. Nun Oberbefehlshaber der 
kaiserlichen Schutztruppe in Deutsch- 
Südwestafrika und Hauptverantwort¬ 
licher im Krieg gegen die Herero und 
Nama für den ersten deutschen Geno¬ 
zid. Wie weiter vorn schon angedeutet, 
wurde im 19. Jahrhundert die religiöse 
Begründung der Auserwähltheit all¬ 
mählich abgelöst durch eine sozialdar- 
winistisch-biologische Sicht der Ge¬ 
schichte. Von Trotha war überzeugter 
Anhänger rassentheoretischer Über¬ 
legungen. Im „Rassenkampf“, meinte 
der General, war die Vernichtung des 
Gegners ein zwingendes Erfordernis, 
das nur durch den Untergang der einen 
Seite zu beenden sei. Afrikaner, so von 
Trotha, würden „nur der Gewalt wei¬ 
chen“. Er war gewillt, diese „mit krassem 
Terrorismus und selbst mit Grausamkei¬ 
ten“ auszuüben. So sollten „die aufstän¬ 
dischen Stämme mit Strömen von Blut“ 
vernichtet werden. 

Noch während der Schiffsanreise hatte 
er das Kriegsrecht über Deutsch-Süd¬ 
west verhängt, obwohl er die Landes¬ 
situation nicht kannte. Seine Offiziere 
ermächtigte er, alle bewaffneten „Re¬ 
bellen“ sofort standrechtlich erschießen 
zu lassen. Wer den Deutschen Wider¬ 
stand leistete, wurde erschossen. Ohne 
Zweifel handelte es sich hier um einen 
wichtigen Radikalisierungsschritt. Jür¬ 
gen Zimmerer gibt zu bedenken: „Wo 
nur der illegal handelnde Rebell gese¬ 
hen wurde, statt der gleichwertige und 
gleichgestellte Kriegsgegner, war ein 
Schutz des Gefangenen oder dessen fai¬ 
re und menschliche Behandlung nicht 
geboten. Dies war eine für Kolonialkrie¬ 
ge typische Sicht- und Verhaltensweise“. 

Die Forschung hat herausgearbei¬ 
tet, dass es zur Ingangsetzung eines 
Vernichtungskrieges und insbesondere 
eines Völkermordes bestimmter Aus¬ 
schließungsprozesse bedarf, die eine 
mögliche Identifikation zwischen dem 
Täter und dem Opfer verhindern. Die 
potentiellen Opfer müssen dehumani- 
siert, ihrer menschlichen Würde beraubt 
und außerhalb der moralischen Verant¬ 
wortung gestellt werden. War durch den 
die Kolonialherrschaft stützenden Ras¬ 
sismus dafür schon der Boden bereitet, 
so wurde dieser Eindruck nochmals 
durch die den Kriegsausbruch beglei¬ 
tende Gräuelpropaganda verstärkt. So 
hieß es, die Herero hätten Frauen und 
Kinder „abgeschlachtet“ und ihre Opfer 
verstümmelt. 

Generalleutnant von Trotha nahm 
in seinem berüchtigten „Schießbefehl“ 
vom 2. Oktober 1904, ausdrücklich auf 
diese Berichte Bezug, um so seine Ver- 
treibungs- und Mordstrategie zu recht- 
fertigen. In dieser Logik waren die He¬ 
rero auf Grund ihrer angeblich inhu¬ 
manen Kriegsführung selbst schuld an 
ihrem Schicksal, waren sie die „Barba¬ 
ren“ und „Wilden“, denen die „zivilisier¬ 


te“ und „disziplinierte“ deutsche Schutz¬ 
truppe gegenüberstand. 

In diesem zentralen Dokument 
hieß es: „Die Hereros sind nicht mehr 
deutsche Untertanen. Sie haben ge¬ 
mordet und gestohlen, haben verwun¬ 
deten Soldaten Ohren und Nasen und 
andere Körperteile abgeschnitten, und 
wollen jetzt aus Feigheit nicht mehr 
kämpfen. Ich sage dem Volk: Jeder, der 
einen der Kapitäne an einer meiner 
Stationen als Gefangenen abliefert, er¬ 


hält 1 000 Mark, wer Samuel Makarero 
bringt, erhält 5 000 Mark. Das Volk der 
Herero muss jedoch das Land verlassen. 
Wenn das Volk dies nicht tut, so werde 
ich es mit dem Groot Rohr dazu zwin¬ 
gen. Innerhalb der deutschen Grenze 
wird jeder Herero mit oder ohne Ge¬ 
wehr, mit oder ohne Vieh erschossen, 
ich nehme keine Weiber oder Kinder 
mehr auf, treibe sie zu ihrem Volk zu¬ 
rück oder lasse auf sie schießen.“ 

Die eigentliche genozidale Pha¬ 
se des Krieges begann nach der fehl¬ 
geschlagenen Schlacht am Waterberg, 
ließ von Trotha nun doch die Herero 
bewusst in die wasserlose Omaheke- 
Wüste abdrängen. Deutsche Einhei¬ 
ten folgten den fliehenden Herero und 
trieben sie zangenförmig in das Sand¬ 
feld. Spätestens zu diesem Zeitpunkt 
hatte sich die Vorstellung innerhalb 
der deutschen militärischen Führung 
durchgesetzt, dass die Omaheke voll¬ 
enden könnte, „was die deutschen Waf¬ 
fen begonnen hatten: die Vernichtung 
des Hererovolkes“. Für die Hereromän¬ 
ner, auf die von Trotha schießen lassen 
wollte, gab es aus Sicht des Generals 
kein Entrinnen. Sie werden erschossen 
oder sie verdursten. Zugleich wird da¬ 
mit auch die Passage, „auf Frauen werde 
nicht gezielt geschossen“, bedeutungslos, 
denn auch ihnen blieb nur die Flucht in 
die Wüste, wo sie das gleiche Schicksal 
erwartete wie ihre Männer. Als wenig 
später auch die Nama ihren Guerilla¬ 
krieg aufnahmen (wie Gouvon Leut¬ 
wein vorausgesagt hatte), der die kai¬ 
serliche Schutztruppe an den Rand der 
militärischen Niederlage bringen sollte, 
fand die Vernichtungsstrategie in Form 
der Zerstörung der Trinkwasserversor¬ 
gung und der Nahrungsgrundlage auch 
gegen sie Anwendung. Die planmäßige 
Zerstörung von Lebensgrundlagen war 
eine Taktik, die bereits in Deutsch-Ost¬ 
afrika erfolgreich’ erprobt worden war, 


und zwar zu einem Zeitpunkt, als von 
Trotha dort Dienst ausübte. So galt es 
schon bei Strafexpeditionen während 
der 1890er Jahre gegen die dortigen Wa¬ 
hehe als viel versprechende Taktik, Dör¬ 
fer, Felder und Saatgut zu verbrennen, 
wie Gouverneur Eduard von Liebert in 
seinen Aufzeichnungen „Neunzig Tage 
im Zelt - meine Reise nach Uhehe“ fest¬ 
hielt. 

Relativ früh fand der Begriff Ge¬ 
nozid (Völkermord) auch Anwendung 
hinsichtlich des Krieges gegen die He¬ 
rero und Nama in Deutsch-Südwest und 
löste intensive Kontroversen bis in die 
Gegenwart aus. Genozid ist ein rela¬ 
tiv neuer Begriff, aber ein weit älteres 
Verbrechen. In der englischen Literatur 
wird er auf die kolonialen Massaker, un¬ 
ternommen von Siedlern, Milizen und 
einzelnen Armeeführern gegenüber der 
nordamerikanischen indigenen Bevöl¬ 
kerung als auch auf die Vernichtung der 
Aborigines in Australien angewandt. 

Legt man die 1948 in der UN-Charta 
festgelegte Genoziddefinition als histo¬ 
rische Analysekategorie zugrunde, so 
ist das Verhalten von Trothas und der 
deutschen Schutztruppe eindeutig als 
Völkermord zu identifizieren. Daran 
ändert auch die Tatsache nichts, dass 
Kaiser Wilhelm II. nach langem Tauzie¬ 
hen, mit Kanzler und Ministerpräsident 


von Bülow und dem Generalsstab, den 
„Schießbefehl“ Trothas wieder aufhob. 
Zu diesem Zeitpunkt war das Verbre¬ 
chen bereits geschehen. Dass nicht hu¬ 
manitäre Überlegungen bei der Ent¬ 
scheidung, von Trothas Befehl aufzuhe¬ 
ben, ausschlaggebend waren, bestätigte 
Generalstabschef von Schlieffen, indem 
er betonte, dass er die genozidale Politik 
von Trotha teilte. 

„Daß er (Trotha) die ganze Nation 
vernichten oder aus dem Land treiben 
will, darin kann man ihm beistimmen. 
(...) Der entbrannte Rassenkampf ist 
nur durch die Vernichtung oder voll¬ 
ständige Knechtung der einen Partei 
abzuschließen. (...) Die Absicht des 
Generals von Trotha kann daher gebil¬ 
ligt werden.“ 

Von 80 000 Herero vor dem Krieg, 
ergab die Volkszählung 1911 nur noch 
15 130 Stammesmitglieder. Von den ge¬ 
schätzten 20 000 Angehörigen der ver¬ 
schiedenen Nama-Stämme überlebte 
etwa die Hälfte. Die Zählung 1911 hatte 
9 781 Nama im deutschen Schutzgebiet 
ergeben. Von den 14 000 deutschen Sol¬ 
daten starben 1 500 an Kriegshandlun¬ 
gen und Krankheiten. Die enorme De¬ 
zimierung der Bevölkerung ist nicht nur 
auf die unmittelbaren Kampfhandlun¬ 
gen zurück zuführen, sondern auch auf 
die Internierungs- und Deportationspo¬ 
litik während und nach dem Krieg. So 
wurden 1906 die überlebenden Herero 
in das „Konzentrationslager“ Swakop- 
mund und die der Nama auf die Hai¬ 
fischinseln in der Lüderitzbucht ver¬ 
bracht, wo sie bei ungewohntem Kli¬ 
ma, bewusster Mangelversorgung und 
Vernichtung durch Vernachlässigung 
massenhaft starben. Die Konzentrati¬ 
onslager waren damit eine Fortsetzung 
der genozidalen Politik. In Berlin nahm 
man von diesen Vorgängen kaum Notiz. 
Rund 585 Millionen Reichsmark hatte 
der „Sieg“ gekostet, bei einer Kolonie, 


die bis dahin kaum etwas erwirtschaf¬ 
tet hatte. 

Während Major Leutwein als unfä¬ 
higer’ Militär und Gouverneur abberu¬ 
fen wurde, erhielt General von Trotha 
für seine (Un)taten den Orden „Pour 
le Merite“. 

★ 

Nicht ungesagt sollte die Auffassung ei¬ 
niger Autoren bleiben, dass es weiterhin 
umstritten sei, ob es sich bei dem Kampf 
gegen die Herero um einen Genozid, ein 
Staatsverbrechen, gehandelt habe. Was 
den Kolonialstaat angeht, so lässt sich in 
den allermeisten Fällen die planmäßige 
Ermordung der Indianer und der Ab¬ 
origines nicht auf die obersten staatli¬ 
chen Repräsentanten in den Kolonien 
zurückführen. Oft waren es lokale Ar¬ 
meekommandeure oder Zusammenrot¬ 
tungen von Siedlern, die die Angelegen¬ 
heiten in die eigenen Hände nahmen. 
Deshalb verliefen auch Anordnungen 
zum Schutz der indigenen Bevölkerung 
oftmals ungehört. Der koloniale Staat, 
bestenfalls ein vormoderner Staat, hat¬ 
te nicht die Macht und die Möglichkei¬ 
ten, das Verhalten der eigenen Bürger 
zu kontrollieren. Selbst für die Ermor¬ 
dung der Herero und Nama in Deutsch- 
Südwest (1904-1908) ist der zweifellos 
vorhandene Vernichtungsbefehl nicht 
auf die obersten staatlichen Repräsen¬ 


tanten, wie den Kaiser oder den Reichs¬ 
kanzler zurückzuführen. Die genozida¬ 
len Züge des Herero-Krieges waren so¬ 
mit erklärtermaßen nicht automatisch 
Teil des kolonialen deutschen Pro¬ 
gramms, sondern stark von der Person 
Trothas und seines Adjutanten Haupt¬ 
mann Lettow-Vorbeck, abhängig, wel¬ 
cher die Taktik des Vernichtungsfeldzu¬ 
ges vorbereiten half. 

Ohne den eben genannten Genozid ei¬ 
nes Volkes in Abrede zu stellen, sei da¬ 
rauf verwiesen, dass alle Koloniallän¬ 
der zu allen Zeiten ihrer Herrschafts¬ 
ausübung mehr oder weniger Gewalt 
ausübten. Dies betrifft sowohl die all¬ 
tägliche Gewalt wie Zwangssteuern, 
Zwangsarbeit, Kettenhaft, auch wäh¬ 
rend der Arbeit, das Auspeitschen, Hin¬ 
richtungen vor Publikum, zur Schaustel¬ 
lung toter Körper, als auch die Eskala¬ 
tion in opferreichen Kolonialkriegen. 
Selbst in der so genannten „ruhigen 
Phase“, wie in Deutsch-Ostafrika, wur¬ 
den zwischen 1891 und 1897 insgesamt 
61 größere „Strafexpeditionen“ durch¬ 
geführt. Allein die Niederschlagung der 
Dschagga-Opposition durch Wissmann 
und Peters, wurde mit 19 Exekutionen 
von Aufständigen durch Erhängen „be¬ 
straft“! 

Was bleibt von der 
Legendenbildung? 

Bebels wirkungsvolle antikoloniale Kri¬ 
tik versuchte bereits 1896 die Wahrheit 
ans Licht zu bringen: „Die zivilisatori¬ 
sche und religiöse Mission, der deutsche 
Kulturauftrag, die ,Vorsehung’, die Pe¬ 
ters dauernd ins Spiel brachte, die Frage 
der Angemessenheit deutscher Recht¬ 
sprechung in Afrika, die Moral und 
Disziplinlosigkeit der deutschen Kolo¬ 
nialverwaltung und der „Schutztruppen, 
nicht zuletzt der praktizierte Rassismus“ 
sind das „Schmerzenskind“, die „Aus¬ 
wüchse“ der deutschen Kolonialpolitik: 


„Wir machen freilich auf diesem Gebiet 
nur dieselben Erfahrungen, die andere 
Länder vor uns gemacht haben.“ 

In der DDR gehörte die Distanzierung 
von allen Formen des Kolonialismus 
zum staatlichen Selbstverständnis. Seit 
den 60er Jahren arbeiteten DDR-His- 
toriker die Geschichte des deutschen 
Kolonialismus kritisch auf und konnten 
mit exakten wissenschaftlichen Unter¬ 
suchungen die Zwecklügen von „fried¬ 
licher Erwerbung deutscher Kolonien“, 
der „zivilisierten Leistungen der Wei¬ 
ßen“, den „imperialistischen Kulturbrin¬ 
gern“, der „Bürde des weißen Mannes“, 
den „selbstlosen Kolonialbeamten und 
Kolonialpionieren auf die das deutsche 
Volk stolz sein könne“, als Legenden wi¬ 
derlegen. 

In der bundesdeutschen Frühzeit 
spielten Kolonien im offiziellen Be¬ 
wusstsein zunächst keine bedeutende 
Rolle. Allerdings erhoben, ähnlich der 
Weimarer Republik, einzelne westdeut¬ 
sche Politiker in den 50er Jahren, Forde¬ 
rungen, die BRD erneut mit kolonialen 
Aufgaben zu betrauen. Zum Beispiel in 
Form einer Treuhandverwaltung von 
Togo und Tanganjika. Kolonialrevisio¬ 
nisten witterten Morgenluft, da Italien, 
trotz der Proteste von Vertretern des so¬ 
malischen Volkes, 1950 seine ehemalige 
Kolonie zurück erhielt, eine auf zehn 
Jahre befristete Treuhandschaft. Aber 
die deutschen, genauer westdeutschen 
Hoffnungen, in Ostafrika noch einmal 
Kolonialherren zu sein, erfüllten sich 
nicht. Die Zeit der europäischen Gou¬ 
verneure war abgelaufen. 

Trotzdem konnte es ein „alter Afri¬ 
kaner“, wie der in Deutsch-Ostafrika ge¬ 
borene Sohn eines Schutzoffiziers, Kai- 
Uwe von Hassel, inzwischen Verteidi¬ 
gungsminister der BRD, nicht lassen, 
kolonialrevisionistisches Gedankengut 
in die Öffentlichkeit zu bringen. Als 
Lettow-Vorbeck 1964 starb, hatte die 
Bundesrepublik den Kommandeur der 
Schutztruppe schon wieder fest in ihre 
Militärtradition aufgenommen. Bei sei¬ 
nem Begräbnis hielt der Verteidigungs¬ 
minister eine Ansprache: „Der Dank 
der jungen Generation für das Beispiel, 
das er in einem voll erfüllten Leben ge¬ 
geben hat, kann nur darin liegen, dass 
wir in der Erfüllung unseres Dienstes 
uns immer an ihn erinnern. Mit diesem 
Versprechen nimmt die Bundeswehr 
Abschied von dem unbesiegten Vertei¬ 
diger Deutsch-Ostafrikas“. Die Betei¬ 
ligung des Generals an Freikorps-Un¬ 
ternehmungen und dem Kapp-Putsch 
ließ er wohlweislich unerwähnt. Da¬ 
für betonte der Bundesminister, dass 
Lettow-Vorbeck „immer die Gesetze 
der Menschlichkeit, der Sitte und des 
Rechts eingehalten“ habe. Eine solche 
Ehre war bislang keinem Kolonialvete¬ 
ran zuteil geworden. 

Die westdeutsche junge Gesell¬ 
schaft, mit Bundespräsident Heinrich 
Lübke und Bundeskanzler Konrad Ade¬ 
nauer an der Spitze, erteilte ihm damit 
bereitwillig Absolution für sein Verhal¬ 
ten vor und nach 1933. 

Ebenso war die Bundeswehr an der 
Reinhaltung der Erinnerung an das mi¬ 
litärische Erbe des Kaiserreiches inte¬ 
ressiert, das weniger belastet als jenes 
der Wehrmacht schien. So erhielten vier 
Liegenschaften der Bundeswehr den 
Namen „Lettow-Vorbeck“ - Hamburg- 
Jenfeld, Bremen-Vahr, Leer und Bad 
Segeberg. Dieser Versuch der Bundes¬ 
republik, eine Art positive Erinnerung 
an das Kaiserreich inklusive der Koloni¬ 
alzeit und damit an den 1871 gegründe¬ 
ten Nationalstaat zu pflegen, galt damit 
dem 1918 ungeschlagenen militärischen 
Kommandeur und „Helden von Afrika“, 
der sich gleichzeitig als Vorbildfunktion 
wegen seines Ansehens in Großbritan¬ 
nien empfahl, das nun zum Verbündeten 
im Rahmen der NATO geworden war. 
Das „Neue Deutschland“ schrieb in sei¬ 
nem Nachruf am 18. März 1964 unter 
dem Titel „Legende und Wirklichkeit“, 
„Der Bonner Staat hat Lettow-Vorbeck 
wieder seine Generalspension gegeben, 
ließ ihn Ehrendoktor und Ehrenbürger 
werden. Er hegt und pflegt die Legen¬ 
de vom mannhaften Soldaten Lettow- 
Vorbeck, weil seine Träume die glei¬ 
chen sind, die der pommersche Junker 
ein Leben lang geträumt hat: das ei¬ 
gene Volk niederzuhalten und fremde 
Völker zu unterdrücken“. 

(red. gekürzt) 
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Sehenden Auges - in den Untergang 

Die II. Internationale vor den Massenmorden des I. Weltkriegs • Von Klaus Wagener 



Kundgebung von Arbeitern in Chicago im Mai 1886 unter Polizeiaufsicht. Zur Erinnerung an die Ereignisse in Chicago 
fasste der Internationale Arbeiterkongress von Paris im Jahr 1889 den Beschluss, am 1. Mai 1890 in allen Ländern einen 
internationalen Kampftag des Proletariats zu begehen. 


1912. Die Gefahr war nicht zu über¬ 
sehen. Die Kriegsvorbereitungen 
liefen auf vollen Touren. Die Rüs¬ 
tungsschmieden produzierten die 
Vernichtungsmaschinerie für die Milli¬ 
onenheere die sich wenig später in den 
Millionengräbern wieder finden soll¬ 
ten. Die arbeitenden Menschen, die 
Jugend, die Blüte der Nationen war für 
das Große Schlachten bestimmt. Für 
die Arbeiterbewegung kam die Stun¬ 
de der Wahrheit. Eine Entscheidung 
wurde unausweichlich. 

★ 

In ihren Deklarationen schien die 
Marschrichtung der II. Internationa¬ 
len ziemlich klar: „Droht der Ausbruch 
eines Krieges, so sind die arbeitenden 
Klassen und deren parlamentarische 
Vertretungen in den beteiligten Län¬ 
dern verpflichtet, unterstützt durch 
die zusammenfassende Tätigkeit des 
Internationalen Bureaus, alles aufzu¬ 
bieten, um durch die Anwendung der 
ihnen am wirksamsten erscheinenden 
Mittel den Ausbruch des Krieges zu 
verhindern.“ 

„Alles aufzubieten“ - dieser schon 
auf den internationalen Kongressen in 
Stuttgart und Kopenhagen formulier¬ 
te strikte Anti-Militarismus hatte dazu 
eine klassenkämpferische, antikapita¬ 
listische Perspektive: „Falls der Krieg 
dennoch ausbrechen sollte, ist es die 
Pflicht, für dessen rasche Beendigung 
einzutreten und mit allen Kräften da¬ 
hin zu streben, die durch den Krieg 
herbeigeführte wirtschaftliche und 
politische Krise zur Aufrüttelung des 
Volkes auszunutzen und dadurch die 
Beseitigung der kapitalistischen Klas¬ 
senherrschaft zu beschleunigen.“ 

Der Außerordentliche Internati¬ 
onale Sozialisten-Kongress zu Basel 
(24. und 25. November 1912) benann¬ 
te auch die Kriegsursache: Er forder¬ 
te „die Arbeiter aller Länder auf, dem 
kapitalistischen Imperialismus die 
Kraft der internationalen Solidarität 
des Proletariats entgegenzustellen“. 
„Die Überwindung des Gegensatzes 
zwischen Deutschland auf der einen, 
Frankreich und England auf der ande¬ 
ren Seite, würde die größte Gefahr für 
den Weltfrieden beseitigen, die Macht¬ 
stellung des Zarismus, der diesen Ge¬ 
gensatz ausbeutet, erschüttern, einen 
Überfall Österreich-Ungarns auf Ser¬ 
bien unmöglich machen und der Welt 
den Frieden sichern. Auf dieses Ziel 
vor allem sind daher die Bemühungen 
der Internationale zu richten.“ Der Ba¬ 
seler Kongress war in der Tat eine ein¬ 
drucksvolle Antikriegsdemonstration. 

Nur etwa 20 Monate danach sah 
es aus als hätte es Basel nie gegeben. 
Nicht nur, dass die Verwüstungen des 
imperialistischen Krieges nahezu unbe¬ 
hindert begannen, die Führer fast aller 
in Basel vertretenen Organisationen, 
waren auf den Kriegskurs „ihrer“ Re¬ 
gierungen eingeschwenkt, hatten sei¬ 
ne Finanzierung mitbeschlossen, sich 
auf einen „Burgfrieden“, eine „Union 
Sacree“, genauer gesagt, auf ein Mord¬ 
komplott mit „ihren“ Regierungen ein¬ 
gelassen. Hatten also mitgetan, die ei¬ 
genen Genossen auf den Marsch in die 
Schützengräben und Massengräber zu 
schicken. Ein erstaunliches Phänomen. 

Imperialismus und 
Opportunismus 

Die Krise war lang und tief. Nach dem 
Gründerboom und bislang beispiello¬ 
sen Finanzspekulationen war der Ka¬ 
pitalismus 1876 in eine lange Depres¬ 
sion gefallen. Klar war, eine einfache 
Verlängerung des konkurrenzkapita¬ 
listischen Krisenzyklus seit 1825 würde 
es nicht geben. Auswege wurden ge¬ 
sucht. „Ein Kapitalist schlägt viele tot.“ 
Riesige Monopole und Trusts waren 
im Entstehen. Der Staat begann sei¬ 
ner „Nachtwächterrolle“ zu entwach¬ 
sen. Kohle und Stahl, Elektro- und 
Chemieindustrie, vor allem die ex¬ 
plosionsartig wachsende Rüstungsin¬ 
dustrie brauchten verlässliche Abneh¬ 
mer. Letztere unabdingbar den Staat. 
Und ohne eine international führen¬ 


de Schwerindustrie war Imperialismus, 
war ein Krieg um die Weltherrschaft 
nicht führbar. Der Monopolkapitalis¬ 
mus entstand und mit ihm der imperi¬ 
ale Anspruch auf eine möglichst gro¬ 
ße Basis privilegiert ausbeutbarer Res¬ 
sourcen. Auf den Platz an der Sonne, 
den Lebensraum im Osten. 

Diese Lage erforderte eine Neu¬ 
positionierung der Bourgeoisie zur 
Arbeiterklasse. Bismarck hatte es 
1878 konfrontativ versucht - und war 
gescheitert. Die in Gotha zur SAPD 
vereinigten Arbeiterparteien wurden 
zu stark, um sie (Sozialistengesetze) 
als „Reichsfeinde“ einfach verbieten 
zu können. Die Arbeiterklasse wuchs 
rasch mit der Industrialisierung. Die 
Großbetriebe verlangten nach einer 
gebildeten, hierarchisch geschichteten 
Führungsstruktur, nach einer techni¬ 
schen wie kaufmännischen Funktionse¬ 
lite sowie technisch-manuell versierten 
Facharbeitern. Die mit der Monopol¬ 
bildung entstehende Arbeiteraristokra¬ 
tie ließ sich nicht nach Art des preußi¬ 
schen Junkers kujonieren. Sie verlangte 
nach besserer Bezahlung und bedurfte 
politischer, später auch ideologischer 
Integration. Bismarck hatte, als „Zu¬ 
ckerbrot“, schon bald die Sozialgesetze 
erlassen. Als die offene Repression am 
30. September 1890 endgültig geschei¬ 
tert war, war aus den wenigen Parias 
ein ernstzunehmender politischer Fak¬ 
tor geworden, der sich 1891 in Erfurt 
ein marxistisches Programm gab, sich 
nun SPD nannte, als international füh¬ 
rende Sozialdemokratische Partei aner¬ 
kannt war und 1912 trotz aller Behinde¬ 
rungen mit Abstand (34,8 Prozent) zur 
stärksten politischen Kraft im Deut¬ 
schen Reichstag aufstieg. Nicht wenige 
SPD-Wähler glaubten da, schon deut¬ 
lich mehr zu verlieren zu haben, als ihre 
Ketten. 

Proletarier aller Länder - 
der zweite Versuch 

Die I. Internationale hatte die Pariser 
Kommune nicht lange überlebt. Die 
erste internationale Arbeiterorga¬ 
nisation war an der Auseinanderset¬ 
zung mit dem Anarchismus zerbro¬ 
chen. Nun, fast zwanzig Jahre später, 
hatte der Aufschwung der Arbeiter¬ 
bewegung, die Streikbewegungen in 
Chicago, in Deutschland, Österreich, 
Frankreich, England und Russland, ge¬ 
holfen die bittere Niederlage von 1871 
zu überwinden. 

Am 14. Juli 1889, dem 100 Jahres¬ 
tag des Sturmes auf die Bastille, trafen 
sich in Paris Delegationen aus 20 Län¬ 
dern, teilweise sehr prominent besetzt, 
unter den marxistischen Forderungen 


„Enteignung der Kapitalistenklasse“, 
Vergesellschaftung der Produktions¬ 
mittel“ zum Ersten Internationalen Ar¬ 
beiterkongress. Die Parole des Mani- 
fests hatte in der leicht abgewandelten 
Form, „Proletarier aller Länder, ver¬ 
einigen wir uns!“, wieder ihren, wenn 
auch noch lockeren, organisatorischen 
Ausdruck gefunden. 

Der Integrationsdruck des Imperia¬ 
lismus machte sich jedoch schon in Pa¬ 
ris bemerkbar. Zwar war es gelungen 
sich von der „Kinderkrankheit“ des or¬ 
ganisierten Anarchismus abzugrenzen, 
aber in dem Ökonomismus der fran¬ 
zösischen „Possibilisten“ und der eng¬ 
lischen „Trade Unionisten“ zeigt sich 
schon jene kommende opportunisti¬ 
sche Strömung, welche die II. Interna¬ 
tionale letztlich beherrschen sollte. 

Noch aber kann der Kongress als 
Durchsetzung des Marxismus auch 
in der internationalen Arbeiterbewe¬ 
gung gelten. Ein Etappensieg. Letztlich 
wird die Integrationskraft des Imperi¬ 
alismus, diese gefeierte Einheit der II. 
Internationale, bei gleichzeitiger Wah¬ 
rung einer formelhaft-dogmatisierten 
marxistischen Fassade, faktisch soweit 
aushöhlen, dass sie im August 1914 so 
sang und klanglos zusammenbricht, als 
hätte es sie nie gegeben. 

Noch aber geht es um den Kampf 
für den Achtstunden-Tag, die Durch¬ 
setzung des 1. Mai als Kampftag im 
Gedenken an die Toten des Chicago- 
er Haymarket-Massakers und natür¬ 
lich um die Erhaltung des Friedens 
als „erste und unerlässliche Bedin¬ 
gung jeder Arbeiteremanzipation“. 
Der Vorsitzende des Kongresses, Wil¬ 
helm Liebknecht, (zusammen mit dem 
Kommunarden Edouard Vaillant) sah 
in der Feindschaft Deutschlands und 
Frankreichs „das Haupthindernis des 
politischen und sozialen Fortschritts in 
Europa“. 

Bis zum I. Weltkrieg wird es noch 
neun weitere große Internationale 
Kongresse geben. (Brüssel 1891, Zü¬ 
rich 1893, London 1896, Paris 1900, 
Amsterdam 1904, Stuttgart 1907, Ko¬ 
penhagen 1910 und Basel 1912). Da¬ 
bei ist der drohende imperialistische 
Krieg ein ständiges Thema. Der letz¬ 
te außerordentliche Kongress in Ba¬ 
sel steht ganz explizit unter dem Ein¬ 
druck des unmittelbar bevorstehen¬ 
den Kriegsausbruchs. Die Ursache 
des Krieges wird auch zutreffend in 
der imperialistischen Konkurrenz er¬ 
kannt. Der künftige Krieg später als 
„imperialistisch“ gebranntmarkt. Und 
dennoch bleibt die II. Internationale 
in diesem existentiellen Thema spek¬ 
takulär erfolglos. 


Unklar blieb vor allem die Frage, 
was im Falle eines Kriegsausbruchs 
tatsächlich passieren soll. Der von den 
Anarchisten als ultimative Waffe for¬ 
cierte politische Generalstreik wurde 
von Plechanow und Liebknecht mit 
einer sehr formalen Argumentation 
als nicht realisierbar zurückgewie¬ 
sen. Man wolle dem Moloch Milita¬ 
rismus keine neuen Opfer liefern, so 
Liebknecht. Die „Diktatur des Pro¬ 
letariats“, die Revolutionstheorie, die 
Staatsfrage rückten in den folgenden 
Jahren immer mehr in den Hinter¬ 
grund. Der Sozialismus wird ange¬ 
sichts der rasch zunehmenden Stärke 
der Arbeiterbewegung immer deutli¬ 
cher als eine zwangsläufige Folge ei¬ 
ner zum Automatismus verkümmer¬ 
ten Dialektik begriffen, die „weder 
Ochs noch Esel“ (Bebel) aufhalten 
könne. Die meisten Führer der II. In¬ 
ternationale bleiben in den Denkkate¬ 
gorien des vorimperialistischen Kapi¬ 
talismus verhaftet. Es macht sich eine 
Unterschätzung der Integrationsfä¬ 
higkeit, aber vor allem auch der Re¬ 
pressionsfähigkeit imperialistischer 
Apparate und Institutionen bemerk¬ 
bar. Es gibt die Vorstellung im Kriegs¬ 
fall die Revolution durchzusetzen zu 
können, ohne ein Konzept zu entwi¬ 
ckeln, wie das genau geschehen soll. 

Die Revisionismusdebatte 

1899 fasste Eduard Bernstein die 
Vorstellungen des revisionistischen 
Flügels der Sozialdemokratie in sei¬ 
ner Schrift „Die Voraussetzungen 
des Sozialismus und die Aufgaben 
der Sozialdemokratie“ zusammen. Er 
hatte schon bald nach dem Tode von 
Engels (1895) begonnen in der „Neu¬ 
en Zeit“ eine Artikelreihe unter dem 
Titel „Probleme des Sozialismus“ zu 
veröffentlichen, die eine Abkehr von 
der revolutionären Strategie hin zu 
einem bürgerlichen Reformismus be¬ 
gründen sollten. 

Bernstein hatte hier schon den Re¬ 
formismus auf den Begriff gebracht: 
„Ich gestehe es offen, ich habe für das, 
was man gemeinhin unter ,Endziel des 
Sozialismus’ versteht, außerordentlich 
wenig Sinn und Interesse. Dieses Ziel, 
was immer es sei, ist mir gar nichts, 
die Bewegung alles.“ „Die Vorausset¬ 
zungen ...“ nun, können als General¬ 
angriff auf den Marxismus insgesamt 
gelten. Es geht hier keineswegs nur 
um eine Variation der sozialdemokra¬ 
tischen Taktik, um eine Abkehr von 
der strategischen Zielstellung, die an 
sich schon, konsequenterweise, der 
Existenzberechtigung der Partei den 
Boden entzieht, es geht um mehr, um 


die Revision der wesentlichen theo¬ 
retischen Grundlagen des Marxismus. 

Dabei wagt Bernstein auch jetzt 
nicht Marx und Engels frontal anzu¬ 
greifen. Er wählt für seinen neokanti- 
anischen „roll back“ den Umweg über 
die Dialektik Hegels und die Arbeits¬ 
werttheorie Ricardos und Smiths: 
„Die logischen Purzelbäume des 
Hegelianismus schillern radikal und 
geistreich. Wie das Irrlicht, zeigt er uns 
in unbestimmten Umrissen jenseitige 
Projekte. Sobald wir aber im Vertrau¬ 
en auf ihn unseren Weg wählen, wer¬ 
den wir regelmäßig im Sumpf landen. 
Was Marx und Engels Großes geleis¬ 
tet haben, haben sie nicht möge der 
Hegelschen Dialektik, sondern trotz 
ihrer geleistet.“ Und zur Arbeitswert¬ 
theorie: „Vor allem ist die Lehre vom 
Arbeitswert darin irreführend, dass er 
doch immer wieder als Maßstab für 
die Ausbeutung des Arbeiters durch 
den Kapitalisten erscheint, wozu unter 
anderem die Bezeichnung der Mehr¬ 
wertrate als Ausbeutungsrate usw. ver¬ 
leitet.“ 

Bernsteins ökonomischer Revisio¬ 
nismus, der in einer Gleichsetzung der 
subj ektiv-psychologischen Grenznut¬ 
zenschule mit der marxistischen Ar¬ 
beitswerttheorie gipfelt, tritt vor allem 
als Modernisierung als Anpassung an 
die neuen (sozialökonomisch-integra- 
tiven) Realitäten des Imperialismus 
auf (die eben neue Möglichkeiten 
vor allem für die privilegierte Schicht 
der Arbeiteraristokratie ermöglich¬ 
te). Die „sozialistische Katastrophi- 
tis“ also die Theorie einer Zuspit¬ 
zung der Widersprüche aufgrund der 
inneren Dialektik des Kapitalismus 
ablehnend, postulierte er die ökono¬ 
mische Anpassungsfähigkeit und zu¬ 
nehmende Krisensicherheit des mo¬ 
dernen Kapitalismus. Die Eroberung 
der Macht sei „verfrüht“, es gebe die 
Möglichkeit des allmählichen „Hin¬ 
einwachsens in den Sozialismus“. 

In Bernsteins Thesen spiegelt sich 
der schlichte Glaube an die Extrapo¬ 
lation der Boomphase 1895 ff. Ähn¬ 
lichkeiten mit den 1990er Jahren sind 
da kein Zufall. 

★ 

Auf den bürgerlichen Antimarxismus, 
speziell den deutschen Neokantianis- 
mus anspielend, schlussfolgert Lenin 
es sei „nicht verwunderlich, dass die 
,neue kritische’ Richtung in der Sozi¬ 
aldemokratie mit einem Schlag als et¬ 
was völlig Fertiges hervortrat, so wie 
Minerva dem Haupte Jupiters ent¬ 
stieg. Ihrem Inhalt nach brauchte sich 
diese Richtung nicht zu entwickeln 
und herauszubilden: sie wurde direkt 
aus der bürgerlichen Literatur in die 
sozialistische übertragen.“ 

In der sich anschließenden „End¬ 
ziel-Debatte“ verfochten die Parteilin¬ 
ken Clara Zetkin, Rosa Luxemburg, 
Franz Mehring, Wilhelm Liebknecht) 
ideologisch eine scharfe Abgrenzung 
zum Revisionismus Bernsteins und 
organisationspolitisch den Ausschluss 
der Revisionisten aus der Partei. 

Rosa Luxemburg resümiert: Die¬ 
se ganze Theorie läuft praktisch auf 
nichts anderes als den Rat hinaus, die 
soziale Umwälzung, das Endziel der 
Sozialdemokratie, aufzugeben und die 
Sozialreform umgekehrt aus einem 
Mittel des Klassenkampfes zu seinem 
Zwecke zu machen. 

Die Linken konnten sich aber ge¬ 
gen die Parteiführung um Karl Kaut- 
sky nicht durchsetzen. Kautsky (der 
„geborene Pedant und Haarspalter“, 
so Engels) lehnte zwar den Revisio¬ 
nismus seines alten Freundes Bern¬ 
stein ab, wandte sich aber entschieden 
gegen den Ausschluss der Revisionis¬ 
ten aus der Partei. Im Gegenteil mein¬ 
te er, Bernsteins Buch sei wertvoll für 
die Bewegung: „Die Entscheidung 
über das Problem der proletarischen 
Diktatur können wir wohl ganz ruhig 
der Zukunft überlassen.“ 

Dies war schon eher eine „Kapitu¬ 
lation vor dem Opportunismus“, wie 
Lenin feststellte. Durch diese Tolerie- 














m unsere zeit 


Theorie und Geschichte 


Freitag, 25. Juli 2014 19 


rungs- und Beschwichtigungspolitik 
nach rechts versuchte die Parteifüh¬ 
rung in einer Organisation zwei Flügel 
mit entgegengesetzten Zielstellungen 
zu vereinigen. Nach der ersten großen 
Krise der II. Internationale können 
sich die Revisionisten, zwar ideolo¬ 
gisch unterlegen, organisationspoli- 
tisch durchaus als Gewinner fühlen, 
wie es sich in der „Versöhnung“ beim 
Internationalen Kongress in Paris, 
1900, dann auch bestätigte. 

Bolschewismus, „Was tun?“ 

Die harte Repression des reaktionä¬ 
ren Zarismus (Illegalität, Verfolgung 
durch die Ochrana (die zaristischen 
Geheimdienste) beförderten die Aus¬ 
richtung der SDAPR (Sozialdemokra¬ 
tische Arbeiterpartei Russlands) - 
und in der Folge die der revolutio¬ 
nären Parteien ganz allgemein - auf 
die zunehmend repressiveren Bedin¬ 
gungen des Imperialismus. Nicht zu¬ 
letzt unter dem Eindruck der oppor¬ 
tunistischen Herausforderung Bern¬ 
steins schrieb Lenin von Herbst 1901 
bis Februar 1902 die Broschüre „Was 
tun?“. Der Text versucht eine Antwort 
auf die Frage, wie eine sozialistische 
Revolution nicht nur zu propagieren, 
sondern tatsächlich durchzuführen ist. 
Er begründet die Notwendigkeit ei¬ 
ner proletarischen Avantgarde, einer 
Organisation aktiver, entschlossener 
und verlässlicher Kämpfer, einer Ka¬ 
derpartei, deren personell-organi¬ 
satorisches Rückgrad ein Kreis von 
Berufsrevolutionären ist, die sich um 
eine revolutionäre Zeitung („Iskra“), 
dem seinerzeit primären Kommunika¬ 
tionsmedium gruppieren. 

Im Gegensatz zur üblichen To- 
lerierungspolitik macht „Was tun?“ 
scharf Front sowohl gegen die anar¬ 
chistische „Anbetung der Spontane¬ 
ität“ wie auch gegen die „Handwer¬ 
kelei der Ökonomisten“. Lenin: „Wir 
schreiten als eng geschlossenes Häuf¬ 
lein, uns fest an den Händen haltend, 
auf steilem und mühevollem Wege 
dahin. Wir sind von allen Seiten von 
Feinden umgeben und müssen fast 
stets unter ihrem Feuer marschieren. 
Wir haben uns, nach frei gefasstem 
Beschluss, eben zu dem Zweck zu¬ 
sammengetan, um gegen die Feinde 
zu kämpfen und nicht in den benach¬ 
barten Sumpf zu geraten, (...) Und 
nun beginnen einige von uns zu rufen: 
Gehen wir in diesen Sumpf! Will man 
ihnen ins Gewissen reden, so erwidern 
sie: Was seid ihr doch für rückständi¬ 
ge Leute! und ihr schämt euch nicht, 
uns das freie Recht abzusprechen, 
euch auf einen besseren Weg zu ru¬ 
fen! - O ja, meine Herren, ihr habt die 
Freiheit, nicht nur zu rufen, sondern 
auch zu gehen, wohin ihr wollt, selbst 
in den Sumpf; wir sind sogar der Mei¬ 
nung, dass euer wahrer Platz gerade 
im Sumpf ist, und wir sind bereit, euch 
nach Kräften bei eurer Übersiedlung 
dorthin zu helfen. Aber lasst unsere 
Hände los, klammert euch nicht an 
uns und besudelt nicht das große Wort 
Freiheit, denn wir haben ja ebenfalls 
die „Freiheit“, zu gehen, wohin wir 
wollen, die Freiheit, nicht nur gegen 
den Sumpf zu kämpfen, sondern auch 
gegen diejenigen, die sich dem Sump¬ 
fe zuwenden!“ 

Revolution von 1905 

Die Russische Revolution von 1905 
war die erste Volkserhebung unter 
den Bedingungen des Imperialismus 
und zugleich unter den speziellen re¬ 
pressiven Verhältnissen der Selbst¬ 
herrschaft. 

Der Kampf um bürgerliche Eman¬ 
zipation verknüpfte sich mit dem 
Kampf um die Soziale Revolution. Die 
schwankende Haltung, die das Bürger¬ 
tum zur vollen Durchsetzung bürgerli¬ 
cher Rechte spätestens seit den 1848er 
Revolutionen, insbesondere aber seit 
der Kommune von 1871 eingenommen 
hatte, das Paktieren mit der Adelsreak¬ 
tion, war aufgrund der relativen Schwä¬ 
che der russischen Bourgeoisie in Russ¬ 
land besonders ausgeprägt. 

Um dennoch erfolgreich zu sein, 
wuchs dem russischen Proletariat eine 
besondere Verantwortung, eine füh¬ 
rende Aufgabe zu. Nur unter seiner 
Führung würden die Durchsetzung 
bürgerlich-demokratischer Verhält¬ 


nisse und die Beseitigung der feudal¬ 
leibeigenen Überreste möglich sein. 
Dazu war - neben der Neutralisierung 
des zur reaktionären Kumpanei nei¬ 
genden Bürgertums - ein enges Bünd¬ 
nis mit den Bauern, ein mobilisie¬ 
rendes Agrarprogramm, notwendig. 
Gleichzeitig schuf die Speziük dieses 
Revolutionsmodus eine neue Aus¬ 
gangslage für die sozialistische Revo¬ 
lution. Unter den Bedingungen einer 
zunehmend reaktionäreren Bourgeoi¬ 
sie machte es keinen Sinn auf die volle 
Entfaltung bürgerlicher Verhältnisse 
als günstigste Ausgangsbedingung für 
die sozialistische Revolution zu set¬ 
zen. Die Bourgeoisie hatte spätesten 
mit der Niederschlagung der Kommu¬ 
ne und der Ermordung der 30 000 hin¬ 
reichend unter Beweis gestellt, wozu 
sie im Zweifel in der Lage sein würde. 
Die Dynamik der bürgerlich-demo¬ 
kratischen Umwälzung musste daher 
als Anstoßmoment für das Ingangset¬ 
zen der sozialistischen Umwälzung 
genutzt werden. Es galt nun, nicht auf 
halbem Weg stehen zu bleiben. 

Volle Herausbildung der 
drei Strömungen in der 
Sozialdemokratie 

Lenin hatte unter dem unmittelbaren 
Eindruck der 1905er Revolution mit 
der Broschüre: „Zwei Taktiken der 
Sozialdemokratie in der demokrati¬ 
schen Revolution“, ein detailliertes 
Konzept vorgelegt, wie der Kampf um 
die Erringung der politischen Macht 
unter den Bedingungen des Imperia¬ 
lismus konkret aussehen könnte. Da¬ 
mit war die diffuse Hoffnung der II. 
Internationale auf die quasi automati¬ 
sche Geschichtsmächtigkeit des Marx- 
schen Vorworts „Zur Kritik der Politi¬ 
schen Ökonomie“, der Glaube an den 
„Sozialismus in seinem Lauf“ in kon¬ 
krete Taktik, in revolutionäres Han¬ 
deln überführt. Und dieses Handeln 
hatte immer ein internationalistisches 
zu sein. Ein Sieg über den Zarismus 
„würde allen Arbeitern aller Natio¬ 
nen, in allen Staaten, in allen Teilen 
des Erdballs ihre Sache erleichtern.“ 
(Lenin) 

Spaltete sich die SDAPR auf dem 
II. Parteitag schon an der Statutenfra¬ 
ge, an der leninschen Forderung zur 
aktiven Mitarbeit, so war mit „Was 
tun?“ und den „Zwei Taktiken“, eine 
klare Grenzlinie nicht nur zum Revi¬ 
sionismus, sondern auch zur mehrheit¬ 
lichen Führung der II. Internationale 
gezogen. 

In der Folge verfestigten sich, auch 
international, die drei Strömungen in 
der Sozialdemokratie. 

Die revolutionäre Parteilinke um 
Lenin, Liebknecht und Luxemburg, 
die reformistischen Opportunisten um 
Bernstein und die im vorimperialisti¬ 
schen Denken verhafteten Zentristen 
um Kautsky. Da die Konzeption Letz¬ 
terer letztlich auf einer anachronisti¬ 
schen Illusion basierte, konnte ihre 
Existenz keinen Bestand haben. Viele 
neigen im Zweifel ohnehin dem Op¬ 
portunismus zu. Die Biographie Kau- 
tskys ist da beispielhaft. 

Der Zusammenbruch 1914 

Die russische Revolution von 1905 
und der Aufschwung der proletari¬ 
schen Kampfaktionen in Deutsch¬ 
land lösten in der SPD noch ein¬ 
mal eine Debatte über den politi¬ 
schen Massenstreik aus, an der sich 
Parvus, eigentlich Alexander Hel- 
phand, („Staatsstreich und politi¬ 
scher Massenstreik“) und vor allem 
Rosa Luxemburg („Ermattung oder 
Kampf?“) und Karl Kautsky („Was 
nun?“) beteiligten. 

1907 hatte die Partei allerdings bei 
der „Hottentottenwahl“, einer von der 
Bülow-Regierung mit einer massiv na¬ 
tionalistischen und kolonialistischen 
Kampagne geführten Reichstagswahl, 
38 ihrer 83 Reichstagssitze verloren. 

Das Ergebnis gab, wie üblich, den 
Opportunisten Oberwasser. 

Der Massenstreik verschwand wie¬ 
der in der Versenkung und tauchte 
erst 1910 im Kampf gegen das preußi¬ 
sche Dreiklassenwahlrecht wieder auf. 
Gegen Luxemburgs Forderung nach 
Aufgreifen der russischen Erfahrun¬ 
gen, der Erweiterung, Flexibilisierung 
und Verschärfung der Kampfformen 


durch Massenaktionen, polemisiert 
Kautsky, in dem er, theoretisch, auf 
eine zunehmend abstraktere Ebene 
„linker“ Sophistik ausweicht und, po¬ 
litisch, die Erfolge der „Ermattungs¬ 
strategie“ (des Parlamentarismus) 
gegen die Risiken der „Niederwer¬ 
fungsstrategie“ (Revolution) heraus¬ 
streicht. Die Polemik gipfelt in seinem 
Text „Die Aktion der Masse“ (1912), 
in dem er „der Masse“ eine gewisser¬ 


maßen klassenneutrale, potentiell re¬ 
aktionäre Struktur zuweist. Stellen¬ 
weise ist eine Nähe zur reaktionären 
Massenpsychologie Le Bons nicht zu 
übersehen. Je näher die Unausweich- 
lichkeit der Entscheidungssituation 
rückt, umso klarer erscheint das Über¬ 
wechseln der Zentristen ins Lager der 
Opportunisten. 

„Gefahr ist im Verzüge“, verkün¬ 
dete der „Vorwärts“ am 25. Juli 1914, 


„Der Weltkrieg droht! Die herr¬ 
schenden Klassen, die euch im Frie¬ 
den knechten, verachten, ausnutzen, 
wollen euch als Kanonenfutter miss¬ 
brauchen. Überall muss den Machtha¬ 
bern in den Ohren klingen: Wir wollen 
keinen Krieg! Nieder mit dem Kriege! 
Es lebe die internationale Völkerver¬ 
brüderung!“ 

Die Zeitung war kaum gedruckt, 
da hatte Albert Südekum der Reichs¬ 
regierung schon die Zustimmung der 
SPD zu den Kriegskrediten signali¬ 
siert. Wieder einmal, wie Fraktions¬ 
chef Hugo Haase vor dem Reichs¬ 
tag verkündete, zur „Verteidigung 
Deutschlands“, und der „Errungen¬ 
schaften der deutschen Arbeiterklas¬ 
se“ und, wie originell, gegen den „rus¬ 
sischen Despotismus“. 

„Der Kriegszustand ist erklärt (...) 
bis zur letzten Minute hat das inter¬ 
nationale Proletariat seine Schuldig¬ 
keit getan“, behauptete der „Vorwärts“ 
sieben Tage später, am 1. August. „So 
müssen wir jetzt dem, was auch kom¬ 
men mag, mit Festigkeit ins Auge se¬ 
hen (...) Unbesonnenheiten,nutzlose 
und falsch verstandene Opfer schaden 
in diesem Augenblick nicht nur dem 
Einzelnen, sondern unserer Sache.“ 
So sah es also aus, wenn die SPD, wie 
in Basel versprochen, „alles aufbot“. 
Das große Völkerschlachten konnte 
beginnen. „Unbesonnenheiten“ wa¬ 
ren nicht zu erwarten. Die Genossen 
durften dem Tod „mit Festigkeit ins 
Auge sehen“. 

In den übrigen Zentralen der II. In¬ 
ternationale sah es bis auf wenige Aus¬ 
nahmen (Russland, Serbien, Bulgarien) 
kaum anders aus. Der große Versuch 
von 1889, der zweite internationalisti¬ 
sche und antimilitaristische Emanzi¬ 
pationsversuch der Arbeiterbewegung 
war im Sumpf des Sozial- und National¬ 
chauvinismus untergegangen. 

ln der Ära der Noske 
und Zörgiebel 

Der Reformismus hatte sein „Erstge¬ 
burtsrecht für ein Linsengericht ver¬ 
kauft“ (Lenin). Er beruht auf der Spe¬ 
kulation der privilegierten Teile des 
Proletariats, an der Ausbeutung des 
Imperialismus, nach Innen wie Außen, 
materiell beteiligt zu werden. Die Ge¬ 
schäftsgrundlage dieser Spekulation 
besteht im Kern darin, dass der Refor¬ 
mismus zuverlässig die revolutionären 
Kräfte niederhält. 

Mit dem Roten Oktober, der 
Gründung der III. Internationale 
und dem Entstehen einer kommu¬ 
nistischen Weltbewegung, war dieser 
Kumpanei eine neue Herausforde¬ 
rung zugewachsen. Nicht nur wüste 
Polemik (Kautsky, „Die Diktatur des 
Proletariat“) war gefordert, sondern 
auch konkretes Handeln. „Einer muss 
der Bluthund sein“, der das Feuer auf 
die Arbeiter des November 1918 und 
des 1. Mai 1929 eröffnen ließ. 

Die Toten der Herren Noske und 
Zörgiebel, und manches andere, lie¬ 
ßen die Revolutionäre nicht unbeein¬ 
druckt. Und die Wut stand manchmal 
der nüchterne Einschätzung im Wege. 
Die Strukturen aber sind die gleichen 
geblieben, auch wenn diese Herren 
manchmal Schmidt hießen oder Bahr. 
Der Feind steht immer links und da¬ 
gegen gehen sogar Atomraketen in 
Ordnung. 

★ 

Der Neoliberalismus hat es dennoch 
zu einer neuen Qualität gebracht. 
Ohne sozialistische Herausforde¬ 
rung keine generösen Privilegien. 
Die Sozialdemokratie (Blair/Schrö¬ 
der) ist von einer reformistischen 
Partei zur Speerspitze des Sozialab¬ 
baus und der Verelendung geworden. 
Einer Umverteilung von Unten nach 
Oben in dreistelliger Milliardengrö- 
ße. Sie hat für ein paar Regierungs¬ 
sessel auch noch ihr Linsengericht 
verkauft. 

Und sie hat nicht nur einen impe¬ 
rialistischen Krieg billigend in Kauf 
genommen, sondern ihn aktiv herbei¬ 
geführt. Sie hat mit Bomben auf Bel¬ 
grad das Tabu des „Nie wieder von 
deutschem Boden ...“ gebrochen. Und 
das nach zwei Weltkriegen mit 70 Mil¬ 
lionen Toten. 

Tiefer in den Sumpf geht es kaum. 
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„Wir wollen keinen Krieg! Nieder mit dem Kriege! Hoch die internationale 
Völkerverbrüderung!“ (Der SPD-Parteivorstand am 25.7.1914) 

„Wir lassen in der Stunde der Gefahr das eigene Vaterland nicht im Stich.“ (Die 
SPD-Reichstagsfraktion am 4.8.1914) 



Januar 1919: Gustav Noske beim Truppenbesuch. 
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Meine progressive Woche 

Vom 12. bis 18. Juli 


Sonntag 

Es ist vollbracht. Nun sind wir Weltmeister. 
Einer von uns ist Wolfgang Niersbach - 
Präsident und früher Pressechef des Deut¬ 
schen Fußballbundes (DFB). Da er vor 
1954 geboren wurde, ist er heute schon 
zum vierten Male Weltmeister geworden. 
Vielleicht darf er deswegen in so viele Mik¬ 
rophone sagen, dass sich das Glücksgefühl 
von 1990 nun wiederhole. Dass er nicht 
von 1954 und 1974 spricht ist hoffentlich 
kein Mangel an nationaler Gesinnung. 

Das kann aber bei unserem Wolfgang 
eigentlich nicht der Fall sein. Der zog 
schon 1994 - also lange vor der Kanz¬ 
lerin - für Volk und Vaterland gegen die 
USA zu Felde. Und das kam so: Im Vor¬ 
feld der WM 1994 in den USA setzte der 
DFB ein Länderspiel gegen England für 
den 20. April in Berlin an - auf Führers 
Geburtstag in Führers Stadion. Das ne¬ 
gative Echo tat man ab. Der 20. April 
sei „kein bemerkenswertes Datum“. Ge¬ 
gen die durch den Berliner Innensena¬ 
tor verfügte Absetzung protestierte die 
DFB-Führung scharfund hielt an Spiel¬ 
ort und -datum fest. Es waren schließlich 
die Engländer, die das Spiel absagten. 

Den eigentlichen Skandal leistete sich 
DFB-Pressechef Niersbach. Als Ursache 
der internationalen Kritik machte er die 
Tatsache aus, dass „80 Prozent der ameri¬ 
kanischen Presse in jüdischer Hand“sei¬ 
en. Als Beispiel nannte er eine Serie der 
Washington Post zum 50. Jahrestag des 
2. Weltkrieges:„Da haben die Deutschen 
jeden Tag was um die Ohren bekommen.“ 
Wolfgang Niersbach wurde nicht entlas¬ 
sen, ja nicht einmal gerügt. Heute ist er 
Chef von's Ganze. Ich glaub \ ich will gar 
kein Weltmeister sein, zumindest nicht im 
Verein mit Wolfgang. 

Mittwoch 

Manchmal wundert man sich, warum 
Autobahnen, Bundes- und Landstraßen, 
Parkplätze und Bürgersteige immer noch 
voll mit Autos jeder Art sind. 

Gerade hat BMW weltweit 1,6 Mio. 
Autos in die Werkstätten gerufen - letz¬ 
ten Monat bereits über 200 000. Japans 


Autokonzerne riefen im vergangenen 
Jahr drei Millionen Autos in die Werk¬ 
stätten, die amerikanischen Autokonzer¬ 
ne rufen nicht gern, aber oft zurück. Die 
deutschen Autobauer stehen kaum nach. 
Immer heißt es, kein Problem, „wir“ ha¬ 
ben die Sache im Griff. 

Selten lesen wir, dass die Rückrufe mit 
(tödlichen) Unfällen im Zusammenhang 
stehen. Das ist natürlich kein Zufall. Die 
finanziellen Dinge regeln die Herrschaf¬ 
ten (Versicherer ; Staatsführungen, Kon¬ 
zerne) unter sich, sterben dürfen wir. 

★ 

Kaum sagt der Zeuge Brandt aus, ent¬ 
zieht NSU-Mitglied Zschäpe ihren Ver¬ 
teidigern das Vertrauen. Brandt ist als V- 
Mann und Neofaschist ein intimer Ken¬ 
ner der Nazi-Terroristen des NSU. Drei 
Tage soll er aussagen. Der Mär vom 
Herd-Heimchen Zschäpe widerspricht 
er schon am ersten Tag. 

Das musste gestoppt werden. „Neben¬ 
bei“ schafft das so oder so Revisionsgrün¬ 
de. Die Prozess-Farce geht weiter. 

Donnerstag 

Das australische Parlament hat entschie¬ 
den, den Ausstoß von CO 2 -Gasen nicht 
mehr zu besteuern. Bereits heute ist Aus¬ 
tralien nach den USA das Land mit dem 
größten CO 2 -Ausstoß der Welt. An Kri¬ 
tikern der Entscheidung hatte es im Vor¬ 
feld nicht gefehlt. Selbst zahlreiche aus¬ 
tralische Wirtschaftsmanager hatten die 
Klimasteuer effizient bei dem Versuch ge¬ 
nannt, die Erderwärmung zu verringern. 
Auch EU-Klimakommis sarin Connie 
Hedegaard hatte dagegengehalten und 
nach der Entscheidung tapfer verkündet, 
die EU lasse sich durch den australischen 
Beschluss nicht in ihrer Politik beirren. 

Das mag das Eine sein, das Andere 
ist, dass die Gesetze des globalen Kapi¬ 
talismus über Frau Hedegaards from¬ 
me Überzeugungen hinwegtrampeln 
werden. Die ohnehin mehr verbale als 
reale Umweltsteuerpolitik liegt in Trüm¬ 
mern. Umweltschutz und Kapitalismus 
gehen eben nicht zusammen. 

Adi Reiher 


Den Sozialismus vor Augen 

Der Cründungskongress der II. Internationale 


A m 100. Jahrestag des Sturmes 
auf die Bastille trat in Paris am 
14. Juli 1889 ein Internationaler 
Arbeiterkongress zusammen, der im 
Folgenden allgemein als Gründungs¬ 
kongress der II. Internationale angese¬ 
hen wurde. 

Bis zum 20. Juli tagten zunächst 391 
Delegierte, deren Zahl im Laufe der 
Beratung auf 467 anwuchs. Sie vertra¬ 
ten sozialistische Parteien, Gruppen 
und Arbeiterorganisationen aus Ar¬ 
gentinien, Belgien, Bulgarien, Däne¬ 
mark, Deutschland, Finnland, Frank¬ 
reich, Großbritannien, Italien, den 
Niederlanden, Norwegen, Österreich, 
Polen, Rumänien, Russland, Schweden, 
der Schweiz, Spanien, Ungarn und den 
USA. 

In allen wesentlichen Fragen set¬ 
zen sich die marxistischen Auffassun¬ 
gen durch. Der Kongress stimmt dem 
Bericht von Clara Zetkin zu, in dem sie 
die Frauenemanzipation als Teil der so¬ 
zialen Frage darstellt. Der Kongress ori¬ 
entiert auf die Bildung und Festigung 
sozialistischer Parteien und gewerk¬ 
schaftlicher Massenorganisationen, auf 
den Kampf um demokratische Rech¬ 
te und soziale Verbesserungen, auf die 
Nutzung aller legalen Möglichkeiten, 
insbesondere des parlamentarischen 
Kampfes. Der Kampf für den Frieden 
und gegen den Militarismus werden zu 
unerlässlichen Bedingungen der Ar¬ 
beiteremanzipation erklärt. Die welt¬ 
historische Mission der Arbeiterklasse, 
die Expropriation der Expro-priateure 
und die Vergesellschaftung der Pro¬ 
duktionsmittel werden bekräftigt. Der 
1. Mai wird als der Tag festgelegt, an 
dem in allen Ländern Jahr für Jahr für 
den Acht-Stunden-Tag und die übrigen 
Beschlüsse des Kongresses Kundgebun¬ 
gen organisiert werden. 

Dem Kongress vorangegangen war 
ein allgemeiner Aufschwung der inter¬ 


nationalen Arbeiterbewegung. In den 
großen Industrieländern mehrten sich 
die Streiks. Französische und deutsche 
Bergarbeiter, US-amerikanische Pro¬ 
letarier und englische Hafenarbeiter 
kämpften für ihre Rechte. Die sozialis¬ 
tischen Parteien in Deutschland, Frank¬ 
reich und Österreich erstarkten poli¬ 
tisch und ideologisch. In den USA und 
Großbritannien gewannen die Vertre¬ 
ter des Marxismus an Boden. Der greise 
Friedrich Engels bearbeitete den Nach¬ 
lass von Karl Marx und leistete prakti¬ 
sche Hilfe bei der Stärkung der Arbei¬ 
terorganisationen in vielen Ländern. Er 
gehörte zu den treibenden Initiatoren 
des Kongresses. 

Die Delegierten des Kongresses 
repräsentierten Millionen Proletarier. 
Dementsprechend groß war ihr Enthu¬ 
siasmus und ihr berechtigtes Selbstbe¬ 
wusstsein. Edouard Vauillant, der ge¬ 
meinsam mit Wilhelm Liebknecht zum 
Präsidenten des ersten Sitzungstages ge¬ 
wählt worden war, nannte den Kongress 
„einen der großen Ereignisse in der Ge¬ 
schichte der Völker“. Liebknecht sprach 
vom „Welt-Arbeiterparlament, dem ers¬ 
ten, welches die Welt je gesehen hat“. 

Dieser Optimismus trug weiter, man 
sah den Sozialismus vor Augen. 1891 
sprach August Bebel beim Erfurter Par¬ 
teitag der deutschen Sozialdemokratie 
seine Überzeugung aus, dass „die Ver¬ 
wirklichung unserer Ziele so nahe ist, 
dass wenige in diesem Saale sind, die 
diese Tage nicht erleben werden“. 

Mit dem Anwachsen der Arbeiteror¬ 
ganisationen, den Erfolgen bei zahlrei¬ 
chen Parlamentswahlen in den beiden 
folgenden Jahrzehnten hielt das politi¬ 
sche Bewusstsein nicht Schritt. Die mar¬ 
xistische Grundlage des Gründungskon¬ 
gresses ging verloren. Im Angesicht des 
ersten Weltkrieges versagten die Führer 
der II. Internationale, die daraufhin zer¬ 
brach. AR 


Der Friedensrat Markgräflerland... 



... nutzte die 9. Etappe der diesjährigen Tour der France, um auf sein Anliegen aufmerksam zu machen: Eine Welt 
in Frieden ist möglich. Deshalb deklarierte er einen Streckenabschnitt dieses bedeutenden Radrennens als„Tour 
de la Paix“. Hier überfährt der spätere Etappensieger Toni Martin diesen Abschnitt. 


Beklemmend, blind, einäugig 

Die Krise des (brasilianischen) Fußballs 



Beim public viewing konnte man sich die Krise des Fußballs in aller Gemütlich¬ 
keit schön gucken. 


Das brasilianisch-deutsche Halbfinale 
dieser 20. Fußballweltmeisterschaft war 
vor allem eine Niederlage der Selegäo. 
Philipp Lahm hatte durchaus recht, als 
er in einem Interview sagte: „Das war 
beklemmend, ich war gar nicht eupho¬ 
risch. Niemand will, dass der Gegner 
Fehler macht, die auf diesem Niveau 
sonst nicht passieren.“ 

Das 1:7 zerrte die langwierige Kri¬ 
se des brasilianischen Fußballs vor 
die Augen der Weltöffentlichkeit. Die 
Angst vor dem Versagen, der Druck 
der nationalen Euphorie können in die¬ 
sem Maße nur wirksam werden, wenn 
das Vertrauen in die eigene Kraft be¬ 
reits angeschlagen ist. 

Diese Kraft des brasilianischen 
Spieles beruht auf drei Faktoren tech¬ 
nischer Brillianz, körperlicher Härte 
und taktischer Disziplin. Diese wur¬ 
zeln in der Funktion des Profifußballs 
als Vehikel des sozialen Aufstiegs. Wo 
sonst kaum Möglichkeiten dazu be¬ 
stehen, wird der Sport schon von den 
Kleinsten mit aller Ernsthaftigkeit be¬ 
trieben - immer in der Hoffnung „ent¬ 
deckt“ zu werden. So entsteht ein Spie¬ 
lertyp, wie er über einen so langen Zeit¬ 
raum in keinem anderen Land und vor 
allem nicht in so großer Zahl zu beob¬ 
achten war. 

Seit fast 100 Jahren existiert das 
brasilianische Fußballwunder. Schon 
in den 20er Jahren wurde der Fußball 
dort professionalisiert. Die brasilia¬ 
nische Nationalmannschaft nahm als 
einzige an allen 20 Weltmeisterschaf¬ 
ten teil - mit beispiellosem Erfolg, fünf¬ 
mal errang die Selegäo den Weltmeis¬ 
tertitel. Nicht nur ein Fußballexperte 
war der Meinung, dass es auf die Krone 
des Weltfußballs eigentlich nur diesen 
einen Anwärter gab. 

Doch der Mythos kam vor dem 
Ausverkauf. Die Eurozentrierung des 
Fußballs zerstörte nicht nur den auf¬ 
flackernden Aufstieg des afrikani¬ 
schen Fußballs, sondern führte auch 
zum „Ausbluten“ der brasilianischen 
nationalen Fußball Liga. Laut wikipe- 
dia spielen heute 5 000 Brasilianer im 
Ausland. Allein 2008 verließen mehr 


als 1 100 Profis ihre Heimatvereine. 
Deren Finanzierung gerät immer mehr 
in Abhängigkeit von Mäzenen, die vor 
allem eins wollen: Geld verdienen. Der 
Ausverkauf beschleunigt sich, weil es 
in Brasilien inzwischen drei Sorten 
von Fußball-Profis gibt: 1. Wenige gut¬ 
verdienende Stars 2. „Normalverdie¬ 
ner“ (etwa 5 000 Dollar Monatsgehalt) 
und 3. „Fußballtagelöhner“, die mehr 
schlecht als recht nach „Erfolg“ bezahlt 
werden. Natürlich drängen die besten 
Spieler unter diesen Umständen an die 
Fleischtöpfe der europäischen Ligen. 

Das fußballerische Niveau in Brasi¬ 
lien selbst sinkt, die Selegäo rekrutiert 
sich vor allem aus Spielern, die in Euro¬ 
pa tätig sind. Der Zusammenhang na¬ 
tionale Vereine-N ationalmannschaft 
geht verloren. Das bedeutet auch, we¬ 
niger gemeinsames Training, weniger 
menschlicher Umgang. Bei der ver¬ 
gangenen Weltmeisterschaft konnte 
man zudem beobachten, dass die Di¬ 
stanz zwischen Fans und Mannschaft 
gewachsen ist. Wann hat man erlebt, 
dass brasilianische Fans während des 
Spiels den Gegner bejubeln, wie beim 
erwähnten Halbfinale. 

Doch nicht nur der brasilianische 
Fußball ist in der Krise. Die wachsende 


Dominanz des Vereinsfußballs rund um 
die Geldmaschine Championsleague 
ist allerorten spürbar. Der letzte Welt¬ 
meister Spanien spielte Tiki-Taka wie 
der FC Barcelona. Die großen Vereins¬ 
stars wie Messi oder Ronaldo sind in 
ihren Nationalmannschaften tenden¬ 
ziell isoliert, weil sie ihre eigentliche 
Ausbildung in den Vereinen erhalten. 
Die sind ihre eigentliche - fußballeri¬ 
sche - Heimat. 

Das Ende der Nationalmannschaf¬ 
ten, wie einst von Dampfplauderer Be¬ 
ckenbauer gewünscht, kommt trotzdem 
nicht. Zumindest nicht, solange die WM 
für die FIFA derart viel Geld abwirft 
und - solange Nationalmannschaften 
für politische Zwecke so „wunderbar“ 
missbraucht werden können, wie Mer¬ 
kel und Co. es gerade wieder vorge¬ 
führt haben. 

Die Krise des nationalen Fußballs 
ergreift nach heutigem Stand immer 
mehr Länder. In Argentinien, Itali¬ 
en, England, selbst den Niederlanden 
zeigen sich Symptome. Unter solchen 
Umständen kann die deutsche Nati¬ 
onalmannschaft noch einige Zeit der 
Einäugige unter den Blinden sein - 
wer’s mag. 

Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


AKW-Rückbau - 
Zu welchem Preis? F 2014 

Der Abriss von AKW ist teuer, lang¬ 
wierig und gefährlich. Neun franzö¬ 
sische Anlagen sind am Ende ihrer 
Laufzeit angekommen. Die technisch 
veralteten Kraftwerke werden nun 
zurückgebaut. Der Stromversorger 
EDF versucht, die verunsicherte Be¬ 
völkerung zu beruhigen und verkün¬ 
det, den Prozess des kerntechnischen 
Rückbaus unter Kontrolle zu haben. 
Doch die Realität sieht anders aus: Im¬ 
mer wieder kommt es zu technischen 


Zwischenfällen, die Menschen in den 
betroffenen Regionen empfinden ein 
ständiges Kontaminationsrisiko. Und 
bis heute gibt es keine wirklich sichere 
Lagerung für radioaktive Abfälle, die 
zum Teil über Hunderttausende Jahre 
eine Gefahr darstellen werden. 

Di., 29.7., 20.15-21.25 Uhr, arte 

Der Banker. Master of 
The Universe, D 2014 

Die Dokumentation will vor der selbst¬ 
zerstörenden Dynamik von Profitgier 
und Turbokapitalismus warnen. Der 


nächste Crash steht bevor, meint der 
Ex-Investmentbanker Rainer Voss. 
Schaun wer mal. 

Di., 29.7., 22.45-0.15 Uhr, ard 

Junge Frau von 1914 (i), DDR 1970 

Verfilmung des Romans von Arnold 
Zweig. Der Ausbruch des 1. Weltkrie¬ 
ges überschattet die Liebe eines ar¬ 
men Poeten und einer Bankierstoch¬ 
ter. Glanzrolle für Jutta Hoffmann. 
Der zweite Teil wird in der Nacht zum 
Sonntag ausgestrahlt. 

Sa., 2.8., 0.15-1.35 Uhr, mdr 















